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155. Sitzung 

Bonn, den 11. September 1985 

Beginn: 13.00 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Kabinettberichterstattung 
Meine Damen und Herren, erlauben Sie, daß ich 

zunächst einige Bemerkungen zum Ablauf dieses 
neuen Verfahrens mache. 

Mit der Kabinettberichterstattung verwirklichen 
wir eine Empfehlung der Ad-hoc-Kommission Par-
lamentsreform. Sie hat gemäß dem Einsetzungs-
beschluß des Deutschen Bundestages vom 20. Sep-
tember 1984 vor der Sommerpause ihren Bericht 
vorgelegt, der neben anderen auch diesen Vor-
schlag enthält. Die Einzelheiten des Verfahrens 
sind dort aufgeführt. Mit der Bundesregierung und 
im Ältestenrat wurde Einvernehmen erzielt, daß 
wir mit dieser neuen Unterrichtungsform jetzt zu-
nächst probeweise beginnen. 

Wenn wir wollen, daß sich diese zusätzliche Un-
terrichtungsmöglichkeit für den Bundestag be-
währt, ist es wichtig, daß die Voraussetzungen rich-
tig gesehen und die Verfahrensformen eingehalten 
werden. 
Zunächst ist von Bedeutung, daß die Kabinettbe-

richterstattung nicht auf einem durchsetzbaren An-
spruch des Parlaments beruht, etwa eine Abwand-
lung des Fragerechts darstellt, sondern zwischen 
Bundestag und Bundesregierung vereinbart wor-
den ist. Daraus ergeben sich die folgenden Einzel-
heiten: 

Mit der Fragestunde und den Möglichkeiten der 
Aktuellen Stunde kann die Kabinettberichterstat-
tung nicht verknüpft werden. Es kann also — an-
ders als bei der Fragestunde — nicht unter Beru-
fung auf den Bericht oder die Antworten der Bun-
desregierung eine Aktuelle Stunde unmittelbar aus 
der Kabinettberichterstattung heraus verlangt wer-
den. 
Der Tagesordnungspunkt Kabinettberichterstat-

tung ist auf höchstens 60 Minuten begrenzt. Zu-
nächst erfolgt der Bericht mit einer Dauer von 
höchstens zehn Minuten. Dann folgen Fragen an 
den Berichterstatter der Regierung und dessen Ant-
worten. Eine Frage und die dazu gegebene Antwort 
dürfen je höchstens zwei Minuten dauern. Die 
Frage kann also etwas erläutert werden. Damit  

möglichst viele Kolleginnen und Kollegen die 
Chance für eine Frage haben, kann jeder Abgeord-
nete nur eine Frage stellen. Es gibt also — anders 
als in der Fragestunde — keine Zusatzfragen. 

Für die Fragen und Antworten ist insgesamt eine 
halbe Stunde vorgesehen. Danach können die Frak-
tionen Erklärungen von jeweils höchstens fünf Mi-
nuten abgeben. 

Dies ist eine vorläufige Regelung, die sich erst 
bewähren soll. Im Ältestenrat wurde vereinbart, 
daß nach drei Monaten eine Alternative erprobt 
wird, nämlich Fragen und Antworten von bis zu 50 
Minuten Dauer ohne Schlußerklärungen der Frak-
tionen. Wenn beide Formen ausprobiert sein wer-
den, können wir entscheiden, ob und in welcher 
Variante wir das Instrument weiterführen. 

Die Fragen sollen der Information über die Kabi-
nettsitzung dienen. Sie müssen deshalb im Zusam-
menhang mit dem Bericht stehen. Nach den Emp-
fehlungen der Ad-hoc-Kommission kann der Präsi-
dent andere Fragen zurückweisen. Ich habe vor, 
diesen Ermessensspielraum eng auszulegen und 
bitte deshalb, nicht in eine allgemeine Befragung 
über auch noch so interessant erscheinende Punkte 
einzutreten, sondern sich auf den Bericht aus der 
Kabinettsitzung zu konzentrieren. 

Meine Damen und Herren, ich würde mich freu-
en, wenn wir das neue Verfahren so durchführen 
könnten, daß alle Beteiligten und auch die Öffent-
lichkeit etwas davon haben und sein Nutzen deut-
lich wird. Vielleicht gelingt es uns, den Beziehungen 
zwischen Parlament und Regierung im politischen 
Alltag ein Stück hinzuzufügen, das sicherlich zeit-
gemäß ist und das übrigens in Großbritannien in 
ähnlicher Form seit langem erprobt ist. 

Für den Bericht aus der Kabinettsitzung steht 
der Herr Bundesminister der Finanzen zur Verfü-
gung. Ich erteile ihm das Wort zu dem Bericht. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das 
Bundeskabinett hat in seiner heutigen Sitzung im 
wesentlichen drei Themen behandelt. 

Der erste Punkt betrifft die Antwort der Bundes-
regierung auf eine Große Anfrage zum Engagement 
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Bundesminister Dr. Stoltenberg 
bundesdeutscher Banken in Südafrika und Nami-
bia. Auf der Grundlage der gestrigen Beratung der 
Außenminister der Gemeinschaft wird das Kabinett 
in der kommenden Woche die Antwort in einigen 
Punkten noch neu formulieren und dann dem Ho-
hen Hause zuleiten. 

Ferner wurde die umweltfreundliche Umrüstung 
der Dienstfahrzeuge des Bundes beschlossen. Wir 
möchten auch auf diesem Gebiet Vorreiter sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zustimmung des Abg. Roth [SPD]) 

— Schönen Dank für die Zustimmung. 

Im Mittelpunkt der Kabinettsitzung stand die 
Verabschiedung des Zehnten Subventionsberichts 
für den Zeitraum von 1983 bis 1986, der jetzt dem 
Hohen Hause und dem Bundesrat zugeleitet wird. 
Danach belaufen sich die Subventionen des Bundes 
— sowohl Finanzhilfen im Haushalt als auch Steu-
ervergünstigungen — 1985 auf 31,9 Milliarden DM 
gegenüber rund 30 Milliarden DM im Vorjahr. 1983 
waren es 28,2 Milliarden DM. Das sind gleichblei-
bend jeweils 1,7% des Bruttosozialprodukts. Hierbei 
ist jedoch zu beachten, daß der Bund ab 1985 durch 
den Abbau von Mischfinanzierungen von den Län-
dern deren bisherigen Anteil an den Wohnungs-
bauprämien übernommen hat. Dies verzerrt die 
Subventionsstatistik zu Lasten des Bundes um 
rund 800 Millionen DM, die bei den Ländern ent-
sprechend als Subventionen entfallen. 

Im Bericht werden — wie bisher üblich — auch 
die Subventionsmaßnahmen der EG nachrichtlich 
dargestellt. Ebenso wird mit der Erhöhung der Vor-
steuerpauschale für die Landwirtschaft verfahren, 
da sie im wesentlichen an die Stelle einer bisheri-
gen EG-Maßnahme, nämlich des Währungsaus-
gleichs, tritt. Diese Pauschale ist, wie Sie wissen, 
mit degressiven Sätzen ausgestaltet und bis 1991 
befristet. Sie verursacht beim Bund Mindereinnah-
men von 1,1 Milliarden DM 1984 bzw. 1,7 Milliarden 
DM in diesem Jahr und etwa in derselben Größen-
ordnung in den Folgejahren. 

Ich will den öffentlichen Methodenstreit der Zu-
ordnung jetzt nicht vertiefen. Würde man, wie es die 
Vorstellung der Opposition ist, diese Maßnahmen 
einrechnen, käme man auf ein Subventionsvolumen 
1985 von 33,6 Milliarden DM gegenüber 31,1 Milliar-
den DM im Vorjahr. Am Rückgang des Subven-
tionsvolumens im Jahre 1986 um rund 1 Milliarde 
DM, den wir eingeplant haben, ändert dies nichts. 

Meine Damen und Herren, die Entwicklung bei 
den Finanzhilfen und den Steuervergünstigungen 
zeigt unterschiedliche Tendenzen. Die Finanzhilfen 
im Bundeshaushalt sind seit 1983 mit 13,5 Milliar-
den DM etwa konstant geblieben. Für 1986 werden 
sie zurückgeführt, wenn Sie unseren Vorlagen fol-
gen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Ja, wenn!) 

Sie werden auf 5,1 % der Bundesausgaben zurückge-
führt. 1985 lagen sie noch bei 5,6 %. Ursächlich hier-
für ist vor allem das Auslaufen der befristeten 
Stahlhilfen — ein Rückgang um 400 Millionen 
DM —, die niedrigeren Aufwendungen für die 

Kokskohlenbeihilfe — ein Minus um rund 300 Mil-
lionen DM — und für die Spar- und Wohnungsbau-
prämien — ein Minus von rund 200 Millionen DM. 

Gleichzeitig setzen wir aber auch neue Akzente. 
Ich erwähne beispielsweise für mehrere Schwer-
punkte im Forschungsbereich das Programm Ferti-
gungstechnik, mit dem Entwicklungsarbeiten in der 
Industrie gefördert werden. 

Der Abbau der Subventionen im Bundeshaushalt 
— der Finanzhilfen — soll im mittelfristigen Pla-
nungszeitraum fortgesetzt werden. Insgesamt pla-
nen wir, die Finanzhilfen jährlich um durchschnitt-
lich 6,5% zurückzuführen, also um ein Viertel des 
Gesamtvolumens in der Planungsperiode. 

Die Steuervergünstigungen haben dagegen ein 
stärkeres Gewicht gewonnen. Sie machen derzeit 
rund 55 % des Subventionsvolumens aus. 1980 wa-
ren es 50 %. Sie steigen im Berichtszeitraum etwa 
parallel mit den Steuereinnahmen an. Dies beruht 
unter anderem auf mehreren Entscheidungen zur 
Förderung von Wirtschaft und Beschäftigung, noch 
unter dem Vorzeichen der schweren Lasten der Re-
zession getroffen, die in der Regel zeitlich befristet 
sind, z. B. der erweiterte Schuldzinsenabzug für pri-
vate Bauherren im Wohnungsbau — er läuft mit der 
Neuordnung der Wohnungsbaubesteuerung aus —, 
z. B. die Insolvenzrücklage. Aufgrund dieser er-
wähnten Befristung wird sich längerfristig ein deut-
licher Rückgang der Steuerausfälle ergeben. 

Was mir besonders wichtig ist, möchte ich so for-
mulieren: Meine Damen und Herren, die Struktur 
der Subventionen hat sich in den letzten sechs Jah-
ren ganz erheblich verändert. Ein immer größerer 
Anteil fließt in private Haushalte, vor allem auch 
unter sozialen Vorzeichen. 1980 waren es noch 47%, 
1986 werden es 53,4 % sein. Entsprechend ist der 
Anteil der Subventionen für die Betriebe und be-
stimmte Wirtschaftszweige zurückgegangen. Ich 
unterstreiche das, weil öffentlich immer noch die 
Meinung verbreitet ist, Subventionen seien Zu-
schüsse an Unternehmen. Die sozialen Ausgaben 
gewinnen hier eine wachsende Bedeutung. 

Für diese Verschiebung ist jetzt die erhebliche 
Erhöhung des Wohngeldes von besonderer Bedeu-
tung. Außerdem wächst auch das Gewicht der Steu-
ervergünstigungen, die unmittelbar dem einzelnen 
Steuerzahler zugute kommen. 

Bei den Subventionen für die Wirtschaft ist unter 
dem Vorzeichen der Rezession bis 1983 und jetzt 
der anhaltenden Strukturumstellung bestimmter 
Branchen die Sicherung von Betrieben und Arbeits-
plätzen von besonderer Bedeutung. Aber auch hier 
wird wie bei den Bundeshilfen für die Erschließung 
von Ölvorkommen oder den erwähnten Stahlhilfen 
der Grundsatz der Befristung realisiert. 

Auch die Überprüfung und den Abbau von Steu-
ervergünstigungen betrachtet die Bundesregierung 
als dauerhafte Aufgabe. Wir können nach den Er-
fahrungen vieler Jahre und auch anderer Länder 
eine grundlegende Verringerung dieser Subventio-
nen nur erreichen, wenn wir einen wesentlich nied-
rigeren Einkommen- und Lohnsteuertarif verwirk- 
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lichen. Das ist die Aufgabe der kommenden Wahl-
periode. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Für die Unternehmensbesteuerung gilt ebenfalls: 
Je stärker Steuervergünstigungen abgebaut wer-
den, desto mehr läßt sich die allgemeine Belastung 
zurücknehmen, insbesondere beim Körperschaft-
steuertarif, der ja in einem engen Verhältnis zum 
Einkommensteuertarif steht. 

Die kaum noch überschaubare Vielfalt wirt-
schaftslenkender steuerlicher Sonderregelungen 
muß abgebaut werden, damit sich marktwirtschaft-
liche Kräfte besser entfalten können. 

Für die kommende Diskussion ist auch von Be-
deutung, daß die im jetzt vorgelegten Subventions-
bericht ausgewiesenen Finanzhilfen und Steuerver-
günstigungen ganz überwiegend in bestimmten po-
litischen Schwerpunktbereichen anfallen. Allein 
20 Finanzhilfen von insgesamt 107 erbringen fast 
90 % des Gesamtvolumens. Allein 20 Steuervergün-
stigungen von 113 verursachen rund 80% der Steu-
erausfälle. Allein die Steuervergünstigungen für 
Berlin machen bereits ein Viertel des Ausfallvolu-
mens aus. 

Meine Damen und Herren, der Subventionsbe-
richt gibt nur über finanzielle Hilfen des Bundes 
Auskunft. Hilfen der Länder, der Gemeinden, des 
ERP-Sondervermögens, Hilfen der Europäischen 
Gemeinschaft vor allem, werden daher, soweit von 
den vorliegenden Daten her möglich, nachrichtlich 
ausgewiesen. Wir haben jedoch die Länder im Fi-
nanzplanungsrat im März 1985 gebeten, aktuellere 
Daten über ihre Finanzhilfen zur Verfügung zu stel-
len. Die Finanzminister der Länder haben dies für 
den nächsten Subventionsbericht zugesagt. 

Zum Abschluß, Herr Präsident, will ich folgendes 
sagen: Auch im 10. Subventionsbericht ist trotz er-
heblicher systematischer Abgrenzungsprobleme 
der Versuch eines internationalen Subventionsver-
gleichs unternommen worden. Er läßt den Schluß 
zu, daß die Bundesrepublik Deutschland bezogen 
auf das Bruttosozialprodukt nach den USA, der 
Schweiz, Japan und Belgien von den untersuchten 
14 Ländern am wenigsten Finanzhilfen gewährt. 
Die internationalen Verflechtungen werden auch 
hier stärker. Ein grundlegender Erfolg bei der wei-
teren Eingrenzung und Verringerung des Umfangs 
an Subventionen setzt in wichtigen Bereichen in-
nerhalb und auch außerhalb der Europäischen Ge-
meinschaft nachhaltige gemeinsame Anstrengun-
gen voraus. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich danke dem Herrn 
Bundesminister für seinen Bericht und bitte, nun 
Fragen zu stellen. Ich habe die Absicht, zwischen 
der linken und der rechten Seite des Hauses abzu-
wechseln. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Und die Mit

-

te?) 

— Die Mitte ist in diese beiden Kategorien einbezo-
gen. 
Die Schriftführer nehmen die Wortmeldungen 

entgegen. 
Zu einer Frage hat der Abgeordnete Wieczorek 

das Wort. 

Dr. Wieczorek (SPD): Herr Minister Stoltenberg, 
können wir erwarten, daß die Bundesregierung 
noch vor der nächsten Bundestagswahl konkrete 
Vorschläge zum Abbau von Subventionen und 
Steuervergünstigungen macht, damit die bisher Be-
günstigten wissen, was ihnen in Zukunft bevor-
steht? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Kollege Wieczorek, ein sorgfältiges Studium 
des Berichts und der Finanzplanung zeigt Ihnen fol-
gendes: Wir haben Vorentscheidungen für den Ab-
bau einzelner Subventionen getroffen. Über die bis-
her bekannten Maßnahmen hinaus habe ich er-
wähnt, daß das seit über zehn Jahren laufende Pro-
gramm Deminex, also Bundeshilfen für die Er-
schließung von Erdölreserven im Ausland, einge-
stellt werden soll. Es hat seinen Sinn gehabt. Es ist 
nicht mehr nötig. Nachdem ertragstarke deutsche 
Mineralölunternehmen zunehmend auch dort Ge-
winn machen, können sie diese Aufgabe ohne 
Staatshilfe wahrnehmen. Andererseits glaube ich, 
daß die Formulierung von steuerpolitischen Kon-
zepten für die kommende Wahlperiode eine Auf-
gabe der politischen Parteien ist. 

Präsident Dr. Jenninger: Zu einer weiteren Frage 
der Abgeordnete Uldall. 

Uldall (CDU/CSU): Herr Minister, zu den Subven-
tionen, die im Subventionsbericht genannt werden, 
gehören zusätzlich auch die Hilfen, die an die Bun-
desunternehmen gewährt werden. Wenn also ein 
Bericht über den Abbau der Subventionen gegeben 
wird, müßte von der Regierung auch genannt wer-
den, wie sich die Hilfen an die Bundesunternehmen 
im vergangenen Jahr entwickelt haben und wie 
sich diese voraussichtlich entwickeln werden. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister: Herr Kollege Ul-
dall, es hat für die Mitarbeiter der Ressorts und die 
verantwortlichen Bundesminister immer wieder ge-
wisse Abgrenzungsprobleme gegeben. Ich weiß zum 
Beispiel — ich sage das ohne jeden Vorwurf —, daß 
auch in der Zeit meiner sozialdemokratischen Vor-
gänger Abgrenzungskriterien verändert worden 
sind. Das war vor sechs, sieben Jahren. Ich will das 
am Beispiel der Bundesunternehmen deutlich ma-
chen. 
Wir haben in den letzten Jahren erhebliche Kapi-

talzuführungen an die Bundesunternehmen geben 
müssen, die in Wahrheit nichts anderes waren als 
— faktisch, im Ergebnis — eine Verlustabdeckung. 
Formal war das aber Kapitalzuführung, Investition, 
keine Subvention. 
Wenn wir durch die erfolgreiche Entwicklung ei-

niger wichtiger Bundesunternehmen, die wir all-
mählich aus den roten Zahlen herausführen, diesen 
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Betrag im nächsten Jahr um 500 Millionen DM ver-
ringern, dann schlägt sich das im Subventionsbe-
richt nicht als eine Verringerung von Subventionen 
nieder. In meiner politischen Bewertung ist das 
aber faktisch Subventionsabbau. 

Präsident Dr. Jenninger: Zu einer Frage Herr Ab-
geordneter Dr. Spöri. 

Dr. Spöri (SPD): Herr Bundesfinanzminister, 
wann wird die Bundesregierung den Vorschlag des 
Bundeskanzlers und des Parlamentarischen Staats-
sekretärs Dr. Häfele verwirklichen, die Subventio-
nen insgesamt um 5 % linear in einem Jahr zu 
reduzieren? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister: Sie wissen — 
das haben wir hier im Hohen Haus mehrfach disku-
tiert, Herr Kollege Spöri —, daß es solche Vor-
schläge und Überlegungen in früheren Jahren gege-
ben hat. Wir sind nach sorgfältiger Prüfung der Pro-
bleme, weil man in der Regierungsverantwortung 
auch noch ständig dazulernt, zu dem Ergebnis ge-
kommen, daß es besser ist, Subventionen gezielt zu 
kürzen — aus Gründen, die ich hier bereits im ein-
zelnen vorgetragen habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Wir können nicht linear um 5 % kürzen, weil wir 
zugleich wichtige Sozialleistungen wie das Wohn-
geld, das formal eine Subvention ist, ausweiten und 
damit die Legende vom Sozialabbau widerlegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf des Abg. Dr. Spöri) 

Präsident Dr. Jenninger: Zu einer Frage hat Frau 
Abgeordnete Dr. Hamm-Brücher das Wort. 

Frau Dr. Hamm -Brücher (FDP): Herr Präsident, ist 
es möglich, zum ersten Berichtsteil eine Frage zu 
stellen? 

Präsident Dr. Jenninger: Aber natürlich, Sie kön-
nen alles fragen, was im Thema angesprochen ist. 

Frau Dr. Hamm -Brücher (FDP): Das würde aber 
alles so auseinanderreißen. 

Präsident Dr. Jenninger: Wir können das nicht tei-
len. 

Frau Dr. Hamm -Brücher (FDP): Herr Bundesfi-
nanzminister, Sie erwähnten die Antwort auf eine 
Große Anfrage zur Tätigkeit unserer Banken in 
Südafrika und Namibia und die EG-Beschlüsse, die 
gestern gefaßt wurden. Können Sie uns sagen, ob 
diese Empfehlungen oder Beschlüsse der EG-Kom-
mission von gestern Auswirkungen auf die Tätig-
keit unserer Banken haben und, wenn ja, welche? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister: Frau Kollegin, 
der Bundesaußenminister hat im Kabinett münd-
lich über die Beratungen der EG-Außenminister be-
richtet, die gestern bis in den Abend hinein getagt 
haben. Ich habe das aufmerksam gehört, habe aber 
keine schriftliche Unterlage. Deshalb zögere ich et-

was, auf Grund eines mündlichen Berichts des Kol-
legen Genscher hier heute improvisiert zu antwor-
ten. Ich gehe davon aus, Herr Präsident, daß das 
Hohe Haus in dieser Woche noch eine Aktuelle 
Stunde zum Thema Südafrika durchführen will, 
und ich gehe davon aus, Frau Kollegin, daß wir sehr 
bald auf der Basis der Antwort auf die Große An-
frage eine umfassende Diskussion haben werden. 
Ich bitte Sie um Verständnis, daß ich etwas Schwie-
rigkeiten habe, jetzt über den Beratungsstand der 
Außenminister vorzutragen. 

Präsident Dr. Jenninger: Zu einer Frage hat das 
Wort der Abgeordnete Schlatter. 

Schlatter (SPD): Herr Bundesfinanzminister, 
nachdem Sie uns hier dargelegt haben, warum die 
Anhebung der Vorsteuerpauschale für Landwirte 
nicht in den Subventionsbericht aufgenommen wur-
de, ist meine Frage, ob Sie damit gleichzeitig fest-
stellen, daß die Ausweisung eines Einkommensaus-
gleichs für Landwirte in den früheren Subventions-
berichten, nämlich im 3. bis 8., falsch war. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister: Ich glaube, daß 
der Sachzusammenhang diesmal ein anderer ist. Es 
trifft zu, daß auch die Regierungen Brandt und 
Schmidt die Vorsteuerpauschale für Landwirte als 
ein geeignetes Instrument für temporäre Hilfen an-
gesehen haben. Ich unterstreiche das gern im Hin-
blick auf die heftige Kritik, die jetzt von Ihren poli-
tischen Freunden geübt wird. Aber damals war die 
Ursache eine andere. Diesmal ist die Vorsteuerpau-
schale von uns erneut eingeführt worden unter dem 
Vorzeichen des Wegfalls des Grenzausgleichs, des 
Wegfalls einer Subvention der Europäischen Ge-
meinschaft. Deswegen erschien uns die nachrichtli-
che Darstellung richtig. 

Ich wollte aber — vielleicht haben Sie es ein biß-
chen gespürt — diesen Methodenstreit nicht auf die 
Spitze treiben und habe deshalb in dem Bericht vor 
dem Deutschen Bundestag bewußt auch dargelegt, 
welches Gesamtvolumen entstehen würde, wenn 
man die Vorsteuerpauschale nach den Vorstellun-
gen der Opposition in die Subventionsrechnung ein-
beziehen würde. Wir haben eine gut begründete 
Auffassung, die wir vertreten; Sie haben andere 
Auffassungen. In meiner politischen Laufbahn habe 
ich gelernt, daß ein derartiger Methodenstreit die 
zugrunde liegenden Fragen nicht lösen kann. Des-
halb wollen wir es vielleicht von beiden Seiten ein 
bißchen relativieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort zu einer weite-
ren Frage hat der Abgeordnete Lattmann. 

Lattmann (CDU/CSU): Herr Bundesminister, lie-
gen der Bundesregierung Erkenntnisse über die 
Entwicklung der Subventionen im internationalen 
Vergleich vor? Ist das, was Sie für die Bundesrepu-
blik als Zunahme der Subventionen bezeichnet ha-
ben, also ein deutscher Sonderfall, oder liegt es im 
internationalen Trend? 
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Dr. Stoltenberg, Bundesminister: Ich habe, Herr 
Kollege Lattmann, zum Schluß meines Berichts 
sehr kurz, wie es der zeitlichen Situation angemes-
sen ist, unsere Position im Bereich der 14 wichtigen 
Industrieländer dargestellt. Da liegen wir, was den 
Subventionsabbau oder die Subventionsbegrenzung 
anbetrifft, etwa an fünfter Stelle. Das ist nicht 
schlecht. Es gibt auch in anderen Ländern große 
Anstrengungen zum Subventionsabbau. 
Aber wir haben das Problem, daß zugleich auf 

neue Subventionen gedrängt wird. Wir kennen es 
aus der Stahldiskussion: Wir haben uns entschlos-
sen, die befristeten Hilfen zu beenden. Aber wir 
müssen in der EG dafür sorgen, daß auch andere 
diese Beschlüsse einhalten. 
Im übrigen gibt es nach der Erhöhung, die Sie 

erwähnt haben, jetzt einen Rückgang im Subven-
tionsvolumen. Ich wollte das noch einmal ausdrück-
lich nachtragen. 

Präsident Dr. Jenninger: Zu einer Frage hat die 
Frau Abgeordnete Matthäus-Maier das Wort. 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Herr Stoltenberg, 
trifft die Aussage des Ifo-Instituts zu, daß der über-
wiegende Teil des Abbaus bei den Finanzhilfen bis 
1989 auf Maßnahmen der alten sozialliberalen Ko-
alition zurückzuführen ist und nicht etwa auf ein 
großes Engagement dieser Bundesregierung beim 
Subventionsabbau? 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister: Nein, ich glaube 
nicht, daß man das in dieser verallgemeinernden 
Form sagen kann. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 
Aber weil wir ein politisches Fachgespräch führen, 
will ich gerne sagen, daß sich in einzelnen Positio-
nen, z. B. bei den rückläufigen Mitteln für die Spar-
prämien, auch Entscheidungen unserer Vorgänger 
noch widerspiegeln. Ihre Gesamtbewertung kann 
ich aber nicht teilen. 
Im übrigen sind Subventionen — wie Sie feststel-

len können, wenn Sie sich einmal die Tabelle 11 
anschauen — auch die Mittel für die Gemein-
schaftsaufgabe „Agrarstruktur", und da glaube ich, 
daß es richtig ist, daß wir im Hinblick auf die be-
drängte Lage der Landwirtschaft bestimmte Mittel 
verstärkt haben. 

Präsident Dr. Jenninger: Zu einer Frage der Herr 
Abgeordnete Dr. Lammert. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Minister, Sie haben 
zu Recht auf die Befristung von Subventionen und 
auf die Notwendigkeit bestimmter Ausgleichszah-
lungen, die uns durch die Subventionspraxis von 
Nachbarländern zugemutet worden sind, hingewie-
sen. Nun ist ja gerade die Subventionierung der 
eigenen Stahlindustrie in den Befristungsterminen 
auf die Regelung innerhalb der Europäischen Ge-
meinschaft bezogen, von der im Augenblick keines-
wegs sicher erscheint, ob die vorgesehenen und ver-
einbarten Fristen tatsächlich eingehalten werden. 
Wie wird sich die Bundesregierung politisch verhal-

ten, wenn die vereinbarte Beendigung von Subven-
tionszahlungen innerhalb der Europäischen Ge-
meinschaft zum 31. August dieses Jahres von Nach-
barländern nicht eingehalten werden sollte? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister: Die Bundesre-
gierung hat in ihrer Vorlage entschieden, daß es im 
nächsten Jahr keine weiteren Stahlsubventionen 
gibt, und ich weiß mich darin auch in Übereinstim-
mung mit den Koalitionsfraktionen, was indivi-
duelle Schattierungen nicht ausschließt. 

Die Bundesregierung besteht in der Verantwor-
tung des Bundeswirtschaftsministers darauf, daß 
ein entsprechender Beschluß der Europäischen Ge-
meinschaft auch von den anderen Ländern einge-
halten wird. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Nun gibt es auf dieser Grundlage in internationa-
len Institutionen immer gewisse Nuancen. Es gibt 
ohne Zweifel Bemühungen einiger Mitgliedsländer, 
unter prinzipieller Bejahung dieses Beschlusses 
noch eine kleine Tür für eine Übergangslösung im 
nächsten Jahr zu öffnen. Vorsorglich hat der Bun-
deswirtschaftsminister in Brüssel erklärt: Wenn es 
hier eine geringfügige Differenzierung geben sollte, 
müssen diese Länder auch eine Leistung erbringen. 
Diese könnte z. B. darin bestehen, daß sie Stahlquo-
ten an andere Unternehmen, auch an deutsche, 
übertragen. 

Insofern muß, was immer dort noch an Schattie-
rungen zur Diskussion stehen kann, der Beschluß 
durchgehalten werden; denn in Wahrheit hat sich 
die massive Subventionierung der Stahlindustrie in 
anderen Ländern nicht segensreich ausgewirkt, 
sondern hat zu einer Kapazitätsvernichtung und zu 
einem sinnlosen Wettbewerb geführt. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, bevor ich die Fragerunde fortsetze, darf ich 
einige Gäste begrüßen. 

Auf der Ehrentribüne haben der Präsident des 
Repräsentantenhauses des Königreichs Marokko, 
Herr Ahmed Osman, und die Mitglieder seiner De-
legation Platz genommen. Ich habe die Ehre und 
Freude, Sie, Herr Präsident, im Deutschen Bundes-
tag willkommen zu heißen! 

(Anhaltender Beifall) 

Den Deutschen Bundestag und das Repräsentan-
tenhaus verbinden gute freundschaftliche Bezie-
hungen. Der damalige Präsident des Deutschen 
Bundestages, Herr Professor Carstens, nahm an der 
Inaugurationszeremonie des Repräsentantenhau-
ses teil, um das besondere Interesse an dem wichti-
gen Schritt Marokkos zu einer „konstitutionellen 
demokratischen und sozialen Monarchie" zu beto-
nen. Ihr Besuch in Bonn, der in wenigen Stunden zu 
Ende geht, unterstreicht und vertieft diese freund-
schaftliche Verbindung. 
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Wir setzen unsere Beratungen fort. Zu einer 

Frage hat die Abgeordnete Frau Borgmann das 
Wort. 

Frau Borgmann (GRÜNE): Herr Minister, können 
Sie uns sagen, wann genau die Bundesregierung 
das Kulturabkommen mit Südafrika in Ausführung 
der gestern von der EG gefaßten Beschlüsse zu 
Sanktionen auf dem kulturellen Sektor aufkündi-
gen wird? Herr Genscher hat gestern vor der Presse 
gesagt: zum frühestmöglichen Zeitpunkt. Wann 
wäre das genau? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat nichts 
damit zu tun!) 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister: Frau Kollegin, 
ich möchte mich auf meine Antwort an Frau Kolle-
gin Hamm-Brücher beziehen: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jawohl!) 
Diese Frage einer Überprüfung oder Neugestaltung 
des Kulturabkommens — „Neugestaltung" würde 
heißen, daß wirklich den Belangen aller Bevölke-
rungsgruppen, nicht nur der weißen, Rechnung ge-
tragen werden müßte — ist heute erörtert worden. 
Aber ich möchte es wirklich dem Herrn Bundesau-
ßenminister überlassen, in seiner Verantwortung 
das Hohe Haus darüber zu unterrichten. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Hora

-

cek [GRÜNE]: Wurden keine Beschlüsse 
gefaßt?) 

Präsident Dr. Jenninger: Zu einer Frage hat der 
Herr Abgeordnete Wissmann das Wort. 

Wissmann (CDU/CSU): Herr Minister, Sie haben 
in Ihrem Bericht gesagt, die Bundesregierung beab-
sichtige, den Abbau der Subventionen im mittelfri-
stigen Finanzplanungszeitraum fortzusetzen. Kön-
nen Sie dem Plenum sagen, wie die Schwerpunkte 
dieser Abbaustrategie aussehen werden? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister: Ein Schwer-
punkt der Abbaustrategie muß sein, den Anteil der 
Erhaltungssubventionen weiter zu verringern. Ich 
sage ausdrücklich: weiter zu verringern, denn wir 
haben den Anteil der reinen Erhaltungshilfen be-
reits erfreulich zurückgeführt. 1981 waren es noch 
15 % der Finanzhilfen, 1986 sind es noch 11 %. Wenn 
wir schon Firmen unter strengen, besonders zu 
rechtfertigenden Bedingungen unterstützen, ist es 
immer noch besser, ihnen Mittel für Forschung und 
technische Entwicklung zu geben, als bloße Erhal-
tungssubventionen unbefristet zu zahlen. Das ist 
auch eine Frage der Qualität und der Begründung 
von Subventionen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Zum zweiten, Herr Kollege Wissmann, gehe ich 

nach der Finanzplanung davon aus, daß sich auch 
in anderen Bereichen rückläufige Tendenzen ab-
zeichnen. Ich habe schon das Beispiel der Sparprä-
mien erwähnt. Aber ich will auch sagen, daß nach 
unseren Beschlüssen das Förderungsvolumen für 
den sozialen Wohnungsbau zurückgehen wird. Das 
von uns beschlossene Sonderprogramm war befri-
stet, und wir werden nach der Finanzplanung auch  

den allgemeinen Förderungsrahmen zurückführen. 
Das ist von Bedeutung, weil gegenwärtig von den 20 
größten Finanzhilfen des Bundes die für den sozia-
len Wohnungsbau die größte ist. Wir können das 
machen, nachdem der Deutsche Bundestag ent-
schieden hat, daß wir die Förderung des Bundes auf 
Eigentumsmaßnahmen konzentrieren, und nach-
dem die Länder in der Lage sind, auch mit Hilfe der 
sehr hohen Rückflüsse, die ihnen gesetzlich zuste-
hen, den sozialen Wohnungsbau der Zukunft stär-
ker in ihre Verantwortung zu übernehmen. 

Präsident Dr. Jenninger: Eine Frage des Herrn Ab-
geordneten Dr. Struck. 

Dr. Struck (SPD): Herr Minister, ist es richtig, daß 
die Bundesregierung seit der Regierungsüber-
nahme Steuersenkungen beziehungsweise Steuer-
vergünstigungen allein zugunsten von Unterneh-
men in der Größenordnung von zirka 9 Milliarden 
DM im Entstehungsjahr beschlossen hat? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister: Ich kann die 
Zahl jetzt nicht exakt bewerten, weil sie auch über 
den Subventionsbericht hinausführt. Ich müßte mir 
die Zahlen noch einmal genau anschauen, die sich 
auf Steuersenkungen unabhängig von Subventio-
nen beziehen. Ich habe aber in meinem kurzen Be-
richt klargemacht, Herr Kollege Struck, daß das, 
was wir an steuerlichen Subventionen für Unter-
nehmen beschlossen haben, in der Tat vor allem 
auch auf Probleme des Arbeitsmarktes abzielt — ob 
es die Insolvenzrücklage war, ob es die Investitions-
hilfen für die Stahlindustrie gewesen sind —, also 
wichtige befristete Maßnahmen, die wir natürlich 
mit Blick auf besonders bedrängte Wirtschafts-
zweige und ihre Arbeitnehmer vorsehen und in 
Kraft gesetzt haben, um Anpassungsprozesse öko-
nomisch und sozial erträglich zu machen. 

(Zuruf von der SPD: Die aber Rohrkrepie

-

rer waren!) 

Präsident Dr. Jenninger: Zu einer Frage hat das 
Wort Herr Abgeordneter Jung. 

Jung (Lörrach) (CDU/CSU): Herr Bundesminister, 
würden Sie der vielfach öffentlich geäußerten Auf-
fassung zustimmen, daß die steuerlichen Subventio-
nen beziehungsweise die sehr zahlreichen Ausnah-
meregelungen im Steuerrecht auch die Begründung 
sind für eine in den vergangenen Jahren viel zu 
kompliziert gewordene Steuergesetzgebung und 
daß mit einem Abbau der steuerlichen Subventio-
nen eine längst erwünschte Vereinfachung des 
Steuerrechts erreicht werden kann? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister: Ja, ich stimme 
Ihrer Auffassung zu; ich habe sie auch in der letzten 
Woche in meiner Haushaltsrede zum Ausdruck ge-
bracht. 

Präsident Dr. Jenninger: Zu einer Frage hat das 
Wort der Abgeordnete Roth. 

Roth (SPD): Herr Präsident, Sie erlauben mir si-
cherlich zusammen mit meiner Anfrage an den 
Herrn Bundesminister eine Bemerkung: Wir haben 
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das als Kabinettsanfrage verstanden, nicht als 
Fachanfrage. Das Ausweichen beim Thema Süd-
afrika, nachdem das Kabinett das diskutiert hat, 
betrachten wir als Verlassen der ursprünglichen 
Vereinbarung. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber damit das doch politisch seriös weitergeht, 
eine Fachfrage. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Ich schließe mich an die Frage an, die Herr Spöri 
gestellt hat. Sie haben auf die Frage nach dem 
linearen Subventionsabbau, wenn man Gegner der 
Bundesregierung ist, gesagt: Na gut, was geht uns 
das Gerede vor der Wende an! 

Würden Sie mir als Freund der Bundesregierung, 
der Sie ja sind — Sie haben ja gesagt, Sie hätten 
dazugelernt —, folgende Frage zustimmend beant-
worten: Sie sind heute mit Ihren Argumenten, was 
den linearen Subventionsabbau anbetrifft, auf die 
Auffassung der Bundesminister Matthöfer und 
Apel vor der Wende eingeschwenkt und haben ge-
sagt, daß der Beschluß der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion vom 3. September 1981, es sei ein linearer 
Abbau der Subventionen von 5% jährlich möglich, 
Unsinn gewesen sei. 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister: Aber, Herr Kol-
lege, Sie werden doch nicht ernsthaft erwarten, daß 
ich Ihre Formulierungen und die zugrunde liegende 
Bewertung übernehme. Entscheidend ist nach mei-
ner Überzeugung, daß politische Parteien und Poli-
tiker in der Kontinuität ihrer Sachziele und Argu-
mente bleiben. Was ich Ihnen vortragen konnte, 
zeigt, daß wir das Thema Subventionsabbau ernst 
nehmen, und daß der geringfügige Anstieg, der in 
der Tat im Saldo vorübergehend zu verzeichnen ist, 
die Folge sozialpolitischer Entscheidungen und 
nicht des Zuspielens vom großen Geld an reiche 
Leute war und gezielt bestimmte, besonders be-
drängte Strukturbereiche unserer Volkswirtschaft 
betroffen hat. Das heißt, wir bleiben — das zeigt der 
Bericht klar — in der Kontinuität dessen, was wir 
als Opposition gesagt haben, was auch der Bundes-
kanzler als Oppositionsführer gesagt hat. 

In der Methodik sollte jeder bei gleichbleibenden 
politischen Zielen dazulernen. Wenn wir nach inten-
siver Prüfung und Diskussion festgestellt haben, 
daß es sachlich richtiger ist, Subventionen gezielt 
und nicht linear zu kürzen, dann kann ich darin 
überhaupt nichts Belastendes empfinden. Wir hof-
fen alle, daß wir gegenseitig lernen; wir hoffen das 
auch von Ihnen in der Opposition. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Roth, 
ich will zu Ihrer Vorbemerkung sagen, daß der Ta-
gesordnungspunkt heißt: Bericht aus der Kabi-
nettssitzung. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Der Bundesfinanzminister hat seinen Bericht da

-

mit begonnen, daß er gesagt hat: In der heutigen 
Sitzung sind im wesentlichen drei Themen behan

-

delt worden. Der erste Punkt betraf eine Große An-
frage zum Engagement der bundesdeutschen Ban-
ken in Südafrika und Namibia. Ferner wurden die 
umweltfreundliche Umrüstung der Dienstfahrzeuge 
und dann der Subventionsbericht behandelt. Damit 
stehen alle drei Themen zur Diskussion. 

(Widerspruch bei der SPD) 
Es ist nicht Sache des Parlaments, festzulegen, was 
die Bundesregierung berichtet. Das ist Sache der 
Bundesregierung. 

(Zurufe von der SPD) 
— Ich bitte etwas um Geduld. Das ist ein Versuch. 
Wir müssen sicherlich alle miteinander aus solchen 
Erfahrungen lernen. 
Herr Abgeordneter Feilcke. 

Feilcke (CDU/CSU): Herr Minister, Sie haben da-
von berichtet, daß der Anteil der Subventionen, die 
privaten Haushalten zugute kommen, gestiegen ist 
— wenn ich mich richtig erinnere, auf etwa 53 %, in 
jedem Fall auf über 50 %. Können Sie schon etwas 
über die voraussichtliche weitere Entwicklung sa-
gen, möglicherweise auch Zahlen nennen, eine Pro-
gnose wagen, wie die Entwicklung in der Zukunft 
sein wird? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister: Ich zögere, das 
über das Jahr 1986 hinaus zu tun. Da gibt es Ele-
mente, bei denen dieser Anteil größer werden kann 
— Wohnungsbauprämien mit der Übernahme von 
Anteilen der Länder, Wohngeld —, aber es gibt auch 
Bereiche — wenn ich noch einmal an die Finanzpla-
nung für den sozialen Wohnungsbau erinnern 
darf —, in denen er rückläufig sein kann. Wir haben 
keine sichere Prognose über die Entwicklung über 
1986 hinaus. Wir können das im nächsten Subven-
tionsbericht beantworten. 

Präsident Dr. Jenninger: Zu einer Frage der Abge-
ordnete Müller (Schweinfurt). 

Müller (Schweinfurt) (SPD): Herr Minister, aus 
welchem Grund ist die Vorsteuerpauschale zum 
Ausgleich des Währungsausgleichs im Subventions-
bericht nur in einer Fußnote und nicht im beschrei-
benden Teil vermerkt? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist doch 
ausführlich dargelegt worden!) 

Ist das eine Subvention oder ist das keine? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister: Ich hatte mir er-
laubt, die Frage bereits zu beantworten, Herr Kolle-
ge. Man kann es im Protokoll nachlesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Zu einer Frage der Abge-
ordnete Hoffie. 

Hoffie (FDP): Herr Minister, ich beziehe mich auf 
den ersten Teil Ihrer Berichtsausführungen, näm-
lich auf die Umrüstung von Bundesfahrzeugen auf 
schadstoffarme Techniken: In welcher Zeit wird 
dies geschehen, wieviel Fahrzeuge sind davon be-
troffen? Insbesondere interessiert mich, ob sich das 
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Hoffie 
Kabinett auch mit der Frage einer weiteren Sprei-
zung der Mineralölsteuer für verbleites und unver-
bleites Benzin beschäftigt hat. Agenturmeldungen 
sprechen zur Stunde davon, daß sich eine Minister-
runde damit beschäftigt habe. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister: Herr Kollege 
Hoffie, aufgrund einer gemeinsamen Vorlage des 
Finanzministers und des Innenministers ist folgen-
des vorgesehen: Wir wollen die Umrüstung bei den 
Pkw der Bundesbehörden, insbesondere der ober-
sten Bundesbehörden, sofort einleiten. Wir können 
also in diesem Jahr im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel beginnen. Die Vorsorge für das 
nächste Jahr haben wir im wesentlichen getroffen. 
Sollte noch eine kleine Korrektur notwendig sein, 
werden wir den Haushaltsausschuß darum bitten. 

Das bedeutet, daß in diesem und im nächsten 
Jahr gut 3 000 Pkw umgerüstet werden sollen, weit 
mehr als die Hälfte der mit Benzinmotoren ange-
triebenen Pkw. Nicht umgerüstet werden ältere 
Fahrzeuge bis zum Baujahr Ende 1979 und Fahr-
zeuge, die in den nächsten zwei Jahren ausgemu-
stert werden müssen. 

Wir sind uns grundsätzlich einig — das ist im 
Kabinett berichtet und heute morgen vor der Kabi-
nettssitzung unter dem Vorsitz des Bundeskanzlers 
im Kreise der beteiligten Minister besprochen wor-
den; insofern will ich die Frage gern aufnehmen —, 
daß wir — da hat es im Gegensatz zu einem Vorab-
bericht in einer Tageszeitung auch gar keine Aus-
einandersetzungen gegeben — dem Deutschen 
Bundestag im Hinblick auf die noch vorhandene 
Preisdifferenz vorschlagen wollen, mit Wirkung 
vom 1. Januar eine stärkere steuerliche Begünsti-
gung des nichtverbleiten, des bleifreien Benzins 
vorzusehen, 

(Zustimmung bei der FDP) 

jedoch im Rahmen einer degressiven Lösung. Das 
ist eine gute Formel für die Umweltpolitiker und die 
Finanzpolitiker. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir gehen davon aus, daß der Marktanteil unver-
bleiten Benzins bei einer deutlich stärkeren steuer-
lichen Förderung erheblich zunehmen wird und daß 
sich von dort her im Markt auch vernünftige Preis-
relationen einpendeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Zu einer Frage der Abge-
ordnete Westphal. 

Westphal (SPD): Herr Minister, finden Sie nicht, 
daß der Lernprozeß Ihrer Regierung doch ein biß-
chen lange dauert? Denn von der Umstellung des 
Gedankens, linear 5% zu kürzen, zu dem Herbert 
Wehner damals gesagt hat, das sei ein Messer ohne 
Klinge, dem das Heft fehle, hin zu der Absicht, nun 
doch konkret und an bestimmter Stelle zu kürzen, 
ist doch viel Zeit verstrichen. Heute kann man fest-
stellen, daß die damalige sozialdemokratisch ge-
führte Regierung nicht weniger als drei Subven-
tionsabbaugesetze vorgelegt hat, mit denen allein  

im Entstehungsjahr 8 Milliarden DM Subventionen 
abgebaut worden sind, während in der Zeit, in der 
Sie regieren, allein die Steuervergünstigungen um 
30 % gestiegen sind, ohne daß die Landwirtschafts-
umsatzsteuerpauschale dabei eingerechnet ist. Fin-
den Sie nicht, daß diese Umstellung ein bißchen 
lange gedauert hat? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister: Herr Kollege 
Westphal, bei allem Respekt vor Ihrem Sachver-
stand: Ich muß der Behauptung widersprechen, daß 
die Steuervergünstigungen um 30 % angestiegen 
sind. Ich habe die Zahlen — mit und ohne Vorsteu-
erpauschale — hier vorgetragen. Diese in Frage-
form gekleidete Behauptung trifft nicht zu. 

Nein, ich finde schon, daß wir beim Subventions-
abbau wichtige Teilergebnisse erzielt haben. Die 
Gründe, weshalb einige Subventionen noch steigen 
und weshalb uns andere noch lange Zeit begleiten 
können, habe ich dargelegt. Auch in den damaligen 
Beiträgen von 1981 ist natürlich davon ausgegangen 
worden, daß die Förderung Berlins, soweit es sich 
um Subventionen handelt, daß die Förderung des 
Zonenrandgebiets nicht in eine pauschale Kürzung 
einbezogen werden kann. Und in der Tat: Ich wäre 
Ihnen, Herr Kollege Westphal, für eine nachhaltige 
Unterstützung auch außerhalb dieser Debatte im 
Deutschen Bundestag dankbar, wenn wir nun auch 
Herrn Lafontaine erklären müssen, daß es mit Di-
rektsubventionen für ARBED aus Wettbewerbs-
gründen nicht so weitergehen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich wäre Ihnen auch dankbar, wenn Sie uns — jetzt 
nehme ich mal Ihre engere Heimat — 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Desaster!) 

bei der Kohleförderung unterstützen würden, die 
wir sicher fortführen wollen. Wir wollen den Hüt-
tenvertrag weiterführen. Aber wir müssen be-
stimmte Elemente auch zur Entlastung der Steuer-
zahler verändern. Und da kommt die Nagelprobe 
für Sie und Ihre Freunde — wir können die Liste 
weiter durchgehen —, genauso wie die Bewäh-
rungsprobe für uns kommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Zur letzten Frage erteile 
ich das Wort dem Abgeordneten Dr. Langner. 

Dr. Langner (CDU/CSU): Herr Minister, meine 
Frage schließt sich an die des Kollegen Jung zum 
Zusammenhang von Vereinfachung der Steuerge-
setze und Milderung der Belastung an. Wird die 
Stunde der Wahrheit für den Abbau und die Anpas-
sung von Steuervergünstigungen dann kommen, 
wenn die Erfolge Ihrer Konsolidierungspolitik ei-
nen linear-progressiven und damit milderen Tarif 
ermöglichen, und wird diese Politik der Anpassung 
und des Abbaus von Steuervergünstigungen dann 
besonders weitreichend sein können, wenn wir 
auch mit Beiträgen der Opposition rechnen kön-
nen? 
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Dr. Stoltenberg, Bundesminister: Ich glaube in der 
Tat, Herr Kollege Langner, daß die Einführung ei-
nes durchgehenden Progressionstarifs als des 
Kernstücks einer künftigen Steuerreform objektiv 
und bei starkem Engagement der Verantwortlichen 
auch politisch die Voraussetzung dafür schafft, 
Steuersubventionen auf breiterer Front abzubauen. 
Die internationale Erfahrung zeigt das eindringlich. 
Dort, wo man einen niedrigeren Tarifverlauf hat, 
hat man weniger Subventionen. Dies dient auch der 
Steuergerechtigkeit. Die Überfülle von in Jahrzehn-
ten gewachsenen Steuersubventionen, vor allem bei 
der Einkommen- und Lohnsteuer, führt dazu 

(Roth [SPD]: Die Kabinettberichterstat

-

tung gerät zur Volkshochschule!) 

— auch das gehört zu den Dingen, die ich in den 
letzten Jahren gelernt habe, Herr Roth; ich bestä-
tige Ihnen ganz ausdrücklich, daß ich in den letzten 
Jahren viel auf diesem Gebiet gelernt habe —, daß 
ein hoher Prozentsatz der Steuerpflichtigen sie 
nicht mehr in Anspruch nimmt. Das sind in der 
Regel die Steuerpflichtigen, die nicht die optimalen 
Informationsmöglichkeiten haben. 

(Roth [SPD]: Blabla!) 

Das sind die Bezieher kleiner Einkommen, und das 
sind in der Wirtschaft kleine Betriebe. Deswegen ist 
es auch ein Gebot der Steuergerechtigkeit, Subven-
tionen abzubauen und die Tarife zu senken. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren! Die für die Fragen an den Berichterstatter der 
Bundesregierung und dessen Antworten vorgese-
hene Zeit ist abgelaufen. 

Die Fraktionen haben nunmehr die Möglichkeit, 
zur Kabinettberichterstattung eine Erklärung von 
fünf Minuten abzugeben. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Wieczorek 
(Duisburg). 

Wieczorek (Duisburg) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Bun-
desfinanzminister setzt mit seiner Vorstellung des 
10. Subventionsberichts die Taktik aus der Haus-
haltsdebatte der vorigen Woche fort. Aber alle Lo-
beshymnen, Herr Minister, 

(Zuruf des Abg. Dr.-Ing. Kansy [CDU/ 
CSU]) 

über die angeblichen Leistungen dieser Bundesre-
gierung können über die Tatsache nicht hinweg-
täuschen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Nicht einmal die 
Presse!) 

In der Opposition hat die CDU/CSU fortwährend 
Subventionsabbau gefordert. Erinnert sei an den 
Vorschlag der generellen Kürzung um 5 %. Vor der 
Bundestagswahl hat sie den Subventionsabbau 
großspurig angekündigt. 

Aber in Wirklichkeit hat diese Bundesregierung 
ihr Versprechen nicht gehalten. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sehr wahr!) 

Das Geschwätz vom Subventionsabbau erweist sich 
als großer Schwindel und als Täuschung der Wäh-
ler. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. 
Feilcke [CDU/CSU]) 

Die Bundesregierung hat die Subventionen nicht 
gekürzt; sie hat sie sogar erheblich ausgeweitet, 

(Uldall [CDU/CSU]: Absolut falsch!) 

ausgeweitet auf Rekordhöhen. 

(Uldall [CDU/CSU]: Sie haben gar nicht zu

-

gehört, was der Minister gesagt hat!) 

Seit 1982 sind die Steuervergünstigungen allein 
beim Bund um 25 % gestiegen, insgesamt sogar um 
mehr als 30 %. 

(Dr. Vogel [SPD]: Hört! Hört!) 

Das sind ohne Vorsteuerpauschale schon 9 Milliar-
den mehr Steuersubventionen. 

Auch die Finanzhilfen des Bundes wurden nicht 
gesenkt, sondern erhöht. Sie liegen 1986 um 300 Mil-
lionen DM oder 2,3 % höher als 1982, und das trotz 
der im Haushaltsentwurf 1986 angewendeten Buch-
haltereffekte und trotz der anhaltenden Auswirkun-
gen der Subventionsabbaugesetze der soziallibera-
len Koalition aus dem Jahr 1981, durch die allein die 
Ansätze für Finanzhilfen von 1982 bis 1986 um 
1 Milliarde DM zurückgehen. Das sind Tatsachen, 
die zeigen, wie diese Bundesregierung sich an ihre 
früheren Versprechen hält. Das sind Tatsachen 
über das Versagen der Wenderegierung auch auf 
dem Gebiet der Subventionen. 

Meine Damen und Herren, auch bei diesen Ver-
gleichen ist die schlimmste Aktion des Bundesfi-
nanzministers Dr. Stoltenberg auf dem Gebiet der 
Subventionen überhaupt noch nicht berücksichtigt, 
nämlich die Vorsteuerpauschale für die Landwirt-
schaft. Sie schlägt 1986 mit über 2,5 Milliarden DM 
zu Buche. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Haben Sie 
eine Stunde geschlafen?) 

Allein diese Subvention hat ein Volumen von 20 
Milliarden DM. Der Bundesfinanzminister ver-
sucht, dies zu verschleiern, indem er manipuliert 
und den Subventionsbegriff so auslegt, wie es ihm 
im Moment paßt. 

Aber, meine Damen und Herren, auch ohne diese 
Milliardenbeträge an die Landwirtschaft sprechen 
die Vergleichszahlen eine deutliche Sprache für die 
Subventionspolitik dieser Bundesregierung. Die 
Bundesregierung hat ihre Glaubwürdigkeit verlo-
ren. Sie handelt anders, als sie redet. Dieser Bun-
desfinanzminister wird als aktiver Subventionsmi-
nister in die Geschichte eingehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Bundesregierung, meine Damen und Her-
ren, hat versagt: versagt beim Subventionsabbau, 
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Wieczorek (Duisburg) 
versagt beim Abbau der Arbeitslosigkeit, versagt 
bei der Umstrukturierung dieses Haushalts. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: Haha! Für was denn?) 

Präsident Dr. Jenninger: Zu einer Erklärung hat 
das Wort der Abgeordnete Uldall. 

Uldall (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich glaube, daß wir am Ende dieser 
ersten Stunde feststellen können, 

(Ströbele [GRÜNE]: Enttäuschung!) 

daß das Parlament hiermit eine gute Möglichkeit 
bekommen hat, sich von der Bundesregierung infor-
mieren zu lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei den GRÜNEN — Roth [SPD]: 

Volkshochschule hat er gemacht!) 

Ich meine aber auch, meine Damen und Herren, 
daß wir als Parlament noch eine ganze Menge ler-
nen müssen, was die Fragestellung angeht. Die Fra-
gen müssen wirklich darauf hinauslaufen, daß wir 
zusätzliche Informationen von der Regierung ha-
ben wollen. Wenn wir versuchen, durch die Frage-
form eine Debatte hervorzurufen, dann frage ich 
mich, welchen Sinn eigentlich eine solche Stunde 
wie diese haben sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Ströbele [GRÜNE]: Sie haben doch Stich

-

worte gegeben!) 

Möglichkeiten für Debatten haben wir jede Men-
ge. Wir sollten diese neue Form der Unterrichtung 
durch die Bundesregierung wirklich nutzen, um In-
formationen zu bekommen. 

(Roth [SPD]: Der sagt ja nichts!) 

Wenn wir das nicht tun, nutzen wir die Chancen 
nicht, um das aus der Regierung herauszuholen, 
was zu bekommen ist. 

(Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

— Herr Kollege, dann stellen Sie in Zukunft die 
richtigen Fragen; dann bekommen Sie die richtigen 
Antworten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Roth  [SPD]: Der sagt doch nichts! — Bindig 
[SPD]: Wollen Sie die Fragen erst genehmi

-

gen?) 

So, wie der Kollege Wieczorek es hier eben ge-
macht hat, geht es wirklich nicht. Man kann nicht 
einen Vortrag des Ministers anhören und hinterher 
eine vorgefertigte Rede verlesen, in der überhaupt 
nicht auf die Ausführungen Bezug genommen 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Roth  [SPD]: Unglaublich!) 

Herr Kollege Wieczorek, es ist soeben ausführlich 
von der Bundesregierung dargelegt worden, daß wir 
zwischen den Finanzhilfen und den Steuervergün-
stigungen zu unterscheiden haben. Unter den Fi-
nanzhilfen wird landauf, landab normalerweise die 

Subvention verstanden. Das ist also das eigentliche 
Kernthema. Bei den Finanzhilfen, d. h. den Zuwen-
dungen an die Unternehmen, hat die Bundesregie-
rung im vorgelegten Haushaltsplan eine Kürzung 
um 1 Milliarde DM vorgenommen. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Wo denn?) 

Bei einer solchen Situation können Sie sich doch 
nicht hinstellen und sagen, daß hier alles erhöht 
wird. Das ist doch absolut falsch. 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Wo wird denn gekürzt?) 

Ich erwarte, Herr Wieczorek, daß Sie in Zukunft 
genauer zuhören, was die Bundesregierung erklärt, 
und erst dann entsprechende Urteile fällen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zu der Summe von 1 Milliarde DM kommt noch 
weit mehr hinzu, meine Damen und Herren. Wie 
auf meine Frage von der Regierung ausgeführt 
wurde, sind gleichzeitig die Zuwendungen an die 
Bundesunternehmen um weitere 0,5 Milliarden DM 
gekürzt worden. Das heißt also, die Summe der Zah-
lungen an Unternehmen — an private Unterneh-
men und an Bundesunternehmen — ist insgesamt 
um 1,5 Milliarden DM reduziert worden. 

Da sage ich: Das ist ein mutiger Weg, den unser 
Finanzminister gegangen ist. Er verdient weiterhin 
unsere volle Unterstützung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Roth  [SPD]: Wie ist es denn mit den Werf

-

ten?) 

Neben den Finanzhilfen, Herr Kollege Wieczorek, 
gibt es auch noch die Steuervergünstigungen. Bei 
den Steuervergünstigungen haben wir keine Erhö-
hung festzustellen, sondern bei den Steuervergün-
stigungen stellen wir für die vergangenen Jahre 
und auch für die nächsten Jahre eine Konstanz 
fest. 

(Wiecorek [Duisburg] [SPD]: Sie manipu

-
lieren doch! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Nur: Wer sich etwas im Steuerrecht auskennt, 
weiß doch, daß wir ein progressiv ausgestaltetes 
Einkommensteuerrecht haben. Das heißt — Herr 
Kollege Roth, Sie als Wirtschaftsspezialist wissen 
das —: Normalerweise müßte bei einem progressiv 
ausgestatteten Steuersystem die Steuervergünsti-
gung größer werden. Wenn sie jetzt konstant bleibt, 
dann ist das ein Zeichen dafür, daß die von der Bun-
desregierung eingeleiteten Maßnahmen zu greifen 
anfangen. Wir können also mit Freunde und mit 
Befriedigung feststellen, 

(Roth [SPD]: Sie lassen sich aber schnell 
befriedigen!) 

daß alle Bemühungen — wie z. B. um eine zeitliche 
Befristung der Subventionen — jetzt ihre ersten 
Erfolge zeitigen. Herr Wieczorek, auch hier haben 
Sie soeben absolut falsch — — 

(Dr.  Vogel [SPD]: Was liest der denn da? — 
Roth [SPD]: Zeigen Sie mal das Manu

-

skript! — Weitere Zurufe von der SPD) 
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Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, ich bitte Sie, mit Ihren Zwischenrufen etwas 
zurückhaltender zu sein. — Herr Kollege, fahren 
Sie fort. Bitte sehr. 

(Zurufe von der SPD: Herr Kollege, zeigen 
Sie mal das Blatt! — Der liest doch ab!) 

Uldall (CDU/CSU): Meine Damen und Herren, ich 
meine, daß der Weg, den die Bundesregierung ein-
geschlagen hat, zu einem Abbau von Steuervergün-
stigungen und zu einem Abbau von Zahlungen an 
die Unternehmen führt. Dieser Weg, der mit Augen-
maß, mit Energie und mit Ausdauer von der Bun-
desregierung beschritten wird, ist der richtige Weg. 
Sie, Herr Minister, haben die ersten Erfolge auf die-
sem Weg zu verzeichnen. Herr Minister, Sie werden 
auch in Zukunft die Unterstützung der CDU/CSU

-

Fraktion haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Propagandarede!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Vogel (München). 

Vogel (München) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Eigentlich war 
das ja wohl als Kabinettsbefragung gedacht; es hat 
sich zu einer Befragung des Ressortministers ver-
engt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Ich bedaure es zutiefst, daß Herr Stoltenberg nicht 
in der Lage war, detailliert zu Südafrika Stellung zu 
nehmen, sondern alles auf den anderen Ressortmi-
nister abgewälzt hat. So war es ja wohl eigentlich 
nicht geplant. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
CDU/CSU: Sie sind nur neidisch, weil Sie 
nicht nach Südafrika mitgenommen wor

-

den sind! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Ich begrüße es für unsere Fraktion, daß ein Sub-
ventionsbericht vorgelegt wird. Der Bürger hat ei-
nen Anspruch darauf, daß alle Mittel, die vom Staat 
verausgabt werden, auch in epischer Breite darge-
legt werden. Nur: Man muß den schillernden Begriff 
„Subvention" natürlich auch in seiner Substanz er-
fassen. Und da ist es halt ein Unterschied, ob ein 
Wohngeldempfänger 100 DM bekommt oder ob fast 
2 Milliarden DM an die DWK für den Bau der Wie-
deraufbereitungsanlage in Wackersdorf fließen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Insofern liegt Herr Wieczorek auch völlig daneben, 
wenn er abstrakt den Abbau von Subventionen for-
dert. Darum kann es ja gar nicht gehen; man muß 
sich vielmehr jede Subvention im einzelnen an-
schauen und gucken, wo eingespart werden kann 
und welche Subventionen unbedingt erhaltenswert 
sind, um diesen Begriff zu gebrauchen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es ist aber auch interessant, welche Subventio-
nen nicht in dem Bericht stehen. Unsere Regierung 
praktiziert ja immer wieder einen schönen Kunst-
griff, indem sie behauptet, um den Staatsanteil zu  

senken — das wird j a immer so abstrakt als positiv 
verkauft — sei es erforderlich, die Subventionen zu 
kürzen. Nur schüttet sie diese auf der anderen Seite 
dann wieder in Form von verringerten Steuerein-
nahmen aus. Dazu wird die Subvention praktisch 
direkt in den Steuertarif eingearbeitet, ohne als 
Subvention erfaßt zu werden. Ich möchte hier nur 
als Beispiel das Ehegattensplitting erwähnen, das 
j a eine reine Subvention der christlichen Ehege-
meinschaft darstellt. Ich denke z. B. auch an Kin-
derfreibeträge, die natürlich nicht als Subvention 
auftauchen. Würde dagegen Kindergeld ausgezahlt, 
das an alle in gleicher Höhe gewährt würde, dann 
würde es dort auftauchen. 

Wenn Herr Stoltenberg sagt, 53 % der Subventio-
nen kämen den Privathaushalten zu und das dann 
noch als soziale Aufgabe verkauft, dann ist das na-
türlich auch nicht richtig, denn jeder weiß, daß 
Steuererleichterungen, wie z. B. § 7 b, in erster Linie 
den Besserverdienenden zugute kommen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das stimmt 
nicht!) 

— Natürlich, wenn ich einem Spitzensteuersatz von 
56 % unterliege, dann kriege ich bei 10 000 DM, die 
ich absetzen kann, über 5 000 DM wieder. Wenn ich 
einem Spitzensteuersatz von 22 % unterliege, dann 
kriege ich vielleicht 2 000 DM, und wenn ich arbeits-
los bin, kriege ich überhaupt nichts. Das ist natür-
lich sozial negativ. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der Abbau von Subventionen, dem hier abstrakt 
das Wort geredet wird — Herr Stoltenberg hat das 
dann auch beispielhaft an den ARBED-Saarstahl-
Werken deutlich gemacht —, ist natürlich katastro-
phal, wenn man Subventionen nur so für sich sieht 
und ganz übersieht, daß eine ganze Region vor die 
Hunde geht, und zwar dadurch, daß Arbeitsplätze in 
riesigem Ausmaß vernichtet werden, während die 
entsprechenden Ersatzstrukturen noch nicht aufge-
baut sind. Insofern kann Aufgabe einer verantwor-
tungsvollen Regierung doch nur sein, dort erst ein-
mal Ersatzkapazitäten aufzubauen und nicht ab 
1. Januar 1986 von vornherein dafür zu sorgen, daß 
diese Riesenfirma Pleite geht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der Abbau der Kokskohlen-Beihilfe fügt sich na-
türlich auch gut in dieses Bild ein. Das wird hier 
natürlich als Abbau von Subventionen verkauft, 
aber gleichzeitig wird der weitere Ausbau der 
Atomkraft forciert. Es ist Ihnen natürlich keine 
Mark zu schade, um sie dort hineinzupumpen; dem-
gegenüber wird gleichzeitig versucht, die Kohle zu-
rückzudrängen. 

Unsere Position ist — das ist auch ein Appell an 
Sie, Herr Bundesfinanzminister —, in Zukunft nicht 
immer, wie es auch die SPD heute wieder gemacht 
hat, abstrakt von Subventionskürzungen zu reden, 
sondern dann wirklich zu sagen, wo etwas im kon-
kreten Einzelfall gekürzt werden soll, und auch 
dazu zu stehen, wenn einzelne Subventionen not-
wendig und erhaltenswert sind. 
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Vogel (München) 

Danke. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Der Kollege 
Wieczorek hat sich, wie ich finde, heute durch ein 
ungewöhnliches Maß von Weitsicht ausgezeichnet. 
Auf einen Bericht aus der Kabinettssitzung mit ei-
ner vorbereiteten Rede zu erscheinen, also den Be-
richt schon zu kennen — Respekt, Respekt, Herr 
Kollege! 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir begrüßen die Tat-
sache, daß es zu dieser Einrichtung kommt. Das ist 
eine alte Forderung der FDP. Ich persönlich muß 
noch sagen: Ich halte es für vertretbar, daß dann, 
wenn morgen oder übermorgen eine Aktuelle 
Stunde zu einem bestimmten Thema stattfindet, 
das in der Kabinettssitzung behandelt worden ist, 
heute Fragen dazu nicht beantwortet werden. Das 
scheint mir vernünftige Arbeitsökonomie zu sein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Herr Bundesfinanzminister, der Subventionsbe-
richt ist seit vielen Jahren kein Vergnügen, sondern 
eine traurige Pflichtlektüre. Das gilt auch für dieses 
Jahr. Ob nun mehr oder weniger darinsteht, wir 
bestreiten nicht, daß strukturelle Verbesserungen 
erreicht worden sind. Die Summen bleiben zu hoch. 
In einem Punkt möchte ich Ihrer Bewertung wider-
sprechen. Sie sagen, es sei nicht schlecht, an fünfter 
Stelle hinter den USA, Japan, der Schweiz und ei-
nem weiteren Land zu stehen. Ich frage mich, ob es 
nicht doch schlecht ist, wenn wir sehen, daß unsere 
erfolgreichsten Wettbewerber offensichtlich ohne 
Subventionen besser sein können als wir mit so 
relativ hohen Subventionen. 

(Beifall bei der FDP) 

Deswegen bleibt es dabei, daß wir den Abbau der 
Subventionen fortsetzen müssen, daß wir uns 
darum bemühen müssen. Das haben Sie uns zuge-
sagt. Es ist weiß Gott kein Ausweis politischer Ge-
staltungskraft, wenn man schließlich bei der linea-
ren Kürzung landen muß — das gebe ich Ihnen 
zu —, aber unsere allseits traurigen Erfahrungen 
mit Steinbruchlisten, Streichlisten, Vorschlagslisten 
in allen Regierungen und in allen Koalitionen ma-
chen einem nicht sehr viel Hoffnung, daß gezielter 
Subventionsabbau wirklich in den Größenordnun-
gen, die wir brauchten, erreichbar ist. 

In dem Zusammenhang, meine Damen und Her-
ren, finde ich es gut, daß im Haushalt des Bundes-
wirtschaftsministers einiges an Subventionen — 
und  zwar nicht nur Zwangsläufiges, wie gelegent-
lich behauptet wird — gestrichen worden ist. Diese 
Behauptungen scheinen mir eher Schutzbehaup-
tungen anderer Ressortkollegen zu sein, die etwas 
weniger entschlossen sind, Subventionen abzu-
bauen — nach dem Motto: Der Bangemann soll mit 
seinem guten Beispiel nicht unsere schlechten Sit-

ten verderben. — Dies ist, so finden wir, keine sehr 
positive Haltung. 

Meine Damen und Herren, Subventionen gehen 
über den finanztechnischen Bereich hinaus, Herr 
Bundesfinanzminister, und das wissen Sie. Es ist in 
einer Ihrer Bemerkungen angeklungen. Subventio-
nen sind ihrer Natur nach ordnungspolitisch ver-
fehlt, sie sind Wettbewerbsverzerrungen. Wir wis-
sen, daß der Anteil der großen Unternehmen an den 
Subventionsempfängern deutlich überproportional 
ist im Verhältnis zu dem der kleinen und mittleren 
Unternehmen. 

(Beifall bei der FDP) 

Hier finden Wettbewerbsverschiebungen zu Lasten 
der kleinen und mittleren Unternehmen statt, die 
wir auf Dauer nicht hinnehmen dürfen. 

Wir stellen unsere Wirtschaftsordnung auf den 
Kopf, wenn über Erfolg oder Mißerfolg eines Unter-
nehmens vorwiegend die Nähe zu den Subventions-
töpfen, die wir überall in der Landschaft aufgestellt 
sehen, und nicht die Tatsache entscheidet, ob sich 
der Unternehmer um seine Produkte, um seine 
Kunden und um seine Märkte kümmert. Auch das 
darf nicht sein. Auch aus diesem Grunde müssen 
wir von diesen hohen Subventionen herunter. 

(Beifall bei der FDP) 

Schließlich und endlich, Herr Bundesfinanzmini-
ster: Sie und diese Regierung sind erfolgreich beim 
Abbau der Staatsquote. Ich halte dies für ein be-
merkenswertes Ergebnis unserer Konsolidierungs-
politik, und ich begrüße dies; denn die Höhe der 
Staatsquote gibt immer auch darüber Aufschluß, 
wie hoch der Grad, wie hoch die Intensität der 
Staatseingriffe in den Ablauf der Wirtschaft und in 
das Leben der Bürger ist. Nur werden Sie die 
Staatsquote nicht allein über die Ausgabenkonsoli-
dierung in dem Umfang zurückführen können, wie 
diese Koalition es sich vorgenommen hat. Das geht 
nur, wenn Sie Ausgaben und Einnahmen, d. h. Steu-
ern und Subventionen, beseitigen. Deswegen ist Ihr 
Ausblick auf die nächste Legislaturperiode, in der 
diese Koalition weiter zusammenarbeiten und sich 
dieser Aufgabe annehmen wird, vollauf gerechtfer-
tigt. Dies gibt einem Hoffnung darauf, daß die Sub-
ventionsberichte in einigen Jahren deutlich besser 
aussehen, als das heute der Fall ist. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, die Kabinettberichterstattung ist damit been-
det. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 1 zur Tagesordnung 
auf: 

Aktuelle Stunde 

Die Fraktion der CDU/CSU hat gemäß Ziffer 1c 
der Anlage 5 unserer Geschäftsordnung eine Aktu-
elle Stunde zu dem Thema Aktuelle sicherheitspo-
litische Vorschläge in der SPD verlangt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Dregger. 
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Dr. Dregger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Das Militärpapier der SPD, for-
muliert durch den Herrn von Bülow 

(Bindig [SPD]: Schon der Anfang ist 
falsch!) 

— ich möchte es nicht „Sicherheitspapier" nennen; 
dann müßte ich schon vom „Unsicherheitspapier" 
reden —, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

betrifft in gravierender Weise die Sicherheit 
Deutschlands und Europas und die Einschätzung 
unseres Landes in Ost und West. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Renger) 

Deshalb müssen wir es schon heute einer ersten 
kritischen Stellungnahme unterziehen, wenn es 
auch nach der Natur der Aktuellen Stunde ohne 
Konzentration auf einige Punkte nicht behandelt 
werden kann. 

Dieses Militärpapier verkennt die Wirklichkeit. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das tun Sie!) 

Es denkt nur militärisch — und das noch falsch. 
Wer wie die SPD die Sicherheitspartnerschaft mit 
der Sowjetunion anstrebt, beendet die Sicherheits-
partnerschaft mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Beides gleichzeitig geht nicht. Es wäre Größen-
wahn, 

(Ströbele [GRÜNE]: Das sind Sie!) 

wenn wir glaubten, als Mittelmacht Sicherheits-
partnerschaft mit beiden Seiten begründen zu kön-
nen oder gar durch uns und mit uns beide Seiten 
zwingen zu können, mittelbar zu Sicherheitspart-
nern zu werden. 

(Ströbele [GRÜNE]: Können Sie etwas an- 
deres denken außer „zwingen"?) 

Meine Damen und Herren, erste Empfehlung an 
Sie: Verzichten Sie auf Größenwahn! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Kehren Sie auf den Teppich zurück. Überfordern 
Sie nicht unser Land, das in den letzten 50 Jahren 
so häufig überfordert worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Bindig [SPD]: 
Bisher haben immer die Konservativen 

den Teppich verlassen!) 

Zweite Empfehlung: Erkennen Sie, daß sich der 
freie Teil Europas gegen die eine Weltmacht, die 
Sowjetunion, 

(Dr. Spöri [SPD]: Schwer warm heute!) 

nur mit Hilfe der anderen Weltmacht, der Vereinig-
ten Staaten von Amerika, schützen kann. 

Dafür gibt es neben politischen Gründen drei mi-
litärische Gründe. 

Erstens. Der europäischen Verteidigung fehlt es 
ohne die USA an der erforderlichen strategischen 
Tiefe. Ein Blick auf die Karte genügt. Die Sowjet-

union steht nicht mehr jenseits des Bug, sondern 
seit 1945 diesseits der Elbe. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
Zweitens. Auf unsere Seeverbindungen sind wir 

existentiell angewiesen. Ohne die USA sind wir au-
ßerstande, diese Seeverbindungen zu schützen. 

(Dr. Scheer [SPD]: Militärrede!) 
Drittens. In Europa gibt es kein militärisches 

Gleichgewicht. Wir können es nicht schaffen, es sei 
denn, wir wären bereit, das freie Europa in einen 
Militärstaat zu verwandeln. 

(Duve [SPD]: Das wollen wir nicht!) 
— Das wollen Sie nicht, und das wollen wir nicht. 
Das heißt, daß das Gleichgewicht nur mit Hilfe des 
militärischen Potentials der Weltmacht USA herge-
stellt werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Dr. Schierholz [GRÜNE]: 
Und mit fürchterlichen Reden!) 

Schlußfolgerung: Wir sind auf ein enges Bündnis 
mit den USA, wir sind auf eine intakte NATO ange-
wiesen. Der gegenwärtige Zustand Deutschlands 
und Europas ist gewiß unbefriedigend. Wir können 
ihn aber nicht dadurch überwinden, daß wir diesen 
Zustand nun noch rechtlich zementieren, wie Sie es 
versuchen. Wir können ihn nicht dadurch überwin-
den, daß wir die Bundeswehr schwächen. Und wir 
können ihn nicht dadurch überwinden, daß wir uns 
von unserer Schutzmacht, den Vereinigten Staaten 
von Amerika, abwenden. 

(Duve [SPD]: Falsche Unterstellung!) 
Meine Damen und Herren, wir müssen das an-

streben, was allen Menschen und allen Völkern zu-
steht: die Verwirklichung der Menschenrechte in 
ganz Europa, die Zuerkennung des Selbstbestim-
mungsrechts an alle europäischen Völker ein-
schließlich der Polen, der Tschechen, Slowaken und 
der Ungarn. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
Ihre Redezeit ist beendet. 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Das Ergebnis — — 

Vizepräsident Frau Renger: Nein, Ich bitte Sie 
herzlich. Sie wissen, bei der Aktuellen Stunde kann 
ich Ihnen keine Minute mehr geben. Es tut mir 
leid. 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Ich bin sehr gehorsam. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Ehmke. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Rühe hat mich 
am vergangenen Donnerstag hier gefragt, ob die 
Sicherheitspolitische Kommission der SPD be-
schlossen habe, den Abzug der amerikanischen 
Truppen aus der Bundesrepublik zu fordern und 
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Dr. Ehmke (Bonn) 
die Wehrpflicht auf acht Monate herabzusetzen. Ich 
habe ihm laut Protokoll geantwortet: 

Weder hat die Sicherheitspolitische Kommis-
sion das beschlossen noch wird sie das be-
schließen. 

Das SPD-Präsidium hat dies inzwischen mit größe-
rer Autorität unterstrichen. 

Die CDU hindert das alles nicht, nun schon tage-
lang wider besseres Wissen das Gegenteil zu be-
haupten. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Kollege Wimmer hat dieses Zerrbild zum Vor-
wand genommen, von einem Verrat zu sprechen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Unglaublich!) 

Dazu, Herr Dregger, muß ich leider zweierlei fest-
stellen: Die Methode, eine Unwahrheit so lange zu 
wiederholen, bis dann doch etwas hängenbleibt, hat 
bisher nicht Demokraten, sondern vielmehr Nicht-
demokraten ausgezeichnet. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Und das Wort „Verrat" gehört zu jener Sprache und 
zu jenem Geist, oder richtiger: Ungeist, an dem die 
Weimarer Republik zugrunde gegangen ist. 

(Beifall bei der SPD — Unruhe bei der 
CDU/CSU) 

Warum verhalten sich die Unionsparteien so? 

(Zuruf von CDU/CSU: Sagen Sie mal was 
zur Sache!) 

Weil sie mangelhafte Außen- und Sicherheitspoli-
tik der Diskussion entziehen und im Hinblick auf 
die nächste Bundestagswahl durch Diffamierungs-
kampagnen ersetzen wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie wollen damit zugleich von ihrer allgemeinen 
politischen Misere ablenken, zu der die wachsende 
Ablehnung von Bundeskanzler Kohl durch die Bür-
ger ebenso gehört wie die Ablehnung seiner Politik 
der sozialen Demontage durch die Wähler. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Die Unionsparteien glauben, Sicherheitspolitik 
durch Denkverbote, Vasallentreue gegenüber der 
Reagan-Administration und durch stramme rechte 
Ideologie, wie sie uns Herr Dregger gerade wieder 
vorgeführt hat, ersetzen zu können. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Zuruf von der CDU/CSU: 

Peinlich, peinlich!) 

Unser Volk aber muß wissen: Mit solchen Beton-
köpfen kann man langfristig die Sicherheit der 
Bundesrepublik nicht gewährleisten. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Sie führen das Wort „Sicherheit" ständig und laut 
im Munde, aber den Spionageabwehrchef der Bun- 

desrepublik haben Sie nach Ost-Berlin laufen las-
sen, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Ein rhetori

-

scher Raufbold sind Sie!) 

und die Bundesregierung hat sich dann damit ent-
schuldigt, daß sie wieder einmal nichts gewußt 
habe. 

(Beifall bei der SPD — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Wie war das mit Guillaume? 

Ausgerechnet Sie!) 

Herrn Wörner halten Sie im Amt des Verteidi-
gungsministers, obwohl er den Respekt der Solda-
ten, von den Generälen bis zu den Wehrpflichtigen, 
mit Recht verloren hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Verehrte Kollegen, das ist nicht gerade ein Beitrag 
zur sicherheitspolitischen Vertrauensbildung. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei 
der CDU/CSU) 

Sie nehmen die Bundeswehrplanung von Herrn 
Wörner hin, obwohl sie finanziell, materiell, perso-
nell auf Sand gebaut ist. Sie planen Potemkinsche 
Dörfer und nennen das Bündnistreue. Für wie 
dumm halten Sie eigentlich unsere Bündnispart-
ner? 

(Beifall bei der SPD) 

Die wissen genau wie wir, daß die Bundeswehr 
umstrukturiert werden muß, daß es nicht bei der 
Struktur und den Zahlen bleiben kann, die wir 
heute haben. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Gibt es das Papier 
oder gibt es das nicht?) 

Aus der friedens- und rüstungspolitischen Dis-
kussion hat sich die konservative Bundesregierung 
praktisch abgemeldet. Darüber haben wir am Don-
nerstag debattiert. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Ihre Klimmzüge in Sachen SDI — ein Bild der 
Lächerlichkeit, das die Koalition bietet — sind in-
zwischen das Gespött der Welt. 

(Beifall bei der SPD) 

Und schließlich und vor allem: Entgegen Ihrem 
Wahlversprechen „Frieden schaffen mit immer we-
niger Waffen" schaffen Sie neue Spannung durch 
immer mehr Waffen auf dem Boden der Bundesre-
publik, von den Atomraketen bis zu den chemischen 
Waffen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN 
— Zuruf von der CDU/CSU: Unerhört!) 

Und darum sagen wir als deutsche Patrioten zu die-
ser Politik nein. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Beifall 
bei Abgeordneten der GRÜNEN — Lachen 
bei der CDU/CSU und bei Abgeordneten 

der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Ronneburger. 
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Ronneburger (FDP): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Wenn man eben Herrn Professor 
Ehmke gehört hat, dann könnte man fast der Mei-
nung sein, wir hätten ein völlig anderes Thema, wir 
redeten nicht über das, was eigentlich Grundlage 
der heutigen Debatte ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Tatsächlich, lieber Herr Ehmke, haben wir es ja 
zunächst mit einem Phänomen zu tun gehabt, mit 
einem Papier, das es überhaupt nicht gab. Dann 
haben wir es mit einem Papier zu tun gehabt, das es 
zwar gibt, das aber nichts Neues enthält, das die 
Meinung eines einzelnen darstellt, das nicht ver-
bindlich ist, das aber laut Herrn Kollegen Gilges — 
ich zitiere eine Zeitungsmeldung — in der SPD eine 
ganz starke Basis hat, der Mehrheit in der SPD 
aber noch nicht weit genug geht. 

Worüber, Herr Kollege Ehmke, reden wir eigent-
lich? Wie wir langfristig die Sicherheit Europas und 
der Bundesrepublik sichern können? Mit welchen 
Argumenten wird in einem solchen Papier gearbei-
tet, das übrigens auch von Herrn Schröder in Han-
nover heute noch einmal ausdrücklich unterstützt 
und bestätigt worden ist? 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Mit welcher Begriffsverwirrung wird hier eigent-
lich gearbeitet? Ich will das nur an einem einzigen 
Beispiel deutlich machen. In diesem Papier, Herr 
von Bülow, steht, die Sowjetunion müsse von ihrer 
Strategie der Vorwärtsverteidigung abgehen. Weiß 
eigentlich der ehemalige Staatssekretär im Bundes-
verteidigungsministerium nicht mehr, von welchen 
Zahlen über die Rüstung auf sowjetischer Seite er 
früher selbst gesprochen hat? Weiß er nicht mehr, 
daß die NATO zu ihrem Grundsatz erklärt hat: 
„Keine unserer Waffen wird je eingesetzt werden, 
es sei denn, zur Abwehr eines Angriffs"? Was heißt 
hier eigentlich „Vorwärtsverteidigung" der Sowjet-
union angesichts der Entwicklung der Rüstungsver-
hältnisse, wie wir sie real festgestellt haben und wie 
auch Sie sie früher bestätigt haben? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich glaube, daß es angesichts dieses Inhaltes und 
dieses Versuchs der Begriffsverwirrung schon seine 
Berechtigung hat, daß wir uns hier im Plenum mit 
diesen Vorschlägen auseinandersetzen, denn ein 
solches Papier kann für sich als Entschuldigung 
auch nicht in Anspruch nehmen, daß es den Hin-
weis auf langfristige Ziele enthält. Solch Hinweis, 
Herr von Bülow, ist irrelevant, denn Wirkungen ei-
nes solchen Papiers können schon heute auftreten 
— in der Bundesrepublik selbst und im Bündnis. 
Haben Sie sich eigentlich einmal die Verantwor-
tung klargemacht, die Sie übernommen haben, als 
Sie mit diesen Thesen an die Öffentlichkeit getre-
ten sind oder getreten worden sind? Ich weiß nicht, 
wie es in der SPD tatsächlich zugegangen ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schlimm geht es 
da zu!) 

Ein Programm, das vorsieht, auf dem vorgeschla-
genen Wege eine Veränderung der NATO-Strategie 
in einer Bundesregierung im Bündnis durchzuset-
zen — Punkt 10 Ihres Papiers —, andererseits aber  

nur mit Aufforderungen an die Sowjetunion arbei-
tet, wo es darum geht, tatsächliche Verhältnisse zu 
ändern, ein Papier, das voller Widersprüchlichkei-
ten ist: Sagen Sie nicht, Herr von Bülow: „Zur Anhe-
bung der nuklearen Schwelle reichen jedoch die 
konventionellen Fähigkeiten der NATO, vernünftig 
und ohne Hektik ausgebaut, schon heute"? Und Sie 
wollen diese konventionellen Fähigkeiten nicht 
etwa ohne Hektik ausbauen, sondern Sie wollen sie 
abbauen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Quatsch! Reiner 
Quatsch!) 

Rechnen Sie mit der Vergeßlichkeit des Lesers, 
wenn Sie auf der einen Seite sagen: „Blitzschnell 
können Funken von Krisenherden der Welt, an de-
nen fast immer mittelbar oder unmittelbar Groß-
mächte beteiligt sind, die übervollen Pulverfässer 
Europas zur Explosion bringen" und auf der ande-
ren Seite von einer „Vorwarnzeit von mehreren 
Jahren" sprechen? Was sind das für reale Begriffe 
in der Auseinandersetzung mit den strategischen, 
mit den verteidigungspolitischen Notwendigkeiten, 
mit denen wir es zu tun haben? 

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen nur 
sagen: Wenn Herr Gilges zu diesem Papier sagt, es 
solle die NATO überflüssig machen, dann sage ich 
Ihnen: Wenn wir auf die NATO verzichten, wenn 
wir glauben, wir könnten den Schutz des Bündnis-
ses aufgeben, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Wo steht das 
denn?) 

dann werden wir nicht nur unsere Existenz riskie-
ren, sondern wir werden riskieren, daß der Frieden 
unsicherer wird 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sie zerreden 
hier die Sicherheit! Unglaublich!) 

und der Krieg wahrscheinlicher wird, als er es bis-
her war. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU — Feilcke [CDU/CSU]: Gebt 
doch dem armen Herrn Ehmke mal das 
Papier! Er kennt es j a nicht! — Zuruf von 
den GRÜNEN: Das hat er wahrscheinlich 

gar nicht gelesen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Lange. 

Lange (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Wir haben heute einen Beleg dafür 
bekommen, wie die Fraktionen der CDU/CSU und 
der FDP mit einem Kollegen dieses Hauses um-
springen, der es wagt, mit dem Entwurf eines An-
trages aus dem Teufelskreis eingeschliffener Phra-
sen auszubrechen, Tabus anzukratzen und Dogmen 
der Politik dieser Fraktionen die Maske herunter-
zuziehen, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

einer Politik stetiger Aufrüstung, innerer und äuße

-

rer Militarisierung unserer Gesellschaft, einer Poli- 
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Lange 
tik der Kalkulation der Möglichkeit der Vernich-
tung unserer eigenen Bevölkerung, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Bülow ist ein Grü

-

ner!) 

und dies alles aufbauend auf einem dumpfen, plat-
ten Antikommunismus, um damit alte Ängste der 
Menschen zu schüren. Sie betreiben eine Politik der 
Einschüchterung und der Denkverbote. Mit uns ma-
chen Sie das nicht! Das machen Sie vielleicht mit 
Herrn Bülow; mit uns machen Sie das jedenfalls 
nicht! 

(Beifall bei den GRÜNEN — Klein [Mün

-

chen] [CDU/CSU]: Reden Sie doch nicht 
solchen Quatsch!) 

Was ist hier eigentlich geschehen? Da bewahrt 
sich ein Einzelkämpfer der Sozialdemokraten sei-
nen eigenen Kopf 

(Zuruf des Abg. Dr.-Ing. Kansy [CDU/ 
CSU]) 

— hören Sie doch zu; das wird Ihnen sympathisch 
sein, was ich jetzt sage —, und das ist in einem gro-
ßen Kreis von Abschreckungsdogmatikern in dieser 
Fraktion, deren Vorstellungsvermögen bei der Prä-
senz der Amerikaner in der Bundesrepublik endet, 
schwer genug. Im Gegensatz zu Ihnen, Herr Dreg-
ger, nehmen wir jedenfalls die Treueschwüre der 
SPD zum Bündnis sehr ernst. Wir fürchten, daß 
diese Partei auch meint, was sie sagt. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lachen bei 
der CDU/CSU — Dr. Vogel [SPD]: Davon 

gehen Sie aus!) 

Wie dem auch sei, Herr Kollege von Bülow, für 
Ihren Mut, in Ihrer Fraktion die Umsetzung frie-
denspolitischer Beschlüsse der Partei anzumahnen, 
möchten wir Ihnen jedenfalls ausdrücklich dan-
ken. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vieles von dem, was in diesem Papier gefordert 
wird, entspricht dem, was schon immer Bestandteil 
grüner Friedensprogrammatik war: 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lachen bei 
der CDU/CSU und der FDP — Zurufe von 
der CDU/CSU: Jetzt wissen wir es genau! 

— Da freut sich aber Herr Ehmke!) 

keine einseitige Bedrohungsanalyse aus einem 
Freund-Feind-Schema heraus — Sie zeigen die 
Qualität Ihrer sicherheitspolitischen Argumenta-
tion durch Ihre Reaktion, die Sie an den Tag legen. 
Sie haben keine Ahnung; es tut mir leid, Ihnen das 
sagen zu müssen —, 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

die notwendigen Hinweise darauf, daß das Ab-
schreckungssystem längst überholt und unglaub-
würdig geworden ist — was übrigens in der US

-

Administration inzwischen genauso gesehen wird; 
hier in Mitteleuropa kann ein Nuklearkrieg von nie-
mandem überlebt werden —, die klare und nach-
weisbare Analyse, daß die beiderseitige Fähigkeit 
zum Überfall, wie von Bülow sagt — wir sagen: zum 

Erstschlag —, den Krieg nicht unwahrscheinlicher, 
sondern unvermeidbarer macht, das konsequente 
Beharren auf Wegnahme von Bedrohung in perso-
neller und materieller Hinsicht — auch wir sind für 
eine drastische Verkürzung des Wehrdienstes, auch 
wir sind für die Wegnahme der Pershing II sofort 
und für eine Reduzierung der SS 20 — 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

und vor allen Dingen perspektivisch denken  über 
das Jahr 2000 hinaus in Richtung auf Neutralität 
und Blockfreiheit. Wir sind dafür. 

Übrigens, war es nicht Johannes Rau, der einmal 
in der GVP, der Gesamtdeutschen Volkspartei, ge-
wesen ist, die in ihrem damaligen Manifest 1952 
geschrieben hat: 

Deutschland als Land der Mitte und ohne kolo-
niale Bindungen muß aus dem militärischen 
Aufmarsch Nordamerikas und der Sowjetunion 
herausbleiben. 

Da ich meine, daß Herr Rau zu jenen Politikern 
gehört, die ihre Überzeugung nicht wie eine zweite 
Haut quasi abstreifen, und ein Mann der festen 
Linie ist, denke ich, daß er diesem Grundsatz treu 
bleiben und Ihren Überlegungen positiv gegenüber-
stehen wird. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Wiederholen Sie das 
einmal! — Weiterer Zuruf von der CDU/ 
CSU: Hat Herr Rau am Bülow-Papier mit

-

gearbeitet?) 

Wenn wir auch in vielem mit dem Bülow-Papier 
nicht übereinstimmen — ich kann das der Zeit hal-
ber hier nicht ausführen —, meinen wir doch, daß 
seine Ausführungen in die richtige Richtung gehen. 
Manche präzisen Schritte sind für uns sogar inhalt-
lich koalitionsfähig. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zum Schluß in Richtung SPD: Sorgen Sie dafür, 
daß die Gedanken Ihres Kollegen in Ihrer Partei 
mehrheitsfähig werden. Die GRÜNEN haben hier 
keinen Konkurrenzneid. Der atomare Irrsinn wird 
nicht wegbeschworen, indem man ihn weniger irr-
sinnig macht; entweder man unterwirft sich ihm, 
oder man bricht mit ihm. Ihnen, Herr Kollege von 
Bülow, wünschen wir weiterhin Standhaftigkeit 
und Orientierung auf einem richtigen Weg. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lachen bei 
der CDU/CSU und der FDP — Seiters 
[CDU/CSU]: Das sind eure Bündnispart

-

ner!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Klein (München). 

Klein (München) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren Kollegen! 
Wir debattieren die aktuellen sicherheitspolitischen 
Vorstellungen der SPD; 

(Zurufe von der SPD: Nein!) 

mitnichten reden wir nur von den abwegigen, in 
holprigem Funktionärsdeutsch formulierten Strate- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 155. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 11. September 1985 	11597 

Klein (München) 
gie-Illusionen eines früheren Parlamentarischen 
Staatssekretärs. 

(Zustimmung des Abg. Rühe [CDU/CSU]) 

Gut, die strategiepolitische Kommission beim SPD

-

Parteivorstand war nicht vollzählig, als das Papier 
behandelt wurde, aber der Entwurf eines Antrages 
zur Sicherheitspolitik für den Bundesparteitag 1986 
wurde behandelt, und sein Verfasser ist der Kom

-

missionsvorsitzende. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha! — Dr. 
Ehmke [Bonn] [SPD]: Johnny auf dem 

Rückzug!) 

Freilich mißriet ihm das Vordenken mangels Nach-
denkens zum Wunschdenken, zum abenteuerlichen 
Wunschdenken, das zu schweren Irritationen im 
Westen und zu gefährlichen Fehlurteilen im Osten 
führen muß. Denn, meine Kolleginnen und Kolle-
gen von der SPD, seine außenpolitische Brisanz er-
hält dieses Strategiekonzept vor allem durch das, 
was sich vor und nach seinem Bekanntwerden in 
Ihren Reihen entwickelt hat: Nicht genug damit, 
daß Sie vor der Weltöffentlichkeit Ihr Wort zum 
NATO-Doppelbeschluß gebrochen haben, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Mein Gott, das 
ist schon wieder eine Unwahrheit!) 

jetzt versuchen Sie auch, die gescheiterte falsche 
Entspannungspolitik mit noch unsolideren Mitteln 
fortzusetzen. 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

Da vereinbaren Politiker von SPD und SED ein 
Rahmenabkommen über eine chemiewaffenfreie 
Zone in Europa, 

(Demonstrative Zustimmung bei der SPD) 

das der westlichen, auf weltweite Abschaffung von 
Chemiewaffen zielenden Verhandlungsstrategie in 
Genf diametral zuwiderläuft. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Dr. Vo

-

gel [SPD]: Das glauben Sie doch selber 
nicht! Unglaublich!) 

Da findet keine außen- oder sicherheitspolitische 
Debatte in diesem Hause mehr statt, bei der nicht 
Redner der SPD die USA mit strengen, oft aggres-
siv-beleidigenden Worten auf die Anklagebank set

-

zen, für Moskau und seine Verbündeten aber um 
Verständnis werben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da gründen Egon Bahr, Karsten Voigt und Horst 
Ehmke Arbeitsgruppen mit Vertretern der regie-
renden kommunistischen Parteien in der UdSSR, in 
der DDR und in der Volksrepublik Polen; 

(Zurufe von der SPD) 

ein ganzes Netzwerk solcher parteipolitischen Sub-
kulturen soll dem folgen — mit den Kommunisten 
in Ungarn und in der CSSR, mit sozialistischen Par-
teien in West- und Nordeuropa. 

Wir, die Koalitionsfraktionen und die von ihnen 
getragene Bundesregierung, sind uneingeschränkt 
für Gespräche, 

(Zurufe von der SPD) 

für Informationsaustausch, für Kontakte auch der 
Opposition, 

(Zurufe von der SPD: Aha!) 

aber wir wenden uns entschieden gegen eine in kei-
ner anderen Demokratie der Welt vorstellbare Ne-
benaußenpolitik 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sagen Sie das 
bitte noch einmal!) 

und gegen diese Mißtrauen weckende institutionali-
sierte Kameraderie von Sozialisten und Kommuni-
sten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist ein zwielichtiger Hintergrund, vor dem die 
SPD über Sicherheitsstrukturen diskutiert. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Und wenn der 
Strauß mit Honecker spricht?) 

Den Kollegen Gilges hat der Kollege Ronneburger 
bereits zitiert, aber die Erklärung des SPD-Präsidi-
ums zu dem Papier ist es, die mit zwei geradezu 
ungeheuerlichen Behauptungen den letzten, über 
schwierige Jahrzehnte hinweg geretteten Rest an 
Gemeinsamkeit in der Sicherheitspolitik endgültig 
zu zerstören droht. Ich zitiere: 

Die Bundesregierung läßt sich im Strom eines 
Wettrüstens treiben, das die Unsicherheit stän-
dig steigert. 

(Demonstrative Zustimmung bei der SPD 
und den GRÜNEN) 

Wer so formuliert, bestreitet den Friedenswillen der 
mündigen Bürger und der politisch Verantwortli-
chen in unserem Staat! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Zweites Zitat: 

Ziel sozialdemokratischer Sicherheitspolitik ist 
es, den Nichtangriffswillen des westlichen 
Bündnisses wie der Bundesrepublik in die mili-
tärische Planung und Strategie umzusetzen. 

(Demonstrative Zustimmung bei der SPD) 

Das unterstellt dem westlichen Verteidigungsbünd-
nis indirekt militärische Angriffsplanung und  An-
griffsstrategie. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das ist ein Zitat 
von Helmut Schmidt! Sie haben schlecht 
gelesen! — Dr. Vogel [SPD]: Das ist von 

Helmut Schmidt!) 

Um unser aller Zukunft willen: Im Interesse des 
Friedens in Europa und — erlauben Sie dieses Wort 
einem politischen Gegner — auch im Blick auf die 
freiheitliche Tradition der deutschen Sozialdemo-
kratie beschwöre ich Sie: 

(Oh! bei der SPD) 

Erklären Sie das unselige Strategiepapier für null 
und nichtig! Ziehen Sie diese beiden Sätze aus der 
Erklärung des SPD-Präsidiums zurück. Meine 
Fraktion wie wohl auch die große Mehrheit der 
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Klein (München) 
Wähler würde einen solchen Schritt mit Respekt 
quittieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat der Abgeordnete Voigt 
(Frankfurt). 

(Feilcke [CDU/CSU]: Ob der wohl zur 
Sache redet? — Nicht so wie Ehmke!) 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Seit über drei Jahren fin-
det im westlichen Bündnis eine Strategiedebatte 
statt, und wenn man sieht, was die zur Zeit in der 
Bundesrepublik regierende Partei, die Christde-
mokraten, dazu beizutragen hatten, wird man fest-
stellen, daß von ihrer Seite überhaupt nichts vor-
liegt. Auch international ist beim Wechsel von Hel-
mut Schmidt zu Kohl sichtbar geworden, daß ein 
Substanzverlust in der Fähigkeit zu strategischem 
Denken eingetreten ist. 

(Beifall bei der SPD — Feilcke [CDU/CSU]: 
Zum Glück haben wir Sie!) 

Ich erinnere daran: Als die damaligen Opposi-
tionspolitiker Fritz Erler und Helmut Schmidt aus 
der Oppositionsrolle heraus ihre Vorschläge zur Re-
form der westlichen Strategie vorlegten, da wurden 
sie damals von Ihnen genauso verteufelt und be-
kämpft, wie Sie es heute mit der gegenwärtigen 
Debatte in der SPD tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Heute haben Sie diese Position übernommen. Wir 
knüpfen mit der gegenwärtigen Debatte an die 
große Tradition von Fritz Erler und Helmut 
Schmidt an, 

(Lachen bei der CDU/CSU — Jagoda 
[CDU/CSU]: Geschichtsfälschung machen 

Sie da!) 

und wir führen diese Diskussion im deutschen In-
teresse, eine Diskussion, die zu führen eigentlich 
auch Ihre Pflicht wäre. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sage Ihnen voraus, daß unsere späteren Be-
schlüsse zur Reform der NATO-Strategie weit über 
die Anhängerschaft der SPD hinaus Anhänger fin-
den werden, auch in anderen NATO-Ländern. 

(Zurufe bei der CDU/CSU: Bis in die GRÜ

-

NEN hinein! — Die GRÜNEN habt ihr 
schon!) 

Wir sagen, daß unser langfristiges Ziel die Über-
windung des Systems der wechselseitigen Ab-
schreckung und auch die Überwindung der Spal-
tung Deutschlands und Europas ist. In Feiertagsre-
den bekennen auch Sie sich zu diesem Ziel, aber im 
Unterschied zu Ihnen wird auch unser Alltagshan-
deln von unserem Ziel, auch wenn dieses heute 
noch ein Fernziel ist, bestimmt. Schritte in bezug 
auf dieses Ziel sind bereits heute realisierbar und 
gangbar. Hierzu gehört eine schrittweise Entmilita-
risierung des Macht- und Systemkonflikts zwischen 
Ost und West. 

Die Mitgliedschaft in der NATO — ich will dieses 
Thema überhaupt nicht vermeiden — ist im Unter-
schied zur CDU für die Sozialdemokraten kein 
Selbstzweck, kein Grundwert und erst recht kein 
Beitrag zur geistig-moralischen Erneuerung, son-
dern ein Mittel zum Zweck der Erhaltung des Frie-
dens und zur Sicherung einer freiheitlichen und de-
mokratischen Grundordnung. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn diese Zwecke im Rahmen einer europäischen 
Friedensordnung ohne die bisherigen Bündnissy-
steme erfüllt werden können, so ist die Zugehörig-
keit zur NATO für die SPD kein Dogma. 

Aber ebenso deutlich sage ich auch zu den GRÜ-
NEN: Auf absehbare Zeit ist für die Bundesrepublik 
die Mitgliedschaft in der NATO und die Anwesen-
heit der Vereinigten Staaten in Westeuropa unver-
zichtbar, 

(Beifall bei der SPD) 

und zwar gerade dann, wenn man eine ausrei-
chende Verteidigungsfähigkeit will, und diese ist er-
forderlich, wenn man politisch zu einer aktiven 
Friedens- und Entspannungspolitik fähig bleiben 
will. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Seien Sie nett zu den 
GRÜNEN!) 

Ich meine, es ist eine bittere Realität, die wir Sozial-
demokraten bedauern, daß, wer eine künftige Si-
cherheitspartnerschaft will, heute für eine ausrei-
chende Verteidigungsfähigkeit sorgen muß. 

Die USA und die Sowjetunion verhandeln in Genf 
über eine Reform der Strategien; dies ist ein Ver-
handlungsziel der USA. Welches sind die Beiträge 
der Bundesregierung zu dieser Strategiedebatte? 

(Zuruf von der SPD: Null!) 

Die beiden Weltmächte verhandeln über ihre bilate-
ralen Interessen. Wo gibt es eine Konzeption zur 
Reform der strategischen Beziehungen in Europa 
von Ihnen? Nichts und Fehlanzeige! 

(Beifall bei der SPD) 

Letzten Endes trennen uns unterschiedliche Phi-
losophien. Meiner Meinung nach glauben die Kon-
servativen in diesem Parlament nicht an ein Ende 
des Rüstungswettlaufs, sondern an seine Unend-
lichkeit. 

(Zuruf von der SPD: So ist es! — Dr. Stark 
[Nürtingen] [CDU/CSU]: Dummes Ge- 

schwätz!) 

Wir sind davon überzeugt, daß, den Rüstungswett-
lauf zu beenden, nicht nur möglich, sondern auch 
erforderlich ist. Insofern sind wir rüstungspessimi-
stischer, aber zukunftsoptimistischer als Sie. Ihre 
Stärke, Herr Dregger, die Sie mit Ihren markigen 
Worten ausgedrückt haben, ist eigentlich Ausdruck 
einer tiefliegenden psychologischen Angst vor ei-
nem Feindbild, das Sie heute noch nicht rational 
bewältigt haben. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 
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Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Verteidigung. 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren Kollegen! Der Kollege Voigt hat eine 
geradezu abenteuerliche Behauptung aufgestellt: 
Die Vorstellungen, die in diesem Papier zum Aus-
druck kämen, knüpften an die Traditionen eines 
Helmut Schmidt an. Das genaue Gegenteil ist rich-
tig. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Sie machen Schluß mit den strategischen Denkwei-
sen und verteidigungspolitischen Grundüberzeu-
gungen der Sozialdemokratie nach Wehner und mit 
Schmidt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Hier handelt es sich — das ist der Grund, warum 
wir hier darüber diskutieren — weder um das Pa-
pier eines Außenseiters noch um das Papier eines 
Einzelkämpfers. Hier wird eine geistige Linie sicht-
bar, die sich über den Münchener Parteitag, über 
den Essener Parteitag, durch die ganzen sicher-
heitspolitischen Debatten der SPD bis in die jüng-
sten Tage hinein zieht. Diese Vorstellungen des 
Herrn von Bülow sind nicht isoliert. Sie haben die 
Mehrheit in der SPD, jedenfalls hinsichtlich der ge-
fährlichen Passagen. Daher muß hier darüber dis-
kutiert werden; denn dieser Weg führt nicht in die 
Sicherheit, sondern in die Unsicherheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Was wären die Folgen für die Sicherheit der Bun-
desrepublik Deutschland, wenn die Forderungen 
dieses Papiers umgesetzt würden? 

Erstens. Das Bündnis wäre seines wesentlichen 
Inhalts beraubt und müßte zerbrechen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Gott sei Dank!) 

— Hier kommt der Ruf „Gott sei Dank", und zwar 
von dem Herrn, der eben Herrn von Bülow beschei-
nigt hat, daß er sich mit ihm in Gemeinsamkeit 
weiß. Das ist interessant. 

Zweitens. Wir wären außerstande, unser Land 
und seine Freiheit zu verteidigen. Noch schlimmer: 
Wir wären nicht mehr imstande, von dem Gebrauch 
oder von der Drohung mit militärischer Gewalt ab-
zuschrecken. Der Krieg würde wahrscheinlicher, 
und der Friede würde brüchiger. Das kann niemand 
in der Bundesrepublik Deutschland wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Das ist doch Quatsch!) 

Drittens. Die Bundeswehr könnte ihre Aufgabe 
nicht mehr erfüllen. 

(Zuruf von der SPD: Welche Aufgabe?) 

Darum sage ich Ihnen: Ihre sogenannten Wege zur 
Sicherheitspartnerschaft sind in Wahrheit sicher-
heitspolitische Irrwege. 

Ich sagte, das Bündnis müßte zerbrechen. Ihre 
strategischen Vorstellungen — das weiß der Kol-
lege Voigt, das weiß auch der Kollege Ehmke —, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Da bin ich 
nicht sicher!) 

sind nicht bündnisfähig. Das gilt für die Abkehr von 
FOFA. Das gilt für die chemiewaffenfreie Zone. Es 
ist interessant, daß sich Ihr präsumptiver Kanzler-
kandidat in Moskau verleiten läßt, sich dafür im 
Gegensatz zur Politik des Bündnisses auszuspre-
chen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sie wollen die Waffen, 
nicht?) 

Die Vorstellungen vom ersatzlosen Abzug der 
nuklearen Gefechtsfeldwaffen, die Vorstellungen 
vom Abzug der Pershing II — sie sind nicht bünd-
nisfähig. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sie sind nicht 
fähig, unsere Interessen wahrzunehmen!) 

Die Vorstellungen über den Verzicht auf den nu-
klearen Ersteinsatz — sie sind nicht bündnisfähig. 

(Lange [GRÜNE]: So spricht ein Vasall!) 

Und noch weniger bündnisfähig sind Ihre Vorstel-
lungen über die Milizarmee. Sie finden im Bündnis 
niemanden, der diesen sicherheitspolitischen Unfug 
mitzumachen bereit ist. Sie wären total isoliert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es ist doch völlig unvorstellbar, daß es ein opera-
tives Zusammenwirken zwischen dem deutschen 
Milizheer und alliierten mechanisierten Großver-
bänden geben könnte. Ein deutsches Milizheer 
wäre das Ende einer kollektiven und integrierten 
Vorneverteidigung auf deutschem Boden. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Haben Sie ei

-

gentlich den Präsidiumsbeschluß gele

-

sen?) 

Darüber hinaus können wir angesichts der politi-
schen, wirtschaftlichen, geographischen und geo-
strategischen Lage nicht in die Rolle eines neutra-
len Kleinstaates schlüpfen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Wer hat das 
denn gesagt?) 

Angesichts der politischen und militärischen Bedro-
hung durch die Warschauer-Pakt-Staaten 

(Zuruf von der SPD: Er ist nicht lernfä

-

hig!) 

unter der Führungsmacht der Sowjetunion gibt es 
auf absehbare Zeit, auch zu Beginn des nächsten 
Jahrtausends, keine nationalen, aber auch keine eu-
ropäischen Alleingänge! Das Bündnis mit den Ver-
einigten Staaten und die Präsenz alliierter — auch 
amerikanischer — Truppen auf unserem Boden 
bleiben die entscheidende Voraussetzung für eine 
Politik, die den Frieden in Freiheit sichert, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Ehmke [Bonn] [SPD]: Das ist sogar un

-

bestritten, wie Sie wissen!) 
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Bundesminister Dr. Wörner 
Das, was in diesem Papier steht, müßte Sie 

alarmieren. Stellen Sie sich einmal vor, wir würden 
Ihre Vorschläge umsetzen, 

(Ströbele [GRÜNE]: Das wäre toll!) 

stellen Sie sich einmal vor, wir würden auf sechs, 
sieben oder acht Monate Wehrpflicht herunterge-
hen, stellen Sie sich einmal vor, wir würden die 
Zahl der Wehrpflichtigen in der Bundeswehr auf 
90 000 senken: 

(Lange [GRÜNE]: Das können Sie sich gar 
nicht vorstellen! — Ströbele [GRÜNE]: 

Fangen wir doch an!) 

Wie wollen Sie eigentlich noch die Vorneverteidi-
gung garantieren? Was glauben Sie, was die Ameri-
kaner, was glauben Sie, was die Briten, was die 
Franzosen, was die Belgier täten, meine Damen und 
Herren? Es muß Ihnen doch die Stimme des Chef-
korrespondenten des amerikanischen Nachrichten-
magazins „U. S. News & World Report", Robert 
Haeger, zu denken geben, der heute geschrieben 
hat: 

Weiß oder interessiert eigentlich irgend jeman-
den bei den Sozialdemokraten, welche 
schlimme psychologische Wirkung das auf Poli-
tiker und Bürger in Amerika hat? ... 

(Rühe [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Was sollen gar die Väter und Mütter der jungen 
US-Soldaten denken, 

(Ströbele [GRÜNE]: Die sollen nach Hause 
gehen! — Lange [GRÜNE]: Jetzt hören Sie 

aber auf!) 

die von Terroristen erschossen oder verstüm-
melt wurden? 

Weiter heißt es: 

Es kann gut sein, daß bald der laute Ruf von 
der anderen Seite des Atlantiks kommt: Ami, 
come  home!'  

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Der kommt doch 
längst!) 

Dann ist es aus mit Ihrer Sicherheit, auch mit der 
Möglichkeit, solche, wie Herr Horn es gesagt hat, 
Spinnereien in die Öffentlichkeit zu tragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von den GRÜNEN: Wörner, go 

home!) 

Schlimmer aber als Ihre Vorstellungen, die Sie 
hier verbreiten, sind die Denkschemen, die dahinter 
sichtbar werden. Das fängt gleich mit dem ersten 
Satz an: 

Die Sicherheit der europäischen Völker wird 
seit 1945 durch die beiden Hauptsiegermächte 
des Zweiten Weltkrieges, die USA und die So-
wjetunion, gewährleistet. 

Dieser Satz ist vor dem Hintergrund der sicher

-

heitspolitischen Realität doch geradezu unglaub

-

lich. Wollen Sie allen Ernstes behaupten, daß die 

Sowjetunion in den zurückliegenden 40 Jahren un-
sere Sicherheit gewährleistet hat? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Paradox!) 

Das Gegenteil ist richtig: Die Sowjetunion bedroht 
unsere Sicherheit, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Hier wird etwas von dem sichtbar, was doch Sozial-
demokraten und nicht Politiker der CDU/CSU an-
geprangert haben. Denken Sie an Gesine Schwan 
— ich habe die Zitate alle dabei —, denken Sie an 
Georg Leber, 

(Dr. Vogel [SPD]: Wie sind Sie denn mit 
Leber umgegangen?) 

denken Sie an meinen unmittelbaren Amtsvorgän-
ger, der noch die Wehrpflichtverlängerung, die Sie 
heute ablehnen, gefordert hat, meine Damen und 
Herren, denken Sie an Professor Jäckel — sie alle 
haben Ihnen das ins Stammbuch geschrieben. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Mann, hören Sie 
doch auf! Junge, Junge!) 

Da kann ich nur sagen: Derjenige, der es nicht 
mehr wagt, die eigentliche Ursache der Friedensge-
fährdung und des Ost-West-Gegensatzes, d. h. die 
expansive Machtpolitik der Sowjetunion, die Unter-
drückung von Freiheit und Menschenrechten, dar-
zustellen, wer es nicht mehr wagt, die Bedrohung 
durch die Sowjetunion beim Namen zu nennen, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Kalter Krieger!) 

untergräbt, meine Damen und Herren, die Voraus-
setzungen unserer Sicherheitspolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wollen Sie etwa den Menschen in der DDR, wol-
len Sie den Menschen in Polen und in Ungarn er-
zählen, 

(Senfft [GRÜNE]: Die 50er Jahre sind vor- 
bei! — Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

daß die Sowjetunion ihre Sicherheit gewährleistet? 
Nur wenn man sich diese Illusionen, die hier zutage 
treten, vor Augen hält, meine Damen und Herren, 
dann merkt man, was dahintersteckt, dann weiß 
man auch, was sich hinter dem Gedanken der Si-
cherheitspartnerschaft versteckt: nichts anderes als 
die Gefahr, meine Damen und Herren, die Bundes-
republik Deutschland und Europa durch Schwä-
chung der Bundeswehr in eine Lage zu versetzen, 
in der dann die Schlüssel europäischer Sicherheit, 
die Schlüssel deutscher Sicherheit bei der Sowjet-
union liegen. Dort wollen wir sie nicht haben. Des-
wegen werden wir uns Ihren Vorstellungen in den 
Weg stellen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. von Bülow (SPD). 

(Feilcke [CDU/CSU]: Was haben Sie zu Ih

-

rer Verteidigung vorzubringen?) 

Dr. von Bülow (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Mit einigem Er-
staunen habe ich vergangenen Sonntag von dem 
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Dr. von Bülow 
Wirbelsturm Kenntnis genommen, den mein Dis-
kussionsvorschlag für die Sicherheitspolitische 
Kommission beim Parteivorstand in den Bonner 
Wassergläsern ausgelöst hat. Ich habe in diesem 
Papier für meine Kommission aufzulisten versucht, 
was bei der Suche nach neuen Wegen der Sicher-
heitspolitik bedacht werden müßte und was als Lö-
sungsansatz möglicherweise in Frage kommen 
könnte. 

Das Papier wird von der Kommission diskutiert, 
nicht mehr und nicht weniger. Da können einige 
Teile akzeptiert, die anderen verworfen werden. Für 
mich gibt es dabei keine Prestigepunkte außer dem 
Ehrgeiz, letztlich ein Papier dieser Kommission aus 
einem Guß vorlegen zu können. So furchtbar viele 
Alternativen gibt es ja nicht. 

(Rühe [CDU/CSU]: Bleibt es also Diskus

-

sionspapier?) 

Wir wollen Sicherheitsstrukturen für unser Land 
und das westliche Bündnis finden, die unsere Si-
cherheit gewährleisten, die jedoch ganz eindeutig 
weder zum Überfall noch zu raumgreifenden An-
griffen benutzt werden können. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Das deckt sich im Augenblick vielleicht nicht mit 
den Vorstellungen der derzeitigen amerikanischen 
Administration. Sie von der Union als die aufge-
spielten Gralshüter einer bedingungslosen Ameri-
katreue belegen unsere abweichenden Denkweisen 
mit dem Vorwurf des Ausverkaufs und des Landes-
verrats. Das braucht uns nicht zu scheren. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Im Gegenteil: Ich halte die abgrundtiefe Denkfaul-
heit der CDU/CSU über die Zukunft Europas 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ

-

NEN) 

für ein langfristig viel größeres Sicherheitsrisiko. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ
-

NEN) 

Ich halte den Zustand Europas in West und Ost 
für unerträglich. Er ist nur zu überwinden, wenn 
man Wege ausfindig zu machen versucht, die auf 
beiden Seiten für gangbar gehalten werden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Da müssen auf beiden Seiten Millionenheere ver-
ringert und Pulverfässer beseitigt werden. Ich habe 
mir erlaubt zu überlegen, was man einseitig an Ver-
änderungen, Bewaffnung und Strukturen tun 
kann, 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

um einerseits die eigene Sicherheit zu gewährlei-
sten, auf der anderen Seite aber auch dem anderen 
Gelegenheit zu geben, seinerseits Strukturen zu än-
dern, j a sich sogar zurückzuziehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Nun ist mein Diskussionspapier der „Bild"-Zei-
tung zugespielt worden, einer Zeitung, die Ihnen ja 
sehr nahe steht und die sich bekanntlich nicht 
scheut, ihr mißliebige Personen, insbesondere So-
zialdemokraten, mit Verfälschungen zu überziehen. 
Heinrich Böll hat den Praktiken dieser Zeitung ein 
ganzes Buch gewidmet. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

So ist es auch hier geschehen: Statt korrekt den 
langfristigen Abzug der sowjetischen Truppen aus 
Osteuropa und Zug um Zug hiergegen den Abzug 
der Amerikaner aus Westeuropa als meine Forde-
rung darzustellen, wurde daraus die Überschrift 
„Ami go home". 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Das ist es ja 
auch!) 

Die Verfälschung meiner Überlegung ist dann 
durch die Union ohne Rücksicht auf Verluste fort-
gesetzt worden. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Ich finde infam, wenn sich z. B. der Geschäftsführer 
der CDU/CSU-Fraktion mit dem Hinweis zu Wort 
meldet, Johannes Rau nehme für seine Reise in die 
Sowjetunion — wie das bei Sozialdemokraten ja 
üblich sei — das Geschenk der Bereitschaft zur 
Wehrlosigkeit gegenüber der Sowjetunion mit. 

(Pfui-Rufe von der SPD) 

Daß Herr Dregger mich ein Sicherheitsrisiko nennt, 
muß ich zur Kenntnis nehmen. Wenn Herr Dregger 
allerdings in seinem Buch Hitler für dumm und ver-
brecherisch hält, weil er den Überfall auf Rußland 
— man höre und staune — nicht als Befreiungs-
krieg aufgezogen habe, so kennzeichnet dies besser 
als alles andere die Vorstellungswelt, aus der her-
aus große Teile der Union noch heute glauben, Poli-
tik machen zu können. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Solange derartige Vorstellungen noch in maßgeb-
lichen deutschen Hirnen schweben, können sich die 
Deutschen auf eine ganz große Koalition der Ost- 
und Westeuropäer gefaßt machen, die sich vor den 
praktischen Folgen solcher Gedanken schützen 
will. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die Sowjets verteilen im übrigen Auszüge Ihres 
Buches, Herr Dregger, im ganzen Ostblock, weil es 
für die KPdSU keine bessere Reklame gibt als Ihre 
Ausführungen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sind offensichtlich unfähig, auch nur ansatz-
weise an Wege aus der trostlosen europäischen 
Lage zwischen West und Ost zu denken. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sie stehen 
wohl auch auf dem Verteiler?) 

Denn das wiederum können Sie nicht gegen die 
Sowjetunion, sondern nur mit der Sowjetunion und 
deren osteuropäischen Partnern, einschließlich der 
DDR und Polens, erreichen. 
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Dr. von Bülow 
Ich gebe zu, daß meine Vorstellungen Elemente 

enthalten, die einen eher optimistischen Ablauf der 
politischen Bemühungen zwischen Ost und West 
voraussetzen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Utopischer Ver

-

lauf!) 
Allerdings halte ich die Möglichkeit, derartige Vor-
aussetzungen zu erreichen, für wesentlich realisti-
scher als die Parolen, unter denen Sie bereit sind, 
Ihre Illusions- und Täuschungsreden auf Vertriebe-
nentreffen zu halten. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
Ihre Redezeit ist zu Ende. 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat der Abgeordnete Biehle. 

(Broll [CDU/CSU]: Der Horn soll mal re

-

den!) 

Biehle (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich 
eine Vorbemerkung machen. Wenn ich die Haus-
haltsdebatte und diesen heutigen Tag Revue passie-
ren lasse, bin ich tief betroffen darüber, daß es nur 
noch Gehässigkeiten gibt, daß Ideologie im Vorder-
grund steht und Realität und Politik bei Ihnen kei-
nen Stellenwert mehr haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Was denken denn die jungen Menschen draußen, 
unsere Wehrpflichtigen, wie Sie hier Politik verkau-
fen wollen und wie Sie hier die Sicherheitspolitik 
dieses Landes vertreten? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lebhafte Zu

-

rufe von der SPD und den GRÜNEN — 
Glocke des Präsidenten) 

Wenn der Kollege von Bülow lapidar gesagt hat 
— das war das einzige, was er zu seinem Papier 
ausgeführt hat —, sein Papier habe Sturm in Was-
sergläsern ausgelöst, dann kann ich Ihnen nur sa-
gen, Herr Kollege von Bülow: Uns geht es um die 
Sicherheit, den Frieden und und die Freiheit der 
Menschen in diesem Lande. Das lassen wir nicht in 
Frage stellen. Darüber gibt es für uns keine Diskus-
sion. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

— Darüber gibt es keine Diskussion. Sicherheit, 
Frieden und Freiheit stehen an erster Stelle unse-
rer Politik. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 
Bei genauem Hinsehen stellt man fest, daß das 
Papier des Kollegen von Bülow keine Vision für 
das Jahr 2 000 ist. Im Gegenteil: Altbekannte 
sozialdemokratische Sehnsüchte werden er-
neut vorgestellt. 

So das Deutsche Fernsehen am 9. September. In der 
Tat ist es so: Das sind Dauerbrenner von Ollen

-

hauer über Wehner bis zu Lafontaine mit dem Aus

-

tritt aus der NATO bis hin zum jetzigen SPD-
Sicherheitspapier. 

Lassen Sie mich aber deutlich sagen: Der Kollege 
von Bülow ist kein Einzelkämpfer und kein Einzel-
täter. Er ist Vorsitzender einer SPD-Kommission 
und hat wiederholt SPD-Papiere vorgelegt. Bis zum 
heutigen Tage gibt es zu den vorausgegangenen Pa-
pieren keine Distanzierung der SPD. 

Es ist einfach beängstigend, wie hier suggeriert 
wird, daß die NATO konventionell stärker sei als 
der Warschauer Pakt und daß sie mehr Soldaten 
unter den Waffen habe als der Warschauer Pakt. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Biehle, selbst 
denken!) 

Wo lebt diese SPD eigentlich? Wunschdenken, 
Herr Kollege Ehmke, ersetzt realistische Sicher-
heitspolitik eben nicht, eine Politik, wie sie Kanzler 
Schmidt noch betrieben hat. Aber der ist ja nicht 
mehr gefragt. Im Gegenteil, Bahr nannte Schmidts 
Auffassungen sogar „töricht". 

Wer die Bedrohung, wie in dem SPD-Papier ge-
schehen, bestreitet oder gar in Frage stellt, kommt 
natürlich zu falschen Auffassungen und Schlußfol-
gerungen. Der will die NATO auflösen. Der kann die 
Amerikaner heimschicken nach dem Motto „Ami go 
home" und der verzichtet auch auf die Bundeswehr, 
weil nur sieben Monate Grundwehrdienst die Bun-
deswehr überflüssig machen und jegliche Einsatz-
bereitschaft im Ansatz zerstören. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehmke [Bonn] [SPD] 
— Weitere Zurufe von der SPD) 

Der Westen muß nach Ansicht des SPD-Papiers 
auch die Fähigkeit zum Überfall und zum Eindrin-
gen ins Hinterland beseitigen. Man höre und stau-
ne: Hier wird der Bundeswehr der Status eines 
Kalten Kriegers aufoktroyiert. 

Jeder Unteroffizier der Bundeswehr weiß, daß die 
Struktur der Bundeswehr, die Logistik, die Bewaff-
nung nur die Verteidigung ermöglichen, nichts an-
deres. Wer anderes behauptet, schlägt den Bundes-
wehrsoldaten ins Gesicht. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: So ein Quatsch!) 

Dieses Papier ist eine totale Abkehr von jahrelan-
ger gemeinsamer Sicherheitspolitik, untergräbt den 
Verteidigungswillen und leitet, wie selbst SPD-Ab-
geordnete gesagt haben, einen Selbstzerstörungs-
prozeß im Bündnis ein. 

(Bohl [SPD]: Wo sind die heute eigent-
lich?) 

Ich fordere Sie auf: Lösen Sie sich von diesem 
Papier, überlassen Sie es nicht den letzten wenigen 
rechten SPD-Mohikanern, die erfolglose Erklärun-
gen als Persilscheine abgeben. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]) 

Sorgen Sie ohne Wenn und Aber dafür, daß dieses 
Papier zurückgezogen wird. 

Nehmen Sie sich ein Beispiel an dem ehemaligen 
SPD-Verteidigungsminister Leber, der vor wenigen 
Monaten gesagt hat: 
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Biehle 
Klar ist inzwischen, daß der Friedensumfang 
unserer Streitkräfte nicht wesentlich verrin-
gert werden darf. Deshalb auch die Absicht der 
Bundesregierung, den Wehrdienst ab 1989 von 
15 auf 18 Monate zu verlängern. 

Er führte weiter aus: 

Verzicht auf Nuklearwaffen und Verzicht auf 
ihren Ersteinsatz zum Zwecke der Verteidi-
gung sind aus Gründen der Kriegsverhinde-
rung für den Westen nicht akzeptabel. 

Dem habe ich nichts hinzuzufügen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat der Abgeordnete Horn. 

Horn (SPD): Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich möchte ganz kurz auf das eingehen, 
was der Herr Kollege Biehle gesagt hat. Mich ha-
ben diese Ausführungen erstaunt. Die Frage der 
Strategie und im weiteren Sinne der Sicherheit be-
darf der parlamentarischen Diskussion. Hier kann 
es keine Denkverbote geben. Wer die Engel des 
Lichtes und der Finsternis nach geographischen 
Himmelsrichtungen einteilt, der versäumt die Zu-
kunft und gefährdet unsere Sicherheit im nächsten 
Jahrzehnt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn die Union so tut, als sollten die Amerikaner 
nach den Vorstellungen der SPD möglichst bald ab-
gezogen werden, dann ist das im Grunde genom-
men doch böswilliger Unfug, der auch dadurch 
nicht besser wird, wenn er von Ihnen hier heute 
wiederholt wird. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Die SPD hat gestern deutlich erklärt, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Wer ist denn 
„die SPD" zur Zeit?) 

daß die amerikanische Truppenpräsenz zentrales 
Element der Stabilität in Europa ist, und dabei blei-
ben wir. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Für wie lange? 
— Bis das nächste Papier kommt? — Wei- 

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wer über Mi-
lizstrukturen nachdenkt, nennt nur das beim Na-
men, was in Herrn Wörners Bundeswehr-Planung 
doch schon drinsteht. Darüber wird j a doch auch 
auf der Hardthöhe nachgedacht. Ich persönlich bin 
da skeptisch; sicher ist jedoch: Ein Absenken der 
Präsenz unserer Streitkräfte ist unvermeidbar. Da-
bei geht es um die Soldaten, die Herrn Wörner feh-
len, die er nicht zusammenbekommt, weil seine 
Rechnung vorne und hinten nicht aufgeht. 

(Beifall bei der SPD — Bohl [CDU/CSU]: 
Wer spinnt denn nun?) 

Die ganze Sicherheitspolitik dieser Regierung ist 
doch desolat. Sie ist rückwärts orientiert und irre-
führend. In Sachen der chemiefreien Zone hat sich 
Herr Dregger doch gerade vor einigen Tagen eine 
deutliche Abfuhr des amerikanischen Verteidi-

gungsministers geholt. Und nun versucht die Union, 
die Sondierungen von Ministerpräsident Rau in 
Moskau für einen beiderseitigen Abzug schlicht zu 
diffamieren, statt selbst einzusteigen. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Wie ist das mit den 
Wohnungen für Soldaten in Gießen? Krie

-

gen die nun welche?) 

Wir, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
stimmen doch im Ziel einer weltweiten Abrüstung 
aller chemischen Waffen überein. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Aller Waffen!) 

Aber man darf doch das Gute um des Besseren wil-
len jetzt nicht unterlassen. Das ist doch das Ent-
scheidende. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Bundesregierung hat der Neutronenwaffe in 
Montebello de facto zugestimmt. Verteidigungsmi-
nister Wörner hat vor diesem Hause genau das Ge-
genteil behauptet. Entweder ist er in wichtigen Fra-
gen nicht informiert, oder er hat die Unwahrheit 
gesagt. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Hört! Hört!) 

Beim Pershing-Il-Unfall von Schwäbisch Gmünd 
mußten wir uns gestern von ausgewiesenen Wissen-
schaftlern belehren lassen, daß der von Verteidi-
gungsminister Wörner vorgelegte Bericht gravie-
rende physikalische Fehler enthält, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das ist Sicher

-

heit!) 

daß sich ein Unfall jederzeit wiederholen kann. Und 
Herr Wörner, der größtes Interesse an einer Sach-
aufklärung haben müßte, versucht, die Bedenken 
aufs Abstellgleis zu schieben. Das ist Sicherheit à la 
Wörner. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Ehmke [Bonn] 
[SPD]: Unglaublich!) 

Der Bundeswehr-Plan von Verteidigungsminister 
Wörner ist eine Phantom-Planung. Durch eine Ver-
längerung der Wehrpflicht soll sein konzeptionslo-
ses Durchwursteln auf Kosten unserer jungen Bür-
ger verlängert werden. Statt dessen fordert die SPD 
— erstens — keine Verlängerung der Wehrpflicht, 
zweitens Stärkung der konventionellen Durchhalte-
fähigkeit, vor allem der Mobilmachungsfähigkeit, 
damit die nukleare Schwelle angehoben wird. Und 
drittens: 

(Zurufe von der CDU/CSU: Weniger Solda- 
ten!) 

Die Bundeswehr muß unter Nutzung weiterer Ka-
derungen umstrukturiert werden, damit sie lebens-
fähig bleibt und damit die Dienstzeitbelastung un-
serer Soldaten nicht ins Unendliche hineinwächst. 

(Beifall bei der SPD) 

So sieht es aus. 

Ich fordere den Verteidigungsminister auf, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir wollen von 
Bülow hören!) 
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sich endlich den Sachfragen zu stellen. Mit seinen 
ideologischen Wahlkampfübungen wird er den re-
alen Problemen unserer Sicherheit, des Bündnisses 
und der Bundeswehr nicht gerecht. 

(Beifall bei der SPD — Bohl [CDU/CSU]: 
Ein Nebelwerfer sind Sie!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Breuer. 

Breuer (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Wenn man die Redner der SPD 
hier verfolgt, dann stellt man fest: Ihre Fraktion ist 
hinsichtlich dessen, was Denken und Denkfähigkeit 
angeht, bemerkenswert anspruchslos geworden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei 
der SPD) 

Sie sind mittlerweile so weit, daß das, was der Herr 
Kollege Horn noch gestern oder vorgestern als 
„Spinnerei" bezeichnet hat, hier heute als Produkt 
großer Denkfähigkeit und des Denkens überhaupt 
in der SPD herausgestellt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Ehmke 
[Bonn] [SPD]: Da haben Sie nicht aufge

-

paßt! Gehirn abgestellt!) 

Meine Damen und Herren, im Januar 1983 hat 
die SPD das Regierungsprogramm der SPD 1983/ 
1987 — wenn sie die Bundesregierung gestellt hätte 
— beschlossen. Ich darf aus dem sicherheitspoliti-
schen Teil einmal zitieren. Dort steht: „Die äußere 
Sicherheit ist für unser Land nur im Atlantischen 
Bündnis und nur an der Seite der Vereinigten Staa-
ten, Frankreichs und Großbritanniens zu verwirkli-
chen." 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

— Sehr gut. Nur habe ich dieses Zitat am heutigen 
Tage hier in dieser Debatte kein einziges Mal ge-
hört. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Scheer 
[SPD]: Das war der Höhepunkt! — Weitere 

Zurufe von der SPD) 

Sie würden die gesamte Diskussion über dieses 
SPD-Papier schlagartig damit beenden, wenn Sie zu 
der Position zurückkehren würden, die Sie damals 
für die Zeit von 1983 bis 1987 proklamiert haben. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Beschlüsse des Parteipräsidiums der SPD 
von dieser Woche deuten ganz deutlich darauf hin, 
daß mittlerweile in der SPD nur noch der kleinste 
gemeinsame Nenner gesucht wird. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Anders als bei 
der Gemeinsamkeit der Koalition in SDI! 

— Zurufe von der CDU/CSU) 

Da hat das Parteipräsidium beschlossen, die Prä-
senz der amerikanischen Truppen in der Bundes-
republik Deutschland sei ein zentrales Element der 
politisch-militärischen Stabilität in Europa. Man 
höre ganz genau zu: ein zentrales Element. 

(Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Präsenz der Ameri-
kaner in Europa, die Präsenz der Amerikaner in der 
Bundesrepublik Deutschland 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und in Berlin!) 

ist nicht ein zentrales Element, sondern das zen-
trale Element der Sicherheit in Europa. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Die Anwesenheit der Amerikaner in Europa ist der 
lebenswichtigste Bestandteil der Existenz der nord-
atlantischen Verteidigung, ist der lebenswichtigste 
Bestandteil der NATO. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Ist das wahr?! — 
Feilcke [CDU/CSU]: Ehmke feixt nur!  — 
Dr.  Ehmke [Bonn] [SPD]: Da kann man 

nur feixen!) 

— Wenn man Ihre Rede gehört hat, Herr Ehmke, 
kann man nicht feixen, dann kann man nur lachen, 
lachen darüber, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Lach' doch 
mal!) 

wie weit es mit Ihnen gekommen ist und daß Sie 
nicht mehr dazu in der Lage sind, auch noch ein 
Stück dazu beizutragen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland, daß unser Land die Reputation behält, 
die andere Sozialdemokraten vor Ihnen zusammen 
mit Christdemokraten, mit Freien Demokraten für 
die Bundesrepublik erkämpft haben. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sie tragen dazu 
bei, daß wir euch 1987 aus dem Amt tre

-

ten!) 

Sie sind heute dazu bereit, sie zu verspielen, Sie 
sind dazu bereit, das Denken zu nennen, was an-
dere in ihrer Fraktion Spinnerei nennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Ehmke 
[Bonn] [SPD]: Überlaß das doch der NPD, 
so was zu sagen! — Feilcke [CDU/CSU]: 

Ehmke kennt das Papier doch nicht!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, was 
Mehrheit und was Minderheit in der SPD ist, ist 
deutlich geworden, und Herr Kollege Ronneburger 
hat dies hier durch das klargemacht, was Kollege 
Gilges von der SPD gegenüber dem Bonner „Gene-
ral-Anzeiger" erklärt hat. Er hat gesagt, die Vorstel-
lungen in dem heute diskutierten Papier besäßen 
eine starke Basis innerhalb der SPD. Wenn es denn 
wahr ist, was heute morgen über die Ticker ging, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: „Wenn es wahr 
ist", aber bei euch ist es ja nie wahr!) 

daß die Sowjets in Moskau gegenüber Herrn Rau 
erklärt haben, daß sie die Vorstellungen dieses Pa-
piers begrüßen würden, dann ist sehr deutlich, wel-
cher Schaden hier durch Sie angerichtet worden 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Sowjetunion kann heute annehmen, daß 
starke Teile, wenn nicht die überwiegende Mehr-
heit der deutschen Sozialdemokratie den Boden 
dessen verlassen, was Sicherheit in Europa in den 
vergangenen 30 Jahren bestimmt hat. Daß die So- 
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Breuer 
wjetunion dieses hoffen kann, ist der Schaden, der 
durch Sie und durch dieses Papier entstanden ist. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Aber nur in Ih

-

ren Köpfen, und da ist so viel Beton drin, 
daß das nicht sehr viel anrichten kann!) 

Der Schaden wird dadurch nicht wiedergutge-
macht, daß Ihre Diskussionsbeiträge, Ihre Debat-
tenbeiträge heute überhaupt nicht der Sache zuge-
wandt sind, sondern lediglich versuchen, uns in eine 
andere Ecke hineinzudrängen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Verteidigung. 

(Zurufe von der SPD) 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte kurz zu zwei Punkten Stellung nehmen, die 
von der Opposition soeben angeschnitten wurden. 

Zum einen wurde hier der durchsichtige Versuch 
gemacht, unsere Bundeswehrplanung, die übrigens 
nicht nur die Privatplanung des Verteidigungsmini-
sters, sondern auch die Planung der militärischen 
Führung ist, in Frage zu stellen. 

(Zurufe von der SPD) 

Damit machen Sie natürlich den Versuch, von Ihrer 
eigenen Flucht aus der Verantwortung abzulenken. 

Ich darf Ihnen vorlesen, was mein Amtsvorgän-
ger Apel in der Sitzung des Bundestages am 9. Juni 
1982 gesagt hat: 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Weiterdenken, 
nicht immer nur zitieren!) 

Dies werden wir tun müssen, weil wir am Ende 
dieses Jahrzehnts gar nicht darum herumkom-
men, die Wehrpflicht zu verlängern. Wenn die 
Wehrpflicht von 15 auf z. B. 18 Monate verlän-
gert werden müßte — ich sehe diese Notwen-
digkeit ab 1986/87 —, dann stellt sich noch stär-
ker die Frage, wie wir jungen Männern erklä-
ren können, daß sie 18 Monate Soldat sein müs-
sen, ... 

Bei der Vorstellung der Langzeitplanung hat er für 
die damalige Regierung eindeutig und klar gesagt: 
Der Grundwehrdienst wird verlängert werden müs-
sen, und zwar Ende der 80er Jahre. 

Nun kommen Sie hier her und schlagen zum Teil 
die Verringerung der Wehrpflicht auf 6 bis 7 Mo-
nate vor; zum Teil erklären Sie hier, wie der Kollege 
Horn, mit Pathos, daß dies nicht in Frage komme, 
weil es unsolide gerechnet sei, weil diese Planung 
keine Grundlage habe. Ich kann nur sagen: Auch in 
diesem Punkt haben Sie Abschied genommen. Sie 
rennen einem Phantom nach und Ihrer Verantwor-
tung davon. Das ist die Wirklichkeit. Als Regierung 
haben Sie sich zur Notwendigkeit bekannt; als Op-
position machen Sie das, was Sie für populär halten. 
Nur kann man damit die Sicherheit der Bundesre-
publik Deutschland nicht aufrechterhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ein zweiter Punkt: Noch einmal zurück zu dem, 
was Herr von Bülow gesagt hat. Einer der entschei-
denden Irrtümer Ihres Papiers, Herr von Bülow — 
das findet sich in vielen Papieren der SPD —, ist die 
Forderung nach Umgestaltung der westlichen Ar-
meen, der Bundeswehr in die sogenannte struktu-
relle Nichtangriffsfähigkeit. Das nehme ich Ihnen 
nicht ab. Sie als ehemaliger Parlamentarischer 
Staatssekretär im Bundesministerium der Verteidi-
gung wissen und müssen wissen — aber Sie ver-
schweigen es, aus welchen Gründen auch immer —, 
daß der Westen in Mitteleuropa, daß die NATO, daß 
die Bundeswehr strukturell nicht angriffsfähig ist. 

(Lange [GRÜNE]: Aber gemacht wird!) 

Unsere Truppen, die Truppen der NATO in Mittel-
europa, sind nach Struktur, nach Umfang, nach 
Gliederung, nach Logistik, nach Ausstattung und 
Ausbildung zum Angriff unfähig. 

(Lange [GRÜNE]: Noch, Herr Wörner!) 

Das Gegenteil allerdings trifft beim Warschauer 
Pakt zu. Warum schreiben Sie das nicht in Ihrem 
Papier? 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Hat er geschrie

-

ben!) 

Sie wissen doch: Der Warschauer Pakt ist nach Um-
fang, Ausbildung, Ausstattung zur Offensive fähig 
und bereit. 

(Lange [GRÜNE]: Das steht doch in dem 
Buch drin! — Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das 

steht gerade drin!) 

Dafür hat der Kollege von Bülow eine sehr nette 
Formel gefunden — er schreibt über den War-
schauer Pakt —: „Verteidigung nicht im eigenen 
Land, sondern auf dem Gelände des Gegners". Man 
überlege sich einmal, die NATO hätte eine ähnliche 
Planung des Vorstoßes auf gegnerisches Territori-
um, 

(Lange [GRÜNE]: Hat sie doch!) 

was Sie dann erklären würden, ob Sie auch das 
noch Verteidigung auf dem Gebiet des Gegners 
nennen würden. 

(Lange [GRÜNE]: Was ist FOFA?) 

Daher, meine Damen und Herren — das ist kenn-
zeichnend für die politische Denkstruktur, und da-
her muß es hier ausgesprochen werden —: Anstatt 
die Konzession von dem zu fordern, der auf Offen-
sivfähigkeit aus ist, fordert sie Herr von Bülow von 
demjenigen, der bereits strukturell nicht angriffsfä-
hig ist. Herr von Bülow, Ihr Adressat müßte die 
Sowjetunion sein und nicht der Westen. Der Stär-
kere muß die Vorleistung bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben hinreichend Vorleistungen gebracht, 
ohne daß die Sowjetunion auf diese Vorleistungen 
eingegangen ist. 

Daher noch einmal, auch wenn sich das andere in 
der öffentlichen Diskussion so populär sagt: Es 
kann keinen Zweifel daran geben, daß der Westen 
einen entscheidenden Vertrauensvorschuß ge-
bracht hat, indem er seine Streitkräfte ausschließ- 
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Bundesminister Dr. Wörner 
lich auf Verteidigung ausrichtet. Und es ist nun 
Zeit, daß die Sowjetunion das gleiche tut. Dann 
wäre die Sicherheit Europas garantiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat der Abgeordnete Bahr. Die 
SPD hat noch knapp zwei Minuten Redezeit. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Nein! — Feilcke 
[CDU/CSU]: Viel zuviel!) 

— Machen Sie es bitte dem Präsidenten nicht 
schwer. Die Geschäftsordnung ist nicht anders aus-
zulegen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Die ist eindeutig, die Ge

-

schäftsordnung! — Dr.-Ing. Kansy [CDU/ 
CSU]: Der Oberlehrer schimpft!) 

Bahr (SPD): Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Bundesverteidigungsminister hat auf 
zwei Punkte abgehoben: Miliz und Wehrpflicht. — 
Herr  Kollege Wörner, Sie mußten wissen und Sie 
haben gewußt, welche Stellungnahme zu diesen bei-
den Punkten das Präsidium der SPD abgegeben 
hat. Sie haben hier wider besseres Wissen gegen 
uns polemisiert. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben gesagt, wir scheuten uns, von der Bedro-
hung zu reden. Sie haben offenbar vergessen, daß 
wir hier von dieser Stelle aus gesagt haben: Als 
Ergebnis der Stationierung und der Gegenstationie-
rung in der DDR und in der Tschechoslowakei ist 
die Bedrohung für unser Land gewachsen. Verges-
sen Sie das bitte nicht. 

(Berger [CDU/CSU]: Die Bedrohung ist po

-

litischer Natur!) 

Alles, was hier heute mittag gesagt worden ist, ist 
im Grunde ein vorweggenommener Wahlkampf, 
und es ist im Grunde nichts anderes als politische 
Umweltverschmutzung; 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Widerspruch bei der 

CDU/CSU) 

denn, Kollege Klein, wir sprechen Ihnen nicht den 
Friedenswillen ab, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben wir 
schon mal gehört!) 

wir reden davon, ob Sie fähig sind. Ich bin der Auf-
fassung: Bei Ihnen ist der Geist willig, aber das 
Fleisch manchmal sehr schwach. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Ehmke [Bonn] 
[SPD]: Der Geist aber auch! — Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]: Bei Ihnen ist es genau 

umgekehrt!) 

Meine Damen und Herren, wir haben auf unse-
rem Parteitag in Essen die Grundzüge einer neuen 
Strategie beschlossen. Grundlage dafür war ein Pa-
pier, das von Hans Apel bis Oskar Lafontaine getra-
gen worden ist. Wir haben nicht die Schwierigkei-
ten, Herrn Kohl und Herrn Strauß erst fünf Stun-

den zusammensetzen zu müssen, damit sie sich 
über Außenpolitik verständigen. 

(Hornung [CDU/CSU]: Nein, nein, Sie sind 
ausgestiegen und sind Handlanger des 

Ostens geworden!) 

Das wird auf dem nächsten Parteitag ausgefüllt 
werden. Da lassen wir uns kein Denkverbot auferle-
gen. Niemand wird uns von der Sicherheitspartner-
schaft abbringen, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha!) 

die schon Helmut Schmidt vor den Vereinten Natio-
nen als Kanzler vertreten hat, meine Damen und 
Herren, 

(Beifall bei der SPD — Hornung [CDU/ 
CSU]: Das ist die Sprache Moskaus!) 

und die natürlich die Grundlage einer neuen Strate-
gie des Bündnisses werden soll. Darüber können 
wir dann streiten. Da werden wir dann das Papier 
der SPD, das heute gar nicht zur Debatte stand, zur 
Diskussion stellen. Wir werden unseren Weg fort-
setzen, in klarer Verantwortung, auch in der Oppo-
sition. Wir werden dies aber auch mit dem Blick auf 
die Verantwortung in der Regierung machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Wimmer. 

(Abg. Mann [GRÜNE] meldet sich zu 
Wort) 

— Während der Aktuellen Stunde kann ich Ihnen 
das Wort zur Geschäftsordnung nicht geben. 

Bitte, Herr Abgeordneter Wimmer. 

Wimmer (Neuss) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zu Be-
ginn sind drei Feststellungen angebracht. 

Zunächst einmal: Die ganze Fehlentwicklung die-
ser sozialdemokratischen Vorstellungen wird schon 
im ersten Satz deutlich, in dem nämlich die Sowjet-
union zur Garantiemacht des Friedens in Europa 
erklärt wird. 

(Berger [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Die UdSSR ist weder in Polen noch in Mittel-
deutschland, noch in den baltischen Staaten, noch 
in der Tschechoslowakei, noch in Ungarn die Ga-
rantiemacht des Friedens. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der CDU/CSU: Im Gegenteil, Be

-

satzungsmacht!) 

Das Zweite: Wir brauchen über neue sozialdemo-
kratische Vorstellungen eigentlich nicht mehr zu 
reden. Gestern hat das Präsidium der Sozialdemo-
kratischen Partei erklärt, daß man zwar nicht den 
Abzug der Amerikaner ohne den Abzug der 
UdSSR-Truppen in Europa wünsche. Aber genau 
das ist ja der Fall, wenn die Amerikaner aus Europa 
weggehen und die Sowjets hinter die sowjetische 
Grenze verschwinden; denn dann bleibt die UdSSR 
als Weltmacht in jedem Fall in Europa anwesend. 
Das hieße für uns und unsere europäischen Nach- 
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Wimmer (Neuss) 
barn schlicht und einfach, daß wir dann das Schick-
sal Europas in die Hände einer auf dem europäi-
schen Kontinent anwesenden Weltmacht legen 
würden. Das wollen wir in Anbetracht unserer 
Empfindlichkeit für die Freiheit unseren Mitbür-
gern und den Europäern nicht zumuten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Feilcke [CDU/CSU]: Das nennen die dann 

Äquidistanz!) 

Ein Drittes darf ich in diesem Zusammenhang 
sagen. Herr Ministerpräsident Rau hat sich gestern 
in Moskau lobend über die Kooperationsgruppen 
der KPdSU und der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands geäußert. Was wird uns aus diesen 
Kreisen eigentlich an weiteren sozialdemokrati-
schen Papieren, die hier in Deutschland diskutiert 
werden müssen, zugemutet werden? Deshalb sollte 
man Herrn Rau fragen, was er denn für so gut an 
dieser Kooperation zwischen, wohlgemerkt, der 
KPdSU und einer traditionell demokratischen Par-
tei, der Sozialdemokratischen Partei, hält. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben heute in dem Versuch keinen Erfolg 
gehabt, das Ganze nur zu Denkmodellen zu erklä-
ren. Was ist dieses sozialdemokratische Papier? Das 
ist die Vorbereitung einer Handlungskonzeption für 
genau das, was sozialdemokratische Nebenaußen-
politik in den letzten Wochen, Monaten und Jahren 
gewesen ist. Deswegen brauchen Sie derartige 
Denkanstöße überhaupt nicht mehr, weil Sie Lafon-
taine, Eppler, Ehmke und Vogel in Ihren Reihen 
haben und weil Sie gegen die Interessen unseres 
Landes Ihre außenpolitischen Vorstellungen mit 
den Kommunisten durchzusetzen versuchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das hat bei Ihnen Tradition. 1984 auf dem Esse-
ner Parteitag haben Sie sich geweigert, eine klare 
Aussage zugunsten der 7. amerikanischen Armee in 
Deutschland zu treffen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]) 

Sie haben die Sozialdemokraten, die zum Kurs von 
Wehner und Schmidt standen, aus der sicherheits-
politischen Verantwortung der Partei entlassen. 
Erwin Horn, du brauchst gar nicht zu lachen. Hier 
in diesem Papier steht, daß der Obmann der Sozial-
demokraten im Verteidigungsausschuß der Auff as

-

sung  ist, daß an Soldaten kein öffentlich geförderter 
Wohnraum mehr vergeben werden sollte. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Sozialdemokratische Partei gibt hier in Bonn 
ein Flugblatt heraus im Zusammenhang mit der 
30-Jahr-Feier der Bundeswehr, daß wir nichts tun 
sollten, um erneut den Militarismus in unserem 
Lande zu bejubeln. Das ist die sozialdemokratische 
Haltung, die nun in dem Papier einer Kommission 
zum Ausdruck gekommen ist. Da können wir nur 
eines sagen: Wir versagen Ihnen die Zustimmung, 
auf diesem Gebiet tätig zu werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, ich glaube, Sie brauchen keinen Antrag zur 
Geschäftsordnung zu stellen. Wir haben eben fest-
gestellt, daß noch vier Minuten Redezeit vorhanden 
sind. Das heißt, als Entgegnung auf die Redner der 
Regierungsparteien können wir die noch nach der 
Stärke der Parteien aufteilen. Damit man mehr als 
einen Satz sagen kann, teile ich sie auf in zwei 
Minuten Redezeit für jede Oppositionspartei. 

Das Wort hat der Abgeordnete der GRÜNEN, der 
sich meldet. — Bitte, Herr Lange, Sie haben das 
Wort. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Der redet für die SPD 
mit! — Reddemann [CDU/CSU]: Antiwest

-

lich sind sie alle beide geworden!) 

Lange (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! In aller Kürze vielleicht zwei Sätze. 
Wir sind der Auffassung, daß einmal grundsätzlich, 
gleich, ob wir jetzt intensiver oder weniger intensiv 
über das Papier von Herrn von Bülow geredet ha-
ben oder nicht, zu durchdenken ist — und darum 
bitte ich Sie wirklich in aller Sachlichkeit —: Ist 
denn diese Bundesrepublik im Falle eines Krieges 
überhaupt militärisch zu verteidigen? Ist sie denn 
überhaupt mit Nuklearwaffen zu verteidigen? Ist 
Ihnen denn klar, was das für eine konkrete Folge 
für die Bevölkerung hier in der Bundesrepublik 
hat? Der Herr Wörner redet die ganze Zeit von 
Bündnisfähigkeit, er redet die ganze Zeit von den 
möglichen Reaktionen der Engländer, der Franzo-
sen, der Italiener. Er redet nicht von der Bevölke-
rung in der Bundesrepublik Deutschland, die, wenn 
es zum Krieg kommt, hier als erste betroffen wäre. 

(Hornung [CDU/CSU]: Sie reden als Hand

-

langer Moskaus!) 

Er ist doch der verantwortliche Minister für diese 
Bevölkerung und nicht der USA-getreue Vasall, wie 
er sich hier darstellt. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN — 
Reddemann [CDU/CSU]: Sie sind nicht mal 
ein Witzbold, Sie sind ein Verleumder!) 

Man kann zu dem Papier von Herrn von Bülow 
stehen, wie man will, man kann doch auch völlig 
anderer Auffassung sein. Aber ich habe den Ein-
druck, daß der Herr Wörner dieselbe Rede vor zehn, 
20 Jahren hätte halten können, als die GRÜNEN 
noch nicht im Parlament waren, noch lange nicht 
im Parlament waren. Es hat sich überhaupt nichts 
getan. Die Sperre sitzt bei der CDU/CSU im Kopf. 
Neue Denkweisen, wie sie Herr von Bülow hier in 
lobenswerter Weise praktiziert, sind einfach gefor-
dert. Dann kann man immer noch darüber streiten. 
Aber daß Sie hier einen Mann in die Ecke stellen 
und seine Ideen, die in etwa mit unseren grünen 
Ideen übereinstimmen, lächerlich machen, zeigt 
nur, daß Sie die Ernsthaftigkeit von Sicherheitspo-
litik über das Jahr 2000 hinaus überhaupt nicht 
begriffen haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Müller 
[CDU/CSU]: Sie wollen den Archipel Gulag, 

nehme ich an, oder?) 



11608 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 155. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 11. September 1985 

Lange 
Wir gehen davon aus, daß die ganze Bedrohungs-
analyse von Herrn Wörner und der Regierung nur 
zum Teil stimmt. 

(Dr. Müller [CDU/CSU]: Wollen Sie ihn, ja 
oder nein?) 

Es ist eine offensive Struktur des Warschauer Pak-
tes; keine Frage. Aber wenn man eine Bedrohungs-
analyse hat, die nur diese Vorstellung hat, 

(Dr. Müller [CDU/CSU]: Wollen Sie jetzt 
antworten?) 

die in dem anderen nur den Bedroher sieht und 
nicht auch den Bedrohten, dann ist man zur Ent-
wicklung des Friedens nicht fähig, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

dann wird man in hundert Jahren dieselbe Rü-
stungspolitik betreiben, denn dann kann man nicht 
abrüsten. 

Deshalb meinen wir, daß wir auf dem richtigen 
Wege sind, wenn wir das, was Herr von Bülow ange-
deutet hat, versuchen politisch in die Tat umzuset-
zen. Was die Rolle der GRÜNEN anbelangt, kann 
ich Ihnen nur sagen: Wenn Sie uns hier auf die 
Dauer totschweigen wollen, werden Sie sich späte-
stens im Frühjahr 1987 wundern! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Bahr. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Jetzt kommt 
der zweite Teil der Rede! — Hat die SPD 
außer Ihnen keinen mehr, Herr Bahr?) 

Bahr (SPD): Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es ist ja nicht sehr oft der Fall, daß auf 
Teilstrecken geredet wird. 

Die Diskussion des heutigen Tages erinnert auch 
in der Art, in der sie geführt worden ist, an die hef-
tigen Diskussionen, die wir um die Ostverträge hat-
ten. 

(Dr. Müller [CDU/CSU]: Um den Beitritt 
zur NATO!) 

Auch damals hieß es: Verrat; damals hieß es: Wir 
sind zwar verkauft, aber noch nicht geliefert; da-
mals hieß es, wenn diese Verträge angenommen 
würden, sei die Zeit abzusehen, in der die russi-
schen Panjepferdchen am Rhein grasen würden. — 
Nun,  im Rückblick erkennt man, daß Verleumdung 
eben Verleumdung war. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wer die Hetze von da-
mals mit der fabelhaften Erklärung vergleicht, die 
der heutige Bundeskanzler zum 15. Jahrestag des 
Moskauer Vertrages abgegeben hat, der stellt fest, 
wie froh die Koalition über das ist, was sie damals 
so heftig bekämpft hat. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Herr Bahr, Sie 
sollen richtig zitieren und nicht verleum

-

den!) 

Sie sind eben damals hinterhergehinkt, meine Da-
men und Herren, und Sie hinken auch heute in der 
Diskussion über neue Strategien hinterher, 

(Beifall bei der SPD — Reddemann [CDU/ 
CSU]: Also hat Herr von Bülow recht!) 

denn diese Diskussion findet längst statt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sind ein Bü

-

low-Mann!) 

Ich darf Sie daran erinnern, daß dieses schreckliche 
Thema möglicher Reduzierung amerikanischer 
Truppen von Henry Kissinger, diesem bekannten 
Antiamerikaner, aufgebracht worden ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und bei 
Abgeordneten der GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, Sie werden den An-
schluß an diese Diskussion auch international ver-
passen. Sie können natürlich wie damals auch 
heute wieder schreien über das, was wir morgen 
machen werden, damit Sie übermorgen wieder in 
der Kontinuität des von uns Geschaffenen sein kön-
nen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Reddemann [CDU/CSU]: 
Herr Bahr, kommen Sie doch mal zur 
Sache und versuchen Sie nicht, an der 
Sache vorbeizureden! — Dr. Müller [CDU/ 
CSU]: Das war doch die NATO-Diskussion 
und nicht die Diskussion über die Ostver

-

träge! — Weitere Zurufe) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, ich muß die Redezeit verlängern, da der 
Redner nicht zu Wort kommt. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Er hat ja auch 
nichts zu sagen! — Weiterer Zuruf von der 
CDU/CSU: Herr Bahr, sind Sie nun für das 

Papier oder dagegen?) 

— Meine Damen und Herren, ich bitte Sie herzlich, 
den Redner zu Ende kommen zu lassen. Dann sind 
wir am Ende der Aktuellen Stunde. Bei diesen vie-
len Zwischenrufen ist es ihm wirklich nicht mög-
lich, einen einzigen Gedanken klar auszuführen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er hat doch 
keine Argumente mehr! — Dr. Müller 
[CDU/CSU]: Das war doch kein Gedanke!) 

Bahr (SPD): Meine Damen und Herren, wir haben 
hier klargemacht, welches unsere Positionen sind. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir haben Sie hingewiesen auf das, was die Partei 
und das Präsidium festgestellt haben. Wir lassen 
uns unsere Position auch nachträglich nicht durch 
Verdächtigungen der Union verfälschen oder steh-
len. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Hornung [CDU/CSU]: 
Aber Sie haben sich doch schon abge

-

setzt!) 
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Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, die Aktuelle Stunde ist beendet. 
Meine Damen und Herren, wir wollen in unseren 

Beratungen fortfahren. Deshalb bitte ich diejeni-
gen, die an der Fragestunde nicht teilnehmen möch-
ten, darum, ihre Diskussionen draußen weiterzu-
führen. Die anderen Damen und Herren bitte ich, 
Platz zu nehmen. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 
Fragestunde 
Drucksache 10/3795 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für innerdeutsche Beziehungen. Zur Be-
antwortung der Fragen steht Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär Dr. Hennig zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 1 des Herrn Abgeordneten 

Schulze (Berlin) auf: 
Was gedenkt die Bundesregierung gegen die sich im ver-

gangenen und diesem Jahr gehäuften Fälle von Einreisever-
weigerungen der DDR-Behörden in die DDR zu unterneh-
men, deren Anstieg insbesondere im Zusammenhang mit 
Einreisewünschen von Bundesbürgern anläßlich der diesjäh-
rigen Leipziger Messe auffällt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für innerdeutsche Beziehungen: Herr Kollege 
Schulze, es trifft zu, daß die Zahl der Reisewilligen 
aus dem Bundesgebiet und aus Berlin (West), denen 
von der DDR die Einreise verweigert wird, in den 
letzten Jahren kontinuierlich zugenommen hat, pro-
zentual übrigens am stärksten zwischen 1981 und 
1982, aber auch danach. Ich will dies ganz objektiv 
mitteilen und will deswegen auch sagen, daß zwi-
schen 1982, wo es 2872 Personen waren, und 1984, 
wo es 3881 Personen waren, denen die Einreise ver-
weigert worden ist, eine bedauerliche Steigerung 
festzustellen ist. 
Seit Jahresanfang 1985 wurden bisher 1970 Rei-

sende zurückgewiesen, davon 350 anläßlich der 
Leipziger Herbstmesse. Darüber hinaus gibt es eine 
Dunkelziffer, da sich nicht alle Reisewilligen, denen 
die Einreise verwehrt worden ist, bei unseren Be-
hörden melden. 
Bei den Betroffenen handelt es sich überwiegend 

um frühere Bewohner der DDR. Erfahrungsgemäß 
verweigern die DDR-Behörden Personen, die in den 
letzten Jahren aus der DDR übergesiedelt sind, für 
unbestimmte Zeit die besuchsweise Einreise in die 
DDR. Das ist bei den Zurückweisungen anläßlich 
der Leipziger Herbstmesse besonders deutlich ge-
worden. Von den Betroffenen waren etwa 90 % erst 
im vergangenen Jahr aus der DDR hierher überge-
siedelt. 
Die Bundesregierung hat die Regierung der DDR 

wiederholt und nachdrücklich darauf hingewiesen, 
daß Einreiseverweigerungen in diesem Umfang mit 
dem Geist und den Zielen der innerdeutschen Ver-
träge nicht zu vereinbaren sind. Das gilt in besonde-
rem Maße für den Ausschluß ganzer Personengrup-
pen vom Reiseverkehr in die DDR ohne Rücksicht 
auf die Umstände des Einzelfalles. Die Bundesre-
gierung wird die Regierung der DDR auch künftig 
drängen, mehr Freizügigkeit im innerdeutschen 

Reiseverkehr zuzulassen. Sie hat auch die Zurück-
weisung von Reisenden bei der Leipziger Herbst-
messe zum Anlaß genommen, erneut die einschrän-
kende und vielfach unterschiedliche Genehmi-
gungspraxis der DDR im innerdeutschen Reisever-
kehr öffentlich zu beanstanden und an die zuständi-
gen Behörden der DDR zu appellieren, die Einreise-
behinderungen einzustellen. 
Die Bundesregierung ist sich allerdings dessen 

bewußt, daß Verbesserungen im innerdeutschen 
Reiseverkehr nur schrittweise und unter großen 
Schwierigkeiten zu erreichen sind. Die letzten 
Jahre haben aber gezeigt, daß Fortschritte möglich 
sind. Die Bundesregierung wird ihre Bemühungen 
daher mit Beharrlichkeit fortsetzen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schulze? — Bitte. 

Schulze (Berlin) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
sind der Bundesregierung zumindest pauschal die 
Gründe für das Ansteigen der Zahl der Einreisever-
weigerungen bekannt? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schulze, wie ich sagte, sind von den 350 Personen, 
die zur Leipziger Messe einreisen wollten und von 
einer Einreiseverweigerung betroffen wurden, etwa 
90% Mitbürger, die im vergangenen Jahr aus der 
DDR übergesiedelt sind, und das legt den Schluß 
nahe, daß dies offensichtlich damit zusammen-
hängt. 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte, Sie haben noch 
eine Zusatzfrage. 

Schulze (Berlin) (CDU/CSU): Wie weit ist Berlin 
(West) von diesen Einreiseverweigerungen betrof-
fen? 

(Vorsitz: Vizepräsident Cronenberg) 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schulze, ich habe im Moment keine zwischen West-
Berlin und dem übrigen Bundesgebiet aufgeglieder-
ten Zahlen, aber ich will Ihnen diese Angabe gern 
nachliefern, soweit uns das möglich ist. Bei diesen 
350 Personen müßte es möglich sein. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Ja, schönen 
Dank!) 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Ist Ihnen bekannt, daß Mit-
gliedern und Funktionären der Alternativen Liste 
in Berlin schon seit mehr als einem Jahr grundsätz-
lich die Einreise in die DDR oder nach Ost-Berlin 
verweigert wird, was hat die Bundesregierung ge-
tan, um das zu ändern, und würde sich die Bundes-
regierung auch so verhalten, wenn Mitglieder der 
Jungen Union in toto von solchen Maßnahmen be-
troffen wären? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Um mit dem letz-
ten anzufangen, Herr Kollege Ströbele: Selbstver-
ständlich. Wir haben hier gleiche Maßstäbe. Es hat 
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Parl. Staatssekretär Dr. Hennig 
übrigens kürzlich auch Gruppen der Jungen Union 
gegeben, denen die Einreise verweigert worden ist. 
Wir finden es im gleichen Maße bedauerlich, ob 
Ihren Freunden oder unseren Nachwuchsorganisa-
tionen die Einreise in die DDR verweigert wird. 
Dies alles hat mit freiem Reiseverkehr und mit den 
KSZE-Verabredungen nichts zu tun. 

(Ströbele [GRÜNE]: Was haben Sie unter

-

nommen?) 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. — Ich 
rufe die Frage 2 des Abgeordneten Schulze (Berlin) 
auf: 

Gibt es Anhaltspunkte dafür, daß die DDR-Behörden ihr 
Recht der Einreiseverweigerungen für früher gegen DDR

-

Recht verstoßen habende Personen willkürlich zur Regulie-
rung von Kontakten zwischen Bundes- und DDR-Bürgern 
benutzen, um nach und nach die Westkontakte von DDR

-

Bürgern einzuschränken? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schulze, es ist anzunehmen, daß Einreiseverbote im 
Einzelfall auch dazu dienen sollen, persönliche 
Kontakte zu unterbinden. Die Bundesregierung hat 
wiederholt ihre Besorgnis über die in der DDR be-
stehende Praxis von Kontaktbeschränkungen und 
ihre Auswirkungen auf den innerdeutschen Reise-
verkehr ausgedrückt. Ich verweise in diesem Zu-
sammenhang auf die Ihnen vorliegende Antwort 
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage „Kon-
taktverbote in der DDR" der Abgeordneten Lintner, 
Reddemann und der Fraktionen der CDU/CSU und 
der FDP aus den letzten Wochen. 
Andererseits muß die Anzahl der bekanntgewor-

denen Einreiseverweigerungen im Verhältnis zu 
dem inzwischen erreichten Umfang des Reisever-
kehrs in die DDR gesehen werden, der im Jahre 
1984 etwa 6,3 Millionen Reisen aufwies. Danach ist 
die quantitative Größenordnung der Zurückweisun-
gen im innerdeutschen Reiseverkehr nach wie vor 
relativ gering. Ich will damit aber gar nichts relati-
vieren, denn den Betroffenen ist mit statistischen 
Betrachtungen in keinem Einzelfall gedient. Sie lei-
den unter diesen willkürlichen Maßnahmen, und 
deshalb wird die Bundesregierung auch künftig 
jede einzelne Einreiseverweigerung beschwerde-
führend gegenüber der DDR geltend machen, wenn 
die Betroffenen das wünschen. Wir werden diesen 
bedauerlichen Sachverhalt nicht auf sich beruhen 
lassen. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Schmitt (Wiesbaden). 

Schmitt (Wiesbaden) (SPD): Herr Präsident! Herr 
Staatssekretär, haben Sie Erkenntnisse, daß Mit-
bürger, die in besonderem Maße in der Friedensbe-
wegung tätig sind, Einreiseverweigerungen erfah-
ren? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schmitt, es gibt offensichtlich Einreiseverbote für 
Personen, die aus unterschiedlichen Gründen in der 
DDR als unerwünscht gelten. Dazu gehört in der 
Tat nach meinen Beobachtungen gelegentlich auch 
als besonders betroffene die Personengruppe, die 
Sie umschrieben haben. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Staatssekretär, meine 
Frage schließt an die vorangegangene Frage, die ich 
Ihnen gestellt habe, an und wiederholt die Bitte, zu 
sagen, ob die Bundesregierung in Sachen Alterna-
tive Liste und Verbote der Einreise in die DDR 
irgend etwas unternommen hat. Wenn j a, was? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Dies ist ange-
sprochen worden, Herr Kollege Ströbele. Im übri-
gen habe ich bereits ausgeführt, daß wir in jedem 
Einzelfall, wenn die Betroffenen dies wünschen und 
das der Bundesregierung unterbreiten — wir müs-
sen j a zunächst einmal erfahren, daß die Einreise 
verweigert worden ist —, dem nachgehen, indem 
wir die DDR auf den Einzelfall ansprechen. Wenn 
das also uns von diesen Betroffenen vorgetragen 
worden ist, ist das in diesem Fall genauso gesche-
hen wie in anderen Fällen. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. Weitere 
Zusatzfragen liegen nicht vor. Damit sind wir am 
Ende der Fragen zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers für innerdeutsche Beziehungen. Ich 
bedanke mich beim Staatssekretär Dr. Hennig. 
Da der Fragesteller für den Geschäftsbereich des 

Bundesministers für Forschung und Technologie 
schriftliche Beantwortung beantragt hat, kommen 
wir zum Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit. Zur Beantwor-
tung steht der Parlamentarische Staatssekretär Dr. 
Köhler zur Verfügung. 
Ich rufe auf die Frage 4 des Abgeordneten Dr. 

Kübler: 
Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Deutschen Bun-

destag eine Zwischenbilanz zum UNO-Sonderprogramm für 
die 36 LLDCs zu geben, und werden bei der Erstellung auch 
die NGOs beteiligt? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr Kol-
lege Kübler, die Bundesregierung hat in ihrem 
Sechsten Bericht zur Entwicklungspolitik verschie-
dene Aspekte der Zusammenarbeit mit den ärm-
sten Entwicklungsländern ausführlich dargestellt. 
Eine Zwischenbilanz des 1981 beschlossenen UN

-

Aktionsprogramms ist Gegenstand einer Überprü-
fungskonferenz, die vom 30. September bis zum 
11. November dieses Jahres in Genf stattfindet. Die 
Bundesregierung wird dem zuständigen Ausschuß 
des Deutschen Bundestages über die Ergebnisse 
dieser zwischenstaatlichen Veranstaltung berich-
ten. Die Bundesregierung begrüßt das Engagement 
der Nichtregierungsorganisationen für die Umset-
zung dieses Aktionsprogramms. Im Zuge der Vorbe-
reitungen für die Überprüfungskonferenz beabsich-
tigt sie, am 13. September 1985 ein Gespräch mit 
Vertretern von Nichtregierungsorganisationen zu 
führen. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. — Eine 
Zusatzf rage.  

Dr. Kübler (SPD): Herr Staatssekretär Dr. Köhler, 
wird die Bundesregierung zusätzlich zu dem Statt- 
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Dr. Kübler 
finden dieser Überprüfungskonferenz dem Deut-
schen Bundestag eine eigene Zwischenstellung-
nahme im Anschluß an diese Überprüfungskonfe-
renz vorlegen? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Kübler, ich habe j a gesagt, daß wir im Zusammen-
hang mit dieser Konferenz berichten werden. Im 
übrigen hat diese Thematik schon heute morgen im 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit eine 
Rolle gespielt. Wir haben über den Stand der Bemü-
hungen der Bundesrepublik auf diesem Gebiete be-
richtet. 
Die Bundesrepublik erfüllt seit 1980 — der im 

Moment übersehbare Zeitraum reicht bis 1984 — 
die  Zielsetzungen in der Gewichtung der Hilfe für 
die Least Developed Countries mit 0,12 % ihres 
Bruttosozialprodukts in einer hervorragenden Wei-
se. Vereinbart war die Zielsetzung 0,15 %. Wir haben 
bei steigendem Bruttosozialprodukt diese Größen-
ordnung 0,12 % halten können. Damit liegt die Bun-
desrepublik eindeutig an der Spitze aller größeren 
Industrienationen. 

Dr. Kübler (SPD): Ich darf eine zweite Zusatzfrage 
stellen, da ich vielleicht in meiner Intention nicht 
ganz verstanden worden bin. Ich möchte diese Klar-
stellung in folgende Frageform kleiden: Glaubt die 
Bundesregierung nicht, daß im Hinblick auf die 
wirklich katastrophale Situation in diesen unterent-
wickeltsten Ländern dieser Ablauf von 1981 bis 
jetzt — 1985 — Anlaß geben müßte zu einer sehr 
grundsätzlichen Überprüfung — ich sage das jetzt 
unabhängig von Parteien — der bisherigen Formen 
der Entwicklungspolitik? Könnte gerade dieser 
Zeitpunkt — vier Jahre nach 1981 — nicht Anlaß 
dazu sein? Meine Meinung nach müßte er es sein. 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Kübler, ich habe keinen Zweifel, daß wir in der 
Betrachtung völlig übereinstimmen. Deswegen hat 
das Ministerium für wirtschaftliche Zusammenar-
beit — beginnend mit der Situation, die sich auf 
Grund der Hungerkatastrophe in Äthiopien deut-
lich abzeichnete — auch umfangreiche konzeptio-
nelle Arbeit geleistet, um speziell die Afrikahilfe 
den veränderten Situationen anzupassen. Ich habe 
auch darüber von Zeit zu Zeit dem Ausschuß für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit berichtet. 
Tatsächlich bedarf die Entwicklungshilfe gegen-

über den Least Developed Countries einer entschie-
denen Weiterentwicklung, die international in Zu-
sammenarbeit mit der Weltbank und anderen Insti-
tutionen auch wirklich zügig betrieben wird. Es 
bleibt aber die Tatsache, daß das Mittelvolumen nur 
dann signifikant gesteigert werden könnte, wenn 
man den Least Developed Countries praktisch Bud-
gethilfe leisten würde. Das ist aber aus entwick-
lungspolitischen Gründen bisher stets von allen 
Parteien und allen Fraktionen dieses Bundestages 
für ein nicht richtiger Weg gehalten worden. 
Die Erwägungen, die ich eben dargestellt habe, 

betreffen selbstverständlich nicht die Katastro-
phen- und Hungerhilfe, die unter einem anderen 
Gesetz steht. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Dr. Hüsch. 

Dr. Hüsch (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, habe 
ich Sie richtig verstanden, daß es nach Ihrer Auff as

-

sung  bei der Beurteilung der wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit mit den am wenigsten entwickelten 
Ländern weniger auf den Umfang der geldlichen 
Leistungen als vielmehr auf die Definition der qua-
litativen Ziele ankommt und daß deshalb auch die 
Kritik, die die Bundesregierung nach Meinung ih-
rer Gegner treffen soll, nicht zutrifft, die Bundesre-
gierung hätte die am wenigsten entwickelten Län-
der in ihren Finanzplanungen benachteiligt? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihrer 
Überlegung, Herr Kollege Hüsch, nur zustimmen, 
möchte aber gleichzeitig keinen Zweifel daran las-
sen, daß trotz des Vorwiegens dieser dringend wich-
tigen qualitativen Gesichtspunkte die Nettoauszah-
lungen an Least Developed Countries, die im Zwei-
jahresvergleich 1981/1982 bei 2,12 Milliarden DM 
lagen, im darauf folgenden Zweijahreszeitraum 
1982/1983 auf 2,44 Milliarden DM gesteigert wur-
den, so daß Berichte, die gerade jetzt wieder durch 
die Zeitungen gegangen sind — die deutsche Hilfe 
für diese Staaten sei gesunken —, in keiner Weise 
den Tatsachen entsprechen, was übrigens den Ver-
fassern dieser Berichte auch bekannt sein müßte. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatzfra-
ge? — Bitte schön. 

Dr. Hüsch (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie dem Hohen Hause — ungeachtet der Tatsa-
che, daß die Rahmenplanung vertraulicher Natur 
ist — generell mitteilen, daß auch in den künftigen 
Haushaltsjahren nicht beabsichtigt ist, die Hilfe für 
die am wenigsten entwickelten Länder zu verrin-
gern, sondern sie — im Gegenteil — auch quantita-
tiv zu verstärken? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Ich kann dies, 
Herr Kollege Hüsch, bestätigen, und ich benutze die 
Gelegenheit gern, um die in diesem Arbeitsbereich 
nicht ständig tätigen Kollegen zu bitten, daß sie 
sich hier von der Haushaltssystematik nicht verwir-
ren lassen. Da wir gegenüber den meisten Least 
Developed Countries mit Zweijahreszusagen arbei-
ten, muß man immer einen Zeitraum von jeweils 
zwei Jahren vergleichen. Sonst kommt man, da 
Zweijahreszusagen in einem Jahr mehr und im an-
deren Jahr eben weniger in Erscheinung treten, zu 
falschen Schlußfolgerungen. Auch das ist leider ge-
schehen. Ich benutze die Gelegenheit gern, um dies 
hier richtig- und klarzustellen. 

Vizepräsident Cronenberg: Herzlichen Dank, Herr 
Staatssekretär. Damit sind wir mit Ihrem Ge-
schäftsbereich am Ende. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters für Arbeit und Sozialordnung auf. Zur Beant-
wortung der Fragen steht uns der Parlamentari-
sche Staatssekretär Vogt zur Verfügung. 
Die Frage 6 des Abgeordneten Pfuhl sowie die 

Fragen 7 und 8 des Abgeordneten Hansen (Ham-
burg) werden auf Wunsch der Fragesteller schrift- 
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Vizepräsident Cronenberg 
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anla-
gen abgedruckt. 

Ich rufe nunmehr die Frage 9 des Abgeordneten 
Dr. Meyer zu Bentrup auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeiten, den 
Betrieben vorübergehende und degressiv gestaffelte Einar-
beitungszuschüsse zu zahlen, die ihre eigenen Auszubilden-
den nach Abschluß einer erfolgreichen Lehre übernehmen 
und dadurch Berufsanfängern bei der Suche ihres „ersten" 
Arbeitsplatzes zu helfen? 

Herr Staatssekretär. 

Vogt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsident, ich 
möchte — mit Genehmigung des Fragestellers, des 
Kollegen Meyer zu Bentrup — bitten, die Fragen 9 
und 10 gemeinsam beantworten zu können. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich rufe also auch die 
Frage 10 des Abgeordneten Dr. Meyer zu Bentrup 
auf: 

Läßt sich die Gefahr von Mitnahmeeffekten — bei der 
Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes — dadurch aus-
schließen, daß eine Förderung nur für die Betriebe in Be-
tracht kommt, die zum gleichen Zeitpunkt keine Entlassun-
gen vornehmen? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Auf Grund zahlreicher 
und schwer kontrollierbarer Mitnahme- und Miß-
brauchseffekte hat der Gesetzgeber die Vorschrif-
ten über den Einarbeitungszuschuß dahin gehend 
geändert, daß der Einarbeitungszuschuß ab 1. Ja-
nuar 1984 dann nicht geleistet werden kann, wenn 
die Einarbeitung beim bisherigen Arbeitgeber er-
folgt. Ohne allzu großen bürokratischen Aufwand 
lassen sich Mitnahme- und Mißbrauchseffekte auch 
heute nicht ausschließen. Angesichts der Tatsache, 
daß immer noch die weitaus größte Zahl der Auszu-
bildenden vom Ausbildungsbetrieb in ein Arbeits-
verhältnis übernommen wird, kann auch der Vor-
schlag, den Einarbeitungszuschuß nur an solche Be-
triebe zu leisten, die zum gleichen Zeitpunkt keine 
Entlassung vornehmen, nichts Entscheidendes än-
dern. Die bisher mit der geänderten Vorschrift ge-
sammelten Erfahrungen belegen die Einschätzung 
des Gesetzgebers, eine richtige Interessenabwä-
gung getroffen zu haben. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfragen? — Bitte 
schön. 

Dr. Meyer zu Bentrup (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, wie beurteilen Sie dieses Instrument zur Be-
lebung des Arbeitsmarktes grundsätzlich, wenn Sie 
wissen, daß 1983 8% der Lehrlinge nach Abschluß 
ihrer Ausbildung nicht übernommen wurden, wäh-
rend es im Jahre 1984 bereits 14% waren? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Zunächst einmal kann 
ich die Zahlen, die Sie nennen, bestätigen. 80 % der 
Auszubildenden werden zwar vom Ausbildungsbe-
trieb Angebote gemacht, in ein Arbeitsverhältnis 
überzuwechseln, aber 14 % der Ausgebildeten fin-
den kein Arbeitsverhältnis. Deshalb stehen wir vor 
dem Problem, wie die sogenannte zweite Schwelle 
für die Jugendlichen überwunden werden kann. Die 
erste Schwelle, die es zu überwinden gilt, ist die, bei  

der Suche nach einem Ausbildungsplatz Erfolg zu 
haben, die zweite Schwelle, nach der Ausbildung 
einen Arbeitsplatz zu finden. 
Hier bietet sich grundsätzlich der Einarbeitungs-

zuschuß als ein geeigneter Weg an, weil er ja zu 
einer zusätzlichen Qualifikation führen muß. Des-
halb wird im Rahmen der 7. Novelle zum Arbeits-
förderungsgesetz überlegt, etwa das Instrument des 
Einarbeitungszuschusses mit dem Instrument des 
befristeten Arbeitsvertrages zu verbinden, sowie 
ein Teilunterhaltsgeld für Jugendliche einzuführen, 
um die Chance, aus dem Ausbildungsverhältnis in 
ein Arbeitsverhältnis überzuwechseln, zu verbes-
sern. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfrage? 
— Bitte schön. 

Dr. Meyer zu Bentrup (CDU/CSU): Sie würden also 
den Betrieben, wenn sie befristete Arbeitsverträge 
abschließen, Einarbeitungszuschüsse gewähren? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Ich sagte, daß dies im 
Grundsatz überlegt wird. Dabei werden wir sicher-
lich auch überlegen müssen, ob sie dem jeweils aus-
bildenden Betrieb oder nur einem anderen Betrieb 
gewährt werden, in dem dann das Arbeitsverhältnis 
eingegangen wird, mit dem eine weitere Qualifika-
tion verbunden ist. Denn das ist der Sinn des Einar-
beitungszuschusses. Er ist ein Instrument der be-
ruflichen Qualifizierung an einen bestimmten Ar-
beitsplatz. Im Zusammenhang mit der siebten No-
velle, die dieses Hohe Haus noch im Herbst dieses 
Jahres, so hoffe ich, beschäftigen wird, werden wir 
zu Entscheidungen kommen. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfragen 
werden nicht gewünscht. 

Ich rufe dann die Frage 11 des Abgeordneten 
Schulhoff auf. 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Arbeitsämter in 
zunehmendem Maße dazu übergehen, eine Herabbemessung 
der Arbeitslosenhilfe nach Maßgabe des § 136 Abs. 2 Arbeits-
förderungsgesetz, insbesondere bei älteren und kranken 
Langzeitarbeitslosen, vorzunehmen? 

Herr Staatssekretär. 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, mit Ihrer 
Erlaubnis würde ich gerne die Fragen 11 und 12 
gemeinsam beantworten. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich rufe dann noch die 
Frage 12 des Abgeordneten Schulhoff auf. 

Hält es die Bundesregierung angesichts der schlechten 
Vermittlungschancen älterer Arbeitsloser nicht für sinnvoll, 
den § 136 Abs. 2 Arbeitsförderungsgesetz zur Vermeidung 
großer Härten für die Betroffenen zu streichen? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Die Regelung des § 136 
Abs. 2 Arbeitsförderungsgesetz bestimmt, daß das 
für die Bemessung der Arbeitslosenhilfe maßge-
bende Arbeitsentgelt neu festzusetzen ist, wenn der 
Arbeitslose dieses Arbeitsentgelt nicht mehr erzie-
len kann. Eine solche Neubemessung kommt in Be-
tracht, wenn sich nach längeren Vermittlungsbemü-
hungen herausgestellt hat, daß der Arbeitslose das 
bisherige Arbeitsentgelt auf dem Arbeitsmarkt 
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Parl. Staatssekretär Vogt 
nicht mehr erzielen kann. Es handelt sich um aus-
gesprochene Einzelfallentscheidungen. 

Die Bundesregierung hält die gesetzliche Rege-
lung, die in dieser umfassenden Form 1977 geschaf-
fen wurde, für änderungsbedürftig. Die Herabbe-
messung der Arbeitslosenhilfe allein aus Arbeits-
marktgründen sollte eingeschränkt werden. Ich 
bitte aber um Ihr Verständnis, daß ich Einzelheiten 
hierzu noch nicht mitteilen kann, weil die Vorarbei-
ten zur genannten und in Aussicht gestellten sieb-
ten Novelle des Arbeitsförderungsgesetzes noch 
nicht abgeschlossen sind. 

Vizepräsident Cronenberg: Wünschen Sie eine Zu-
satzfrage? 

Schulhoff (CDU/CSU): Nein, das reicht mir aus. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. Weitere 
Zusatzfragen werden nicht gewünscht. Ich bedanke 
mich bei Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Verteidigung auf. 

Ich rufe die Frage 13 des Abgeordneten Tatge 
auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, insbesondere das Bundes-
ministerium der Verteidigung, auf eine Mehrfachbestrafung 
des Totalverweigerers Kai Kanz zu verzichten, insbesondere 
auf dem Hintergrund, daß er vom Jugendschöffengericht 
Idar-Oberstein vom Vorwurf der Dienstflucht freigesprochen 
wurde, weil er aus überzeugend dargelegten Gewissensgrün-
den nicht anders habe handeln können, und der Presseoffi-
zier der Artillerieschule XII in Idar-Oberstein als Begrün-
dung für eine erneute Verhaftung durch Feldjäger am 19. Au-
gust 1985 angibt: „Es stellt sich nicht die Frage nach dem 
Sinn, sondern nach Befehl und Gehorsam." (Frankfurter 
Rundschau vom 23. August 1985)? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Präsident! Herr Kolle-
ge, der Soldat ist zu einer Freiheitsstrafe von 8 Mo-
naten ohne Bewährung verurteilt worden. Die Be-
gründung dieses Urteils ist dem Verteidigungsmini-
ster noch nicht bekannt, da uns die Entscheidung 
noch nicht im Wortlaut vorliegt. Ob das Urteil be-
stand hat, wird das zuständige Oberlandesgericht 
zu beurteilen haben, nachdem der Soldat Revision 
eingelegt hat. Sie wissen, daß wir auf diesen Aus-
gang keinen Einfluß nehmen. 

Der Kanonier Kanz hat darüber hinaus auch . 

nach seiner Verurteilung wiederholt den Befehl 
verweigert, so unter anderem, den Dienst anzutre-
ten oder die militärische Ausrüstung entgegenzu-
nehmen. Dieses Verhalten ist ebenfalls für sich eine 
Dienstpflichtverletzung, die disziplinar geahndet 
werden kann. Die Verhängung von solchen Diszipli-
narmaßnahmen wegen wiederholter Dienstpflicht-
verletzung ist verfassungsrechtlich zulässig und 
kein Verstoß gegen irgendwelche rechtsstaatlichen 
Prinzipien. 
Auch das Nebeneinander von strafgerichtlicher 

Bestrafung und disziplinarer Ahndung verletzt 
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichtes nicht das Verbot einer unzulässigen Dop-
pelbestrafung, zumal nach dem Übermaßverbot ge-
genseitig Dinge angerechnet werden. 

Die von Ihnen zitierte Aussage des Presseoffi-
ziers der Artillerieschule ist in dem von Ihnen ange-
sprochenen Zusammenhang so nicht gemacht wor-
den. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter, bitte schön. 

Tatge (GRÜNE): Herr Staatssekretär, können Sie 
mir noch einmal sagen, wie die Bundesregierung 
die Geisteshaltung beurteilt, die in der Aussage des 
Presseoffiziers zum Ausdruck kommt — ich möchte 
Ihnen das noch einmal zitieren —: „Es stellt sich 
nicht die Frage nach dem Sinn, sondern nach Be-
fehl und Gehorsam"? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich verweise auf 
meine Antwort, die ich Ihnen eben gab, daß diese 
von Ihnen zitierte Aussage in diesem Zusammen-
hang so nicht gemacht worden ist, Herr Kollege. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatzfra-
ge, bitte schön. 

Tatge (GRÜNE): Ist der Bundesregierung be-
kannt, daß es in der juristischen Kommentierung 
eine sehr unterschiedliche und sehr differenzierte 
Beurteilung dieser Mehrfachbestrafung gibt, und 
sieht die Bundesregierung nicht mit mir die Not-
wendigkeit, diesen juristischen Kommentaren auch 
Rechnung zu tragen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich habe Ihnen 
eben sehr klar die Auffassung der Bundesregie-
rung, der entsprechende Urteile der obersten Ge-
richte zugrunde liegen, dargestellt. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. 
Die Abgeordneten Frau Dr. Lepsius und Dörflin-

ger haben um schriftliche Beantwortung ihrer Fra-
gen 14, 15 und 16 gebeten. Die Antworten auf diese 
Fragen werden als Anlagen abgedruckt. 
Ich rufe die Frage 17 des Abgeordneten Steiner 

auf. 
Wieviel Prozent der Stabsfeldwebel (StFw) sind mit „ziem-

lich gut" (4 c) und besser beurteilt, und welche Beförderungs-
chancen haben die mit „ziemlich gut" und besser beurteilten 
StFw zum Oberstabsfeldwebel (OStFw) vor ihrem Ausschei-
den wegen Erreichens der besonderen Altersgrenze bis ein-
schließlich 1990? 

Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stei-
ner, nach den zum 30. September 1984 ausgewerte-
ten planmäßigen Beurteilungen  wurden 95,1 % der 
Stabsfeldwebel bzw. Stabsbootsmänner mit 4 c oder 
besser beurteilt. Stabsfeldwebel und entsprechende, 
die mit 4 c und besser beurteilt und auf beförde-
rungsfähige Dienstposten versetzt sind, werden ih-
rem Leistungsbild entsprechend in der Regel späte-
stens zwei Jahre vor Erreichen der besonderen Al-
tersgrenze zu den Dienstgraden Oberstabsfeldwe-
bel oder Oberstabsbootsmann ernannt und erhalten 
dadurch dann auch die höheren ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage. 
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Steiner (SPD): Herr Staatssekretär, sind Ihnen 
die Jahresberichte der Stammdienststellen der drei 
Teilstreitkräfte bekannt, wonach nachweisbar nur 
ein ganz geringer Teil der Stabsfeldwebel vor Errei-
chen der besonderen Altersgrenze auf entspre-
chende Dienstposten für Oberstabsfeldwebel ver-
setzt werden können? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Berichte sind natürlich bekannt und münden im 
Ministerium über den entsprechenden Dienstweg 
mit in die Beurteilung und auch in die Erstellung 
einer solchen Antwort, die wir Ihnen hier geben, 
mit ein. Ich habe — Sie werden das im Protokoll 
nachlesen — die Verbindung sehr deutlich ange-
sprochen. Das ist zum einen eine gute Beurteilung 
und zum anderen ein entsprechender beförderungs-
fähiger Dienstposten. Beides muß zusammenkom-
men. Wir tun alles, um sie nicht kurz vor dem Aus-
scheiden, sondern vor dem Ablauf der zwei Jahre zu 
befördern, um auch die Ruhegehaltfähigkeit zu er-
reichen. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfrage, 
bitte schön. 

Steiner (SPD): Herr Staatssekretär, wissen Sie, 
daß beispielsweise in der Teilstreitkraft Luftwaffe 
im nächsten Jahr elf Oberstabsfeldwebel und zur 
gleichen Zeit, weil die Beförderungschancen gering 
sind, 111 Stabsfeldwebel ausscheiden werden, die 
nicht das Ziel erreichen, von dem Sie sagten, sie 
können es erreichen? Sie haben ferner gesagt, 95% 
aller Stabsfeldwebel seien mit „ziemlich gut" oder 
besser beurteilt. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich weiß, daß wir 
in allen Laufbahngruppen, und zwar nicht nur bei 
den Unteroffizieren, den Portepee-Unteroffizieren, 
sondern auch bei den Fachdienstoffizieren — auch 
im zivilen Bereich der Bundeswehr —, auch bei den 
Truppenoffizieren, die uns in der letzten Zeit ver-
mehrt beschäftigt haben, eine Menge gut oder über-
durchschnittlich gut beurteilter Männer haben, die 
auf Grund der Enge der Planstellen nicht befördert 
werden können. 

Dies ist korrekt. Das gilt in der Bundeswehr wie 
für alle anderen Bereiche im öffentlichen Dienst. 

Es ist das Bemühen der Bundesregierung, die be-
rühmte Schere, wie wir das mit einem Fachwort 
belegen, zugunsten dieser Männer zu schließen. 
Das geht nur schrittweise. 

Ihre zweite Frage geht etwas konkreter darauf, 
was die Regierung tat und tut. Darauf werde ich 
noch zu antworten haben. 

Vizepräsident Cronenberg: Damit rufe ich die 
Frage 18 des Abgeordneten Steiner auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um das derzeit 
unausgewogene Verhältnis von Planstellen der Besoldungs-
gruppen A 9/A 9 mA (StFw/OStFw) für die Spitzendienst-
grade der Unteroffiziere zu verbessern? 

Sie können die Antwort geben, Herr Staatssekre-
tär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Nach zuletzt 1981 
vorgenommenen Anhebungen haben wir jetzt in 
den Jahresschritten 1985/86/87 ein mehrjähriges 
Programm eingeleitet, das z. B. 27 neue Planstellen 
der Besoldungsgruppe A 9 mit Amtszulage (Ober-
stabsfeldwebel) und 126 Planstellen der Besol-
dungsgruppe A 9 für Stabsfeldwebel vorsieht. Hier-
durch wird der Anteil dieser Stellen, wenn Sie die 
Zahlen kennen, nicht unerheblich erhöht. 
Da — dies ist wichtig — rund 78 % der Unteroffi-

ziere mit Portepee als Soldaten auf Zeit bereits vor 
Erreichen dieser Dienstgrade ausscheiden, kom-
men also die hier genannten Stellen ausschließlich 
den Berufsunteroffizieren zugute. 
Dies bedeutet im Vergleich mit dem mittleren 

Dienst im zivilen Teil eine etwa gleiche Behand-
lung. Hier sind die Soldaten also den Beamten des 
mittleren Dienstes gleichgestellt. Keinesfalls ste-
hen sie schlechter da. 
Im Jahre 1986 — Sie wissen, daß wir in den Haus-

haltsberatungen sind — planen wir darüber hinaus, 
50 Planstellen A 9 bei dem Wartime-Host-Nation-
Support-Programm zu bekommen. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage, bitte 
schön. 

Steiner (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
mir sagen, wieviel Prozent der Stellen, die insge-
samt für die Spitzendienstgrade ausgeworfen sind, 
mit A 9 mA abgedeckt sind? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Das kann ich Ih-
nen heraussuchen lassen. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfrage. 

Steiner (SPD): Würden Sie mir zustimmen, wenn 
ich feststelle, daß, da nach meinen Informationen 
nur ca. 16 % dieser Stellen mit A 9 mA ausgeworfen 
sind, die Beförderungschancen, wie Sie sie hier dar-
gestellt haben, nicht gegeben sein können? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, dar-
über sollten wir uns unterhalten, wenn  uns die so-
eben von Ihnen erwähnten Statistiken vorliegen. 
Das ist eine aufwendige Herausrechnerei, aber das 
tun wir. Dann sollten wir das danebenlegen. 
Ich will nur darauf hinweisen, daß der Stellenke-

gel gerade für die Spitzendienstgrade bei den Un-
teroffizieren in den letzten Jahren — das ist Be-
standteil des soeben von mir zitierten Drei-Jahres-
Programms — erheblich verbessert wurde, wäh-
rend dort in den Jahren davor nichts getan wurde. 
Da Sie danach fragen, darf ich in Erinnerung rufen, 
daß diese Bundesregierung den Dienstgrad Stabs- 
und Oberstabsfeldwebel nach zehn Jahren endlich 
wieder eingeführt hat. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich rufe Frage 19 des 
Abgeordneten Catenhusen auf: 

Welche Projekte zur Entwicklung von Impfstoffen gegen 
bakteriologische Waffen sind von seiten des Bundesministe-
riums der Verteidigung in den letzten zehn Jahren gefördert 
worden, und um welche biologischen Kampfstoffe ging es 
dabei im einzelnen? 

Herr Staatssekretär. 
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Würzbach, Parl. Staatssekretär: Es werden Pro-
jekte zur Entwicklung von Impfstoffen gegen solche 
Krankheitserreger und Toxine gefördert, die im Be-
richt des Generalsekretärs der Vereinten Nationen 
vom 1. Juli 1969 und nach dem B-Waffenüberein-
kommen von 1972 als potentielle B-Kampfstoffe de-
finiert sind. Es werden jedoch keine Neuentwick-
lungen, sondern lediglich notwendige Verbesserun-
gen der Verträglichkeit, der Wirksamkeit und der 
Impfverfahren untersucht. Die geförderten Projek-
te, Herr Kollege, können Ihnen natürlich von unse-
rer Fachabteilung vorgestellt werden. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage. 

Catenhusen (SPD): Heißt das, daß Sie mir eine 
Liste darüber zur Verfügung stellen können, um 
welche biologischen Kampfstoffe es dabei im ein-
zelnen ging? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich würde vor-
schlagen, daß Sie nicht nur eine Liste bekommen, 
sondern daß Sie sich mit dem Fachmann zusam-
mensetzen. Sie sollten nicht nur eine Liste bekom-
men, sondern Sie sollen eine Erläuterung bekom-
men, die, glaube ich, wegen der Komplexität förder-
lich ist. 

(Catenhusen [SPD]: Dafür bin ich natürlich 
dankbar!) 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatzfra-
ge? — Dann rufe ich Frage 20 des Abgeordneten 
Catenhusen auf: 

Sind nach Auffassung der Bundesregierung gentechnische 
Experimente, mit denen Impfstoffe gegen biologische Waffen 
(z. B. gegen die venezolanische Pferde-Encephalitis) entwik-
kelt werden sollen, wegen des damit verbundenen Einsatzes 
hochpathogener Viren in der Genforschung mit den Richtli-
nien der Zentralen Kommission für die biologische Sicher-
heit vereinbar? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Aufgabe der Zen-
tralen Kommission für die biologische Sicherheit 
ist es, gentechnologische Forschungsexperimente 
unter sicherheitstechnischen Gesichtspunkten zu 
prüfen und die Experimente zu registrieren. Die 
Kommission hat nicht die Aufgabe, die wissen-
schaftliche Zielsetzung gentechnologischer For-
schungsvorhaben zu bewerten. Das Verfahren zur 
Überprüfung von Forschungsarbeit ist im übrigen 
in den Richtlinien zum Schutz vor Gefahren durch 
in-vitro-neukombinierte Nukleinsäuren festgelegt. 
Als Fachmann werden Sie — besser als ich es vor-
her wußte — wissen, was in vitro bedeutet, nämlich 
im Reagenzglas. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage. 

Catenhusen (SPD): Herr Staatssekretär, liegt der 
Zentralen Kommission für die biologische Sicher-
heit bereits ein Antrag auf Genehmigung einer sol-
chen gentechnischen Entwicklung eines Impfstof-
fes gegen Pferde-Encephalitis vor? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
diese Frage werde ich dem Fachmann, mit dem Sie  

zusammentreffen, vorlegen, damit er vorbereitet ist 
und Ihnen diese beantworten kann. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatzfra-
ge? — Bitte schön. 

Catenhusen (SPD): Kann ich Ihrer Antwort ent-
nehmen, daß der wohl dem Haushaltsausschuß vor-
liegende Antrag auf Freigabe von Mitteln für einen 
derartigen Forschungsauftrag an die Tierärztliche 
Hochschule Hannover vorgelegt worden ist, obwohl 
die Frage der Zulassung eines solchen Experiments 
noch nicht geklärt ist? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Das können Sie 
meiner Antwort nicht entnehmen. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich rufe die Frage 21 
des Abgeordneten Dr. Schöfberger auf: 

Kann die Bundesregierung die Aussage des Bundesmini-
sters der Verteidigung vom 13. Juni 1985 vor dem Deutschen 
Bundestag, wonach die amerikanische Regierung beim Kon-
greß noch nicht einmal die Mittel für die Produktion von 
Neutronenwaffen beantragt hat, geschweige denn, Neutro-
nenwaffen in Europa stationieren wolle, auch heute noch auf-
rechterhalten, oder welche neueren Erkenntnisse hat sie 
dazu? 

Bitte schön. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Die am 13. Juni 
1985 gemachten Aussagen sind zutreffend, und es 
ist nichts hinzuzufügen. 
Das Verteidigungsministerium hat im übrigen zu 

den Behauptungen eines Fernseh-Magazins, die in 
diesem Zusammenhang gemacht wurden und der 
Wahrheit nicht entsprachen, in einer ausführlichen 
Zusammenstellung die Fakten aufgelistet und ver-
öffentlicht. Auch ist heute dem Verteidigungsaus-
schuß durch das Verteidigungsministerium zu die-
sem Punkt ausführlich vorgetragen worden; an-
schließend wurde darüber diskutiert. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage. 

Dr. Schöfberger (SPD): Herr Staatssekretär, ist 
dem Verteidigungsministerium der jährliche report 
des amerikanischen Kongresses bekannt, wonach 
bereits 400 Neutronensprengköpfe produziert wor-
den sein sollen und demzufolge für die Produktion 
eines einzigen von drei Typen bisher 1 047 Millio-
nen Dollar ausgegeben wurden? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Der jährliche re-
port ist dem Verteidigungsministerium bekannt. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatzfra-
ge. 

Dr. Schöfberger (SPD): Wie können Sie die Be-
hauptungen eines Fernsehjournalisten oder einer 
Rundfunkanstalt widerlegen, wenn Ihnen dieser 
annual report und die darin wiedergegebenen Zah-
len bekannt sind? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, auf 
Grund der Frage, wie Sie sie hier formuliert haben, 
stand und steht ein möglicher Widerspruch zwi-
schen der Aussage eines Kollegen Ihrer Fraktion 
und der Antwort des Ministers in der Debatte in 
Rede. Es gibt hier keinen Widerspruch zu dem, was 
der Minister — bezogen auf die Tatbestände, auch 
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Parl. Staatssekretär Würzbach 
niedergelegt in dem report — in anderen Dingen 
gesagt hat. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich rufe die Frage 22 
des Abgeordneten Dr. Schöfberger auf: 

Kann die Bundesregierung ihre Zustimmung zur Statio-
nierung von Neutronenwaffen auf dem Boden der Bundesre-
publik Deutschland heute schon absolut ausschließen, oder 
ist sie etwa heute schon entschlossen, einer solchen Statio-
nierung zuzustimmen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Diese Fragen stel-
len sich nicht, da die Stationierung von Neutronen-
waffen auf dem Boden der Bundesrepublik 
Deutschland nicht vorgesehen war und nicht vorge-
sehen ist. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Schöfberger (SPD): Ist es dann richtig, festzu-
stellen, daß die Regierung der Vereinigten Staaten 
in dieser Hinsicht noch keinerlei Kontakte mit der 
Bundesregierung aufgenommen hat? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ja. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage, bitte 
schön, Herr Abgeordneter. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, ist es zu-
treffend, daß die in den Vereinigten Staaten produ-
zierten und lagernden Neutronensprengköpfe für 
Waffensysteme geeignet und bestimmt sind, wie sie 
von amerikanischen Streitkräften in der Bundesre-
publik stationiert sind? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Die sind nicht für 
hier stationierte Waffen bestimmt. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Aber geeignet? Ich hatte 
gefragt: geeignet oder bestimmt?) 

— Ich habe gesagt, daß sie nicht vorgesehen sind 
und sich jegliche Spekulationen darüber völlig er-
übrigen. Die Haltung der Bundesregierung wie der 
Amerikaner, der Regierung wie des Kongresses, 
Kollege Dr. Hirsch, ist so klar, daß wir überhaupt 
keinen Anlaß des geringsten Zweifels, der Vermu-
tung, der Reininterpretation irgendwelcher Vorga-
ben haben. Es liegen in den Vereinigten Staaten in 
der Zeit, über die öffentlich diskutiert wurde, 1981 
bis 1984, produzierte Neutronenwaffen, die nicht 
nach Europa, nicht in die Bundesrepublik kommen 
sollen — werden. Keiner hat eine ähnliche Idee 
oder Vorstellung. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter Dr. 
Hirsch, Ihnen stand nur eine Zusatzfrage zu, Sie 
haben diese verbraucht. 
Der Abgeordnete Steiner hat noch die Möglich-

keit zu einer Frage. Bitte sehr. 

Steiner (SPD): Herr Staatssekretär, warum wei-
chen Sie der Antwort aus, ob sich die Sprengköpfe, 
die produziert sind, für Waffen- bzw. Trägersysteme 
eignen, die hier stationiert sind? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich weiche keiner 
Frage aus; niemand ist der Frage ausgewichen. Wir  

machen nur sehr klar, daß wir bei irgendwelchen 
möglichen Interpretationen, rhetorischen Untersu-
chungen nicht mitspielen werden, die möglicher-
weise den Eindruck nähren, den der eine oder an-
dere in diesem Zusammenhang erzeugen will. 

Vizepräsident Cronenberg: Nun haben wir noch 
eine Zusatzfrage des Abgeordneten Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Staatssekretär, können 
Sie die Frage nicht ganz klar beantworten: Gibt es 
in der Bundesrepublik Trägersysteme, die geeignet 
sind, solche Waffen zu befördern, zu transportie-
ren? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Wir haben Waf-
fen, mit denen Sie, wenn Sie dafür entsprechende 
Gefechtsköpfe fertigen und hier lagern, diese beför-
dern könnten. Dies ist in Deutschland, in Europa 
weder der Fall gewesen noch heute der Fall, noch 
beabsichtigt. 

Vizepräsident Cronenberg: Abgeordneter Tatge. 

Tatge (GRÜNE): Herr Staatssekretär, könnten 
Sie mir, weil ich Ihre Antwort nicht ganz verstan-
den habe, helfen, indem Sie die Frage nach der Eig-
nung der Sprengköpfe einfach mit Ja oder Nein 
beantworten? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich konnte Ihre 
Frage nicht verstehen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, 
würden Sie die Frage wiederholen? 

Tatge (GRÜNE): Gern, ja. — Ich möchte Sie bit-
ten, die Frage, die Ihnen von meinem Kollegen 
Hirsch gestellt worden ist — Ihre Antwort habe ich 
nicht verstehen können —, einfach mit Ja oder Nein 
zu beantworten. Es ist die Frage nach der Eignung 
der Sprengköpfe. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Wenn Sie das Pro-
tokoll nachlesen, werden Sie das sicherlich leichter 
verstehen, als Ihnen das soeben gelang. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter Dr. 
Solms hat noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Solms (FDP): Herr Staatssekretär, sind Waf-
fensysteme, die geeignet sind, solche Sprengköpfe 
zu transportieren, außerhalb Europas und außer-
halb der Vereinigten Staaten stationiert? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ja, davon gehe ich 
aus. 

Vizepräsident Cronenberg: Nun sind alle Zusatz-
fragen beantwortet, Herr Staatssekretär. Damit ist 
die Behandlung Ihres Geschäftsbereichs zu Ende. 
Ich bedanke mich. 
Die Abgeordnete Frau Hoffmann hat ihre Fragen 

23 und 24 zurückgezogen. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministers für Jugend, Familie und Gesundheit. Zur 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 155. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 11. September 1985 	11617 

Vizepräsident Cronenberg 
Beantwortung steht uns Frau Staatssekretär Kar-
watzki zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 25 des Abgeordneten Dr. 
Hirsch auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß es sowohl das 
Asylrecht wie die Menschenwürde verletzt, wenn eine Sozial-
behörde die Sozialhilfe eines Asylbewerbers mit der Begrün-
dung um 20 v. H. kürzt, der Flüchtling habe einen geringeren 
Ernährungsbedarf als ein Deutscher, weil der Lebensstan-
dard in seinem Heimatland niedriger sei und weil seine poli-
tische Verfolgung außerdem mit „Einschränkungen" verbun-
den gewesen sei? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr 
Präsident, Herr Kollege Hirsch, sind Sie damit ein-
verstanden, daß ich beide Fragen zusammengefaßt 
beantworte? 

(Dr. Hirsch [FDP]: Selbstverständlich!) 
— Ich bedanke mich. 

Vizepräsident Cronenberg: Dann rufe ich auch 
noch die Frage 26 des Abgeordneten Dr. Hirsch 
auf: 

Gedenkt die Bundesregierung etwas zu tun, um solche 
menschenverachtenden Entscheidungen für die Zukunft zu 
verhindern? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Rechts-
grundlage für die Entscheidung des Sozialhilfeträ-
gers ist § 120 Abs. 2 Satz 4 des Bundessozialhilfege-
setzes. Danach kann die Hilfe zum Lebensunterhalt 
für Asylbewerber bis auf das zum Lebensunterhalt 
Unerläßliche eingeschränkt werden. Ob und inwie-
weit die Hilfe eingeschränkt wird, hat der Sozialhil-
feträger unter Berücksichtigung der Besonderhei-
ten des Einzelfalles nach pflichtmäßigem Ermessen 
zu entscheiden. 
Das Bundesverwaltungsgericht hat in seiner Ent-

scheidung vom 14. März 1985 die Notwendigkeit 
herausgestellt, bei der Anwendung der Kann-Be-
stimmung des § 120 Abs. 2 Satz 4 den Individualisie-
rungsgrundsatz in der Sozialhilfe zu berücksichti-
gen. Ob der Sozialhilfeträger die maßgebenden Vor-
schriften der Rechtslage entsprechend angewandt 
hat, läßt sich nur bei Kenntnis aller entscheidungs-
erheblichen Umstände des Einzelfalles beurteilen. 
Die Möglichkeit, eine Überprüfung zu erreichen, ist 
im Widerspruchsverfahren und gegebenenfalls im 
Verwaltungsrechtsweg gegeben. Somit ist auch 
Asylbewerbern ein an rechtsstaatlichen Grundsät-
zen orientiertes Verfahren garantiert, ohne daß es 
einer Rechtsänderung bedarf. 

(Ströbele [GRÜNE]: Die Frage ist nicht be

-

antwortet!) 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Dr. Hirsch, bitte sehr. 

Dr. Hirsch (FDP): Frau Staatssekretärin, die 
Rechtslage kann man streitlos stellen. 
Nun möchte ich gerne fragen, ob die Bundesre-

gierung denn der Auffassung sein kann, daß das für 
den Einzelfall auszuübende Ermessen der Sozialbe-
hörde sachgerecht ausgeübt ist, wenn man die 
20 %ige Kürzung des Sozialhilfesatzes damit be

-

gründet, daß der Asylbewerber aus der Türkei 
kommt, dort der Lebensstandard ohnehin geringer 
als in der Bundesrepublik ist und man schon deswe-
gen einen geringeren Ernährungsbedarf unterstel-
len könne, weil der Asylbewerber als politisch Ver-
folgter in seinem Heimatland Entbehrungen ge-
wöhnt sei. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Ich teile 
diese Meinung nicht, Herr Kollege Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Vielen Dank. 
Dann möchte ich weiter fragen. Sie haben mit 

Recht darauf hingewiesen, daß eine Entscheidung 
im Einzelfall zu fällen ist. Würden Sie es denn für 
angemessen halten, daß der Städtetag gleichwohl 
seinen Mitgliedern auch nach der Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts pauschale Argumente 
an die Hand gibt, mit denen die Mitglieder in die 
Lage versetzt werden, in Wirklichkeit ohne Einzel-
fallprüfung zu pauschalen Kürzungen der Sozialhil-
fesätze zu kommen? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Ich halte das 
nach der jetzigen Rechtsprechung, insbesondere 
nach dem neuen Urteil, für nicht richtig. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine dritte Frage, 
bitte. 

Dr. Hirsch (FDP): Die Stadt im Regierungsbezirk 
Köln, um die es sich handelt, hat die Mehrzahl der 
Entscheidungen in der Tat zurückgenommen, nach-
dem der Minister für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les in Nordrhein-Westfalen dieser Stadt mitgeteilt 
hat, daß er die Ausgaben in vollem Umfang erset-
zen wird, wenn die Sozialhilfe nicht gekürzt ausge-
zahlt wird. Halten Sie es nicht für richtig, Frau 
Staatssekretärin, wenn die Bundesregierung auch 
mit den zuständigen Ministerien der anderen Län-
der Verbindung aufnimmt, um eine gleiche Haltung 
zu erreichen und auf diese Weise dazu beizutragen, 
daß es nicht zu pauschalen Kürzungen der Sozial-
hilfesätze kommt? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hirsch, ich greife Ihre Anregung dankbar auf und 
werde diesen Weg beschreiten. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Jaunich. 

Jaunich (SPD): Frau Staatssekretärin, sehen Sie 
nicht die Notwendigkeit, in § 120 BSHG Präzisie-
rungen vorzunehmen, nachdem uns allen bekannt 
ist, daß diese Bestimmung seinerzeit im 2. Haus-
haltsstrukturgesetz auf Verlangen der Länder in 
das BSHG hineingebracht worden ist? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr 
Kollege Jaunich. Ich meine, das, was ich ausgeführt 
habe, macht deutlich, daß im Einzelfall wirklich 
pflichtwidriges Ermessen entweder in diesem oder 
in jenem Falle zutrifft. Ich halte es nicht für drin-
gend erforderlich, daß der Paragraph geändert 
wird. 
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Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfragen 
werden nicht gewünscht. 

Dann rufe ich die Frage 27 des Abgeordneten 
Jäger (Wangen) auf: 

Steht die Bundesregierung zu ihrer Aussage, daß die sozia-
len Hilfen für Mütter in Not so ausgestaltet werden, daß 
keine schwangere Frau aus materieller Notlage heraus ge-
zwungen ist, ihr Kind abtreiben zu lassen, und wird sie dem-
gemäß beim Bundeshaushalt 1986 für die Bundesstiftung 
„Mutter und Kind — Schutz des ungeborenen Lebens" hö-
here Mittelansätze beantragen, nachdem sich in Baden-
Württemberg erwiesen hat, daß die 1985 bereitgestellten 50 
Millionen DM nicht ausgereicht haben? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Jäger, die Bundesregierung begrüßt ausdrücklich 
die Gesetzesinitiative der Koalitionsfraktionen, auf 
Grund derer die Mittel der Bundesstiftung „Mutter 
und Kind" bereits für das Jahr 1985 und auch für 
die Jahre 1986 bis 1988 um jährlich 10 Millionen DM 
auf jeweils 60 Millionen DM aufgestockt werden 
sollen. Damit wird sich auch der Haushaltsansatz 
für 1986 entsprechend erhöhen. Mit den Leistungen 
aus der Bundesstiftung und vor allem durch die 
Einführung des Erziehungsgeldes, das nicht auf So-
zialleistungen angerechnet, also zusätzlich gewährt 
wird, wird erreicht, daß ab dem 1. Januar 1986 keine 
Frau mehr deshalb in eine soziale Notlage gerät, 
weil sie ein Kind bekommt. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage, bitte 
schön, Herr Abgeordneter. 

Jäger (Wangen) (CSU/CSU): Frau Staatssekretä-
rin, indem ich Ihnen für diese Antwort ausdrücklich 
danke, möchte ich fragen: Bedeutet das, daß die 
Bundesregierung die Initiative der Koalitionsfrak-
tionen auch im parlamentarischen Verfahren unter-
stützen und die notwendigen Mittel bereitstellen 
wird? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Ja, Herr Kol-
lege, das habe ich gerade ausgeführt. 

Vizepräsident Cronenberg: Noch eine Zusatzfra-
ge? — 

Dann rufe ich die Frage 28 des Abgeordneten 
Jäger (Wangen) auf: 

Ist eine der zur Zeit gebräuchlichen Methoden der Abtrei-
bung, insbesondere die instrumentelle Kürettage und die 
Saug-Kürettage, bei welchen das ungeborene Kind noch le-
bend zerstückelt wird, die Verätzung, bei welcher das Kind 
im Mutterleib durch Einspritzen konzentrierter Kochsalz

-

Lösungen oder von Medikamenten langsam vergiftet wird, 
oder die Anwendung von Prostaglandin-Hormonen zur Her-
beiführung sogenannter Lebend-Abtreibungen, bei denen 
das noch lebend aus dem Mutterleib geholte Kind einfach 
dem Tod überlassen wird, nach Auffassung der Bundesregie-
rung mit der Menschenwürde des ungeborenen Kindes, die 
diesem nach Artikel 1 des Grundgesetzes zukommt, verein-
bar, und gegebenenfalls welche? 

Frau Staatssekretär. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Jäger, die Antwort ist mit dem Kollegen aus dem 
Justizministerium abgestimmt. 
Die Bundesregierung geht einvernehmlich mit 

dem Bundesverfassungsgericht davon aus, daß — 
ich zitiere — „Leben im Sinne der geschichtlichen 
Existenz eines menschlichen Individuums ... nach  

gesicherter biologisch-physiologischer Erkenntnis 
jedenfalls vom 14. Tage nach der Empfängnis ... an 
besteht" und — ich zitiere — „der damit begonnene 
Entwicklungsprozeß ... ein kontinuierlicher Vor-
gang" ist, „der keine scharfen Einschnitte aufweist 
und eine genaue Abgrenzung der verschiedenen 
Entwicklungsstufen des menschlichen Lebens nicht 
zuläßt". 
Jedenfalls in diesem Rahmen unterfällt mensch-

liches Leben dem Schutz der Menschenwürde des 
Art. 1 Abs. 1 des Grundgesetzes. Das gilt auch für 
den Zeitpunkt, in dem ein Abbruch der Schwanger-
schaft, nach welcher Methode auch immer, vorge-
nommen wird. Der Gesetzgeber hat nur unter den 
Voraussetzungen des § 218 a des Strafgesetzbuches 
den Schwangerschaftsabbruch straffrei gestellt. 
Der Schutz der Menschenwürde des ungeborenen 
Lebens, der in diesen Fällen nicht mit den Mitteln 
des Strafrechtes durchgesetzt wird, gebietet aber, 
daß die Ärzte im Einzelfall unter Beachtung der 
Bestimmungen der Berufsordnung für die deut-
schen Ärzte die jeweils schonendste Methode an-
wenden. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Frau Staatssekretä-
rin, teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
nicht nur die Ärzte, sondern insbesondere auch die 
Bundesregierung die Aufgabe haben, die Men-
schenwürde und natürlich auch alle anderen Men-
schenrechte in jedem Lebensstadium zu schützen? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Ja. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfrage? 
— Bitte schön, Herr Abgeordneter. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Wenn Sie die Frage 
mit Ja beantworten, möchte ich Sie fragen: Wie will 
denn die Bundesregierung sicherstellen, daß auch 
ungeborenen Kindern die Achtung ihrer Menschen-
würde als ihres obersten Menschenrechts gewähr-
leistet wird — und Sie haben eben ausgeführt, daß 
die Regierung der Auffassung ist, daß die den unge-
borenen Kindern zusteht —, wenn sie sich bisher 
keine eigene Meinung darüber gebildet hat, ob die 
grausamen Abtreibungsmethoden, die derzeit zig-
tausendfach praktiziert werden, diese Menschen-
würde nun verletzen oder nicht? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
so umfassende Fragen sind natürlich schwer zu be-
antworten, weil man am Ende gar nicht mehr weiß, 
was am Anfang gefragt worden ist. Aber ich möchte 
schon sagen, daß die Bundesregierung im Rahmen 
der gesetzlichen Möglichkeiten — und der Rahmen 
wird gesetzt — selbstverständlich auch dieses Le-
ben schützt. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Schmidt (Nürnberg). 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Frau Staatsse-
kretärin, sehen Sie in Einzelfällen einen Konflikt 
zwischen den Interessen oder auch der zu schützen- 
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Frau Schmidt (Nürnberg) 
den Würde der Mutter und der zu schützenden 
Würde des ungeborenen Lebens? Und in diesem Zu-
sammenhang: Beabsichtigt die Bundesregierung 
eine Änderung des § 218? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Schmidt, Abwägung dieser beiden Tatbestände, 
die Sie angesprochen haben, trifft in jedem Falle 
zu. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, er-
fordert die von Ihnen im Einklang mit dem Justiz-
ministerium eben unterstrichene, jede Staatsgewalt 
von Verfassungs wegen bindende aktive und pas-
sive Schutzpflicht für die Grundrechte, hier für das 
Grundrecht des völlig schutzlosen ungeborenen 
Kindes auf Leben, nicht, daß auch seitens der Bun-
desregierung möglichst rasch Schritte überlegt wer-
den, die Anwendung der grausamsten Methoden 
wie der Zerstückelung, Verätzung und Vergiftung 
ungeborener Kinder zu unterbinden, und meinen 
Sie nicht, daß, wenn dies nicht geschähe, wegen des 
Nichtstuns der Vorwurf der Willkür erhoben wer-
den könnte? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Jede Metho-
de, Herr Kollege Czaja, die verbessert wird, ist 
selbstverständlich wünschenswert. Aber unsere De-
vise lautet: Helfen statt strafen. Ich glaube, daß das 
der richtige Weg ist. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter Gil-
ges. 

Gilges (SPD): Frau Parlamentarische Staatsse-
kretärin, meine Kollegin Schmidt hat eine längere 
Frage gestellt, die zwar der Zeit nach kurz war, aber 
länger im Sinn. Den ersten Teil haben Sie beant-
wortet. Ich möchte den zweiten Teil wiederholen: 
Beabsichtigt die Bundesregierung eine Korrektur 
oder Änderung oder Novellierung des § 218? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Die Bundes-
regierung gedenkt dies nicht zu tun. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. Weitere 
Zusatzfragen? — Graf Waldburg, bitte schön. 

Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU): Frau Staatsse-
kretärin, wenn die Bundesregierung nicht beabsich-
tigt, Gesetze zu ändern, so sind Sie doch sicher mit 
mir einer Meinung, daß zumindest die Einhaltung 
der bestehenden Gesetze von der Bundesregierung 
erwogen werden muß. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das ist selbstverständlich. 

Vizepräsident Cronenberg: Graf Huyn. 

Graf Huyn (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, da 
ich glaube, daß die Beantwortung der letzten Zu-
satzfrage des Kollegen Jäger und auch der Zusatz-
frage des Kollegen Dr. Czaja nicht sehr präzise war, 
frage ich: Wären Sie bereit, die Fragesteller in  

schriftlicher Form mit einer genauen Antwort über 
die Haltung der Bundesregierung zu diesen grausa-
men Methoden der Abtreibung zu unterrichten? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich bilde mir schon ein, daß ich sehr fair geantwor-
tet .habe. Aber ich greife das auf und will das gerne 
noch schriftlich beantworten. 

Vizepräsident Cronenberg: Dies steht in Ihrem Be-
lieben, Frau Staatssekretärin. 
Frage 29 von Herrn Dr. Weng wird auf Bitten des 

Fragestellers schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 30 des Abgeordneten Fiebig auf: 
Trifft es zu, wie die Zeitschrift „Natur" und die „Westfäli-

sche Rundschau" vom 22. August 1985 berichtet haben, daß 
die giftige Frostschutzchemikalie „Diäthylenglykol" in ver-
schiedenen Tabakwaren enthalten ist und das Glykol im Ma-
gen des Menschen zu Oxalsäure abgebaut wird, die die Nie-
ren schädigt? 

Frau Staatssekretärin. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Fiebig, nach der 1959 erlassenen Tabakverordnung 
darf Diäthylenglykol als Feuchthaltemittel für ver-
schiedene Tabakerzeugnisse verwendet werden. 
Bei welchen dieser Erzeugnisse es tatsächlich Ver-
wendung findet, ist der Bundesregierung nicht im 
einzelnen bekannt. Die Verbände der Hersteller von 
Tabakerzeugnissen haben erklärt, daß sie Diäthy-
lenglykol nicht oder nicht mehr verwenden bzw. 
künftig von der Verwendung Abstand nehmen wol-
len. 
Diäthylenglykol wird nicht im Magen abgebaut, 

und Oxalsäure spielt als Stoffwechselprodukt von 
Diäthylenglykol eine geringere Rolle als bei Mono-
äthylenglykol. Nierenschädigungen treten bei Auf-
nahme hoher Mengen von Diäthylenglykol offen-
sichtlich unabhängig von der Oxalsäurebildung auf. 
Bei Verwendung von Diäthylenglykol als Feucht-
haltemittel in Tabakwaren ist wegen der relativ ge-
ringen Aufnahmemenge mit einer solchen Wirkung 
jedoch nicht zu rechnen. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage? — Bitte 
schön, Herr Abgeordneter Fiebig. 

Fiebig (SPD): Frau Staatssekretär, da Sie sicher-
lich wissen, daß ich Pfeifenraucher bin, haben Sie 
mich sehr beruhigt. Dennoch eine Zusatzfrage: In 
jedem Vierteljahr tauchen neue Tataren- und 
Schreckensmeldungen in der Presse auf. Ist die 
Bundesregierung bereit, das gesamte Lebensmittel-
recht samt Verordnungen, Bedarfsgegenständege-
setz und alles das, was auf Genußmittel und Le-
bensmittel zielt, einmal zu durchforsten, um solche 
Schreckensmeldungen in Zukunft präventiv zu ver-
hindern? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Fiebig, mit den Schreckensmeldungen ist das so 
eine Sache. Wir müssen uns gemeinsam überlegen, 
was im Einzelfall verändert werden muß. Dabei 
müssen wir, das Parlament, uns in die Lage ver- 
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setzen, das, was geändert werden muß, schnell zu 
ändern. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatzfra-
ge, bitte schön. 

Fiebig (SPD): Frau Staatssekretär, sind die ent-
sprechenden Abteilungen der Bundesoberbehörden, 
etwa des Bundesgesundheitsamtes, personell genü-
gend ausgestattet, um solch eine Arbeit zu leisten? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Ich gehe da-
von aus, daß das der Fall ist. Ich weiß allerdings 
auch, Herr Kollege Fiebig, daß gerade im Zuge der 
Haushaltsberatungen erreicht werden konnte, daß 
mehr Personal angefordert wurde, so daß, sollte es 
dort eine Lücke geben, diese geschlossen werden 
kann. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ich 
nehme an, daß Sie trotz der Beruhigung, die eben 
gegeben worden ist, auf der Beantwortung der 
nächsten Frage bestehen: Frage 31. Die ist j a noch 
nicht beantwortet. Oder sollte noch eine Zusatz-
frage zu Frage 30 gestellt werden? — Dann bitte ich 
erst darum. 

Brück (SPD): Frau Staatssekretärin, ich habe erst 
durch den Weinskandal erfahren, daß das Mittel 
Diäthylenglykol auch im Tabak enthalten war, und 
ich kann mir vorstellen, daß es vielen anderen Bür-
gerinnen und Bürgern in unserem Lande genauso 
gegangen ist. Ist die Bundesregierung bereit, mitzu-
teilen, ob ähnliche Bestandteile noch in anderen 
Lebens- und Genußmitteln enthalten sind, und ist 
sie bereit, nicht nur das Gesetz, sondern auch alle 
Lebens- und Genußmittel daraufhin zu überprüfen, 
ob etwas mit diesem Stoff Vergleichbares darin ent-
halten ist? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Dieser Stoff 
ist nach dem Lebensmittelrecht verboten. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. Nunmehr 
zur Beantwortung der Frage 31 des Abgeordneten 
Fiebig: 

Ist die Bundesregierung bereit, die Tabakverordnung, die 
bisher bis zu 5 v. H. Glykol-Anteil erlaubt, dahin gehend zu 
ändern, daß die Verwendung von Glykol vollständig verboten 
wird? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Fiebig, das Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit hat den Entwurf einer Zweiten 
Verordnung zur Änderung der Tabakverordnung 
fertiggestellt, in dem die Aufhebung der bisher be-
stehenden Zulassung von Diäthylenglykol für die 
Herstellung von Tabakerzeugnissen vorgesehen ist. 
Es ist beabsichtigt, diese Verordnung in Kürze dem 
Bundesrat zur Zustimmung zuzuleiten. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfragen? — Bitte 
schön! 

Fiebig (SPD): Frau Staatssekretär, unter welchem 
Datum haben Sie diesen Prozeß in Gang gesetzt? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ih-
nen das nicht auswendig sagen, Herr Kollege Fie-
big. Ich schaue nach und schreibe es Ihnen sofort. 

Vizepräsident Cronenberg: Haben Sie noch eine 
weitere Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Fiebig? 

(Fiebig [SPD]: Danke, nein!) 
— Dann bitte schön! 

Brück (SPD): Frau Staatssekretär, wohlwissend, 
daß Sie meine Fragen so beantworten können, wie 
Sie wollen, möchte ich Sie trotzdem bitten, meine 
Zusatzfrage zu beantworten. Ich habe Sie nämlich 
nicht danach gefragt, was verboten ist, sondern da-
nach, ob Sie untersuchen werden, ob in anderen 
Lebens- und Genußmitteln verbotene Stoffe enthal-
ten sind. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Das wird im 
Einzelfall immer getan. Von der Zuständigkeit her 
sind aber nicht wir im Obligo, Herr Kollege, son-
dern das haben die Länder zu überprüfen. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. Dann 
rufe ich die Frage 32 des Abgeordneten Fischer 
(Osthofen) auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorgang, daß die in 
Weinstrafverfahren verhängten Geldstrafen oder als Bewäh-
rungsauflagen angeordneten Geldbußen häufig erheblich 
niedriger sind als die von den Straftätern durch die von 
ihnen begangenen Straftaten erzielten Erlöse? 

Frau Staatssekretär. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Fischer, der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß 
die in Weinstrafverfahren verhängten Geldstrafen 
oder Geldbußen häufig erheblich niedriger sind als 
die von den Straftätern erzielten Erlöse. Grundsätz-
lich gilt, daß die Schwere der Schuld des einzelnen 
das Maß der Strafzumessung bestimmt. Die Aus-
schöpfung des Strafrahmens liegt dabei im richter-
lichen Ermessen. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfragen? — Herr 
Abgeordneter, bitte. 

Fischer (Osthofen) (SPD): Frau Staatssekretär, ist 
der Bundesregierung bekannt, daß vor wenigen Ta-
gen vom Landgericht in Mainz ein Straftäter wegen 
Weinpanschens in Verbindung mit Betrug zu einer 
Geldstrafe bzw. Geldbuße in Höhe von 160 000 DM 
verurteilt worden ist, während sich der von der 
Staatsanwaltschaft festgestellte Vermögensvorteil 
in diesem Fall auf fast 1 Million DM belief? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe das aus der Zeitung entnommen. Das Ur-
teil liegt uns noch nicht vor. Erst danach kann ich 
dazu Stellung nehmen. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfragen? 
— Bitte schön. 

Fischer (Osthofen) (SPD): Frau Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß eine derartige Abschöpfung, 
wie ich sie dargestellt habe, in den Fällen, in denen 
es sich bei dem Fehlverhalten lediglich um eine 
Ordnungswidrigkeit handelt, möglich ist, während 
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sie in den Fällen, in denen es sich um Straftaten 
nach dem Strafgesetzbuch in Verbindung mit dem 
Weingesetz handelt, nicht möglich ist? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich maße mir nicht an, über das Strafverfahren hin-
aus ein Urteil abzugeben. Ich gehe davon aus, daß 
unsere Justiz richtig Recht spricht. Verfahrensfra-
gen — dafür bitte ich um Verständnis — sollten Sie 
vielleicht an den Kollegen des Justizministeriums 
richten. 

Vizepräsident Cronenberg: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Tatge. 

Tatge (GRÜNE): Frau Staatssekretär, wie beur-
teilt die Bundesregierung politisch den Tatbestand, 
daß rechtskräftig verurteilte Weinpanscher, die zur 
Zeit Freigänger sind, in der Zeit, in der sie berufstä-
tig sind, bei einer Marketinggesellschaft der Wein-
werbewirtschaft arbeiten? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Mir ist das 
nicht bekannt. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. Dann 
rufe ich die Frage 33 des Abgeordneten Fischer 
(Osthofen) auf: 

Ist die Bundesregierung der Bitte des Ausschusses für 
Jugend, Familie und Gesundheit nachgekommen, zu den Be-
ratungen des Zweiten Gesetzes zur Bekämpfung der Wirt-
schaftskriminalität eine Regelung vorzuschlagen, die eine ef-
fektive Abschöpfung solcher Mehrerlöse auch in Strafverfah-
ren und insbesondere auch in Weinstrafverfahren möglich 
macht? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Fischer, im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Justiz möchte ich wie folgt antworten: 
Auf Grund der im Zusammenhang mit der Bera-

tung des Vierten Gesetzes zur Änderung des Wein-
gesetzes geäußerten Bitte hat die Bundesregierung 
die Landesjustizverwaltungen um Mitteilungen ge-
beten, in welchem Umfang einschlägige Fälle in der 
Praxis aufgetreten sind. Der Bundesregierung 
selbst fehlt es hierzu an ausreichenden Erkenntnis-
sen. 

Die von den Landesjustizverwaltungen befragte 
Praxis sieht ganz überwiegend kein praktisches Be-
dürfnis für Gesetzesänderungen. Die Verfallvor-
schriften haben unabhängig von der Regelung des 
§ 73 Abs. 1 Satz 2 StGB keine nennenswerte prakti-
sche Bedeutung erlangt. In der Regel ist der Täter 
vermögenslos, sind Vermögensvorteile bei ihm 
nicht mehr vorhanden oder nicht mehr feststellbar 
oder haben Geschädigte Ansprüche geltend ge-
macht. 
Auch und vor allem aus prozeßökonomischen Er-

wägungen haben sich die meisten befragten Gerich-
te, Staatsanwaltschaften und zehn Landesjustizver-
waltungen gegen Gesetzesänderungen ausgespro-
chen. Ein Verzicht auf die Regelung des § 73 Abs. 1 
Satz 2 StGB würde die Strafjustiz zu einem erhebli-
chen Verfahrensaufwand und unter Umständen in 
die nicht zumutbare Rolle einer Abwicklungs- und 
Verteilungsstelle für zivilrechtliche Schadenersatz-

ansprüche zwingen; die Gefahr von Verfahrensver-
zögerungen sei nicht zu übersehen. 
Mit der Anwendung des § 41 des Strafgesetzbu-

ches — Geldstrafe neben Freiheitsstrafe — und der 
verfahrensrechtlichen Rückgewinnungshilfe nach 
§ 111 b der Strafprozeßordnung hält die Praxis das 
Eintreten ungerechter Ergebnisse für weitgehend 
vermeidbar. 
Angesichts der eindeutigen Stellungnahmen 

sieht die Bundesregierung keine Veranlassung, 
neue Vorschläge vorzulegen, die die Entscheidung 
des Gesetzgebers von 1969 bzw. von 1974 korrigie-
ren. Die Gesichtspunkte, die bei der Erörterung der 
vierten Novelle des Weingesetzes eine Rolle spiel-
ten, sind bei den gesetzgeberischen Beratungen be-
reits berücksichtigt worden. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage? — 

Bitte schön, Herr Abgeordneter. 

Fischer (Osthofen) (SPD): Frau Staatssekretärin, 
haben Sie die Frage, ob und inwieweit eine gesetz-
geberische Initiative der Bundesregierung notwen-
dig sei, auch mit den berufsständischen Organisa-
tionen, mit der Weinbranche insgesamt, erörtert, 
und wie waren die Äußerungen? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Wir haben 
die Priorität im Bereich der Justiz gesetzt. Dieses 
Gespräch ist noch nicht geführt worden. 

Vizepräsident Cronenberg: Werden weitere Zusatz-
fragen gestellt? — Das ist nicht der Fall. Danke 
schön. 
Die Fragen 34 und 35 des Abgeordneten Müller 

(Schweinfurt) werden schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 36 des Abgeordneten Meininghaus 
auf: 

Liegen der Bundesregierung medizinische Erkenntnisse 
über die Wirkung von Hydrazin auf den menschlichen Kör-
per vor, und ist die Bundesregierung bereit, dazu unverzüg-
lich die Forschung voranzutreiben? 

Bitte, Frau Staatssekretär. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Meininghaus, auf Veranlassung des Bundesmini-
sters für Jugend, Familie und Gesundheit hat das 
Bundesgesundheitsamt das Gesundheitsamt der 
Stadt Wiesbaden schon im Jahre 1982 vor dem gifti-
gen Stoff Hydrazin im Trinkwasser gewarnt und 
u. a. mitgeteilt, daß Hydrazin bereits seit einer 
Reihe von Jahren nach der Liste der maximalen 
Arbeitsplatzkonzentration — MAK-Liste — als kan-
zerogener Stoff eingestuft ist; darüber hinaus wirke 
Hydrazin nach jüngeren Erkenntnissen auch muta-
gen und teratogen. Weiterhin wurde der Stadt Wies-
baden mitgeteilt, daß im Hinblick auf das poten-
tielle Krebsrisiko jegliche Kontamination von 
Trinkwasser durch Hydrazin ausgeschlossen wer-
den müsse. 

Da es sich im übrigen um einen Stoff handelt, 
dessen Wirkungen seit langem bekannt sind, hält 
die Bundesregierung das von Ihnen geforderte Vor- 
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antreiben bestimmter Forschungen nicht mehr für 
erforderlich. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage? — 

Bitte schön, Herr Abgeordneter. 

Meininghaus (SPD): Frau Staatssekretärin, liegen 
schon Erkenntnisse über Therapien bei Hydrazin

-

Aufnahme im menschlichen Körper vor? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Da muß ich 
passen. Ich beantworte die Frage schriftlich, Herr 
Kollege. 

(Meinighaus [SPD]: Ja, danke schön!) 

Vizepräsident Cronenberg : Herr Abgeordneter? 

Meinighaus (SPD): Vielleicht teilen Sie dann auch 
noch mit, ob bei diesen Therapien jeweils auch die 
Verursacher in Anspruch genommen werden kön-
nen. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Ja, das tue 
ich gerne. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. 

Ich rufe Frage 37 des Abgeordneten Meininghaus 
auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, inwieweit Hydrazin 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland angewandt wird, 
und liegen Erkenntnisse über sich daraus ergebende gesund-
heitliche Beeinträchtigungen vor? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Hydrazin 
wird auch in anderen Ländern in ähnlichem Maße 
wie in der Bundesrepublik Deutschland verwendet. 
Anwendungsbeschränkungen und -verbote sind 
dem Bundesgesundheitsamt nicht bekannt. Über 
die angeführte gesundheitliche Bewertung hinaus 
liegen keine Erkenntnisse vor. 

(Meininghaus [SPD]: Danke schön!) 

Vizepräsident Cronenberg: Ich rufe Frage 38 des 
Abgeordneten Schmitt (Wiesbaden) auf: 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung nach den 
Berichten über die Hydrazinverseuchung des Trinkwassers 
in Wiesbaden-Klarenthal ergriffen? 

Bitte schön, Frau Staatssekretärin. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schmitt, das Bundesgesundheitsamt hat bereits mit 
Schreiben vom September 1982 die Landeshaupt-
stadt Wiesbaden und die V. Hessische Bereit-
schaftspolizeiabteilung vor möglichen Gefahren 
beim Einsatz von Hydrazin in Heizwasserkreisläu-
fen gewarnt und mitgeteilt, welche Maßnahmen er-
forderlich sind, um Trinkwasserverunreinigungen 
mit Hydrazin zu verhindern. Das Bundesgesund-
heitsamt hat zudem dafür gesorgt, daß seine Vor-
stellungen als Stand der Technik hinsichtlich des 
Schutzes der Verbraucher vor einer Verunreini-
gung des Trinkwassers mit Hydrazin in den Ent-
wurf DIN 1988 Teil 4 Eingang gefunden haben. 
Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge-

sundheit hat im Hinblick auf die jüngsten Ereig-
nisse in Wiesbaden den obersten Landesgesund-

heitsbehörden sowie den für den Alarmplan „Ge-
fährliche Stoffe" zuständigen Behörden mit Fern-
schreiben vom 6. September 1985 folgendes mitge-
teilt: 

Wie aus Pressemitteilungen bekannt wurde, ist 
in einer Kindertagesstätte Hydrazin aus dem 
Wärmeaustauscher in das Trinkwasser (Warm-
wasser) gelangt. Ich bitte zu bedenken, daß 
ähnliche Pannen durch Korrosion des Wärme-
austauschers auch bei anderen Fernheizungs-
anlagen möglich sind. Ich rege daher an, alle 
mit Hydrazin betriebenen Fernheizungsanla-
gen zu erfassen und im Hinblick auf diese Pro-
blematik zu überprüfen. Ich empfehle daher, 
bereits jetzt den Entwurf zur Neufassung der 
DIN 1988 anzuwenden. Dieser Entwurf sieht 
vor, zukünftig Tertiäraustauscher (d. h. mit 
einem Zwischenmedium) zu verwenden. Als 
Übergangslösung soll bei alten Wärmeaustau-
schern das Heizwasser der Fernheizungsan-
lage eingefärbt werden. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage. — 

Bitte, Herr Abgeordneter. 

Schmitt (Wiesbaden) (SPD): Frau Staatssekretär, 
ist Ihnen bekannt, daß wegen der Hydrazinverseu-
chung des Trinkwassers in Klarenthal die Wasser-
versorgung für 12 000 Menschen gefährdet ist? Ist 
Ihnen bekannt, daß sich 4 000 Menschen einer Un-
tersuchung unterziehen mußten, und ist Ihnen be-
kannt, daß der zuständige Amtsarzt des Wiesbade-
ner Gesundheitsamtes auf Fragen der Bürger er-
klären mußte, daß er keine medizinischen Thera-
pien gegenüber einer Hydrazinverseuchung vor-
schlagen kann? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
sehr wahrscheinlich wird eine Behandlung notwen-
dig sein, die sicherlich nicht unbedingt eine Thera-
piebehandlung sein muß. Mir sind die Fälle, die Sie 
geschildert haben, im einzelnen auch nicht bekannt. 
Ich denke aber, ich habe ausgeführt, daß wir nicht 
originär zuständig sind, sondern daß hier sicherlich 
auch die obersten Landesbehörden betroffen sind. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. — Frau 
Schmidt (Nürnberg), möchten Sie eine Zusatzfrage 
stellen? — Bitte schön. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Frau Staatsse-
kretärin, jetzt mit meinem sicherlich etwas laien-
haften Verständnis in bezug auf Ihre Antwort, daß 
dieses Hydrazin gefärbt werden soll: Wäre es nicht 
richtig, sämtliche dieser hochgiftigen Stoffe — nicht 
nur Hydrazin — mit einem Farbstoff zu versehen, 
damit Verbraucher überall dort, wo auch nur theo-
retisch so etwas passieren kann, durch die verän-
derte Farbe aufmerksam werden? Die große Ge-
fährdung ist ja vor allem dadurch eingetreten, daß 
man überhaupt nichts erkannt hat, weil das Wasser 
völlig normal aussah. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Deshalb ha-
ben wir diesen Vorschlag des Färbens als Zwi-
schenlösung schon einmal eingebracht. Ihre Anre- 
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gung ist weiterhin nachdenkenswert, Frau Kollegin 
Schmidt. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. — Dann 
rufe ich die Frage 39 auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, ein sofortiges Verwen-
dungsverbot für dieses hochgiftige, kancerogene Rostschutz-
mittel zu erlassen? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Hydrazin ist 
in der Arbeitsstoff-Verordnung als krebserzeugend 
eingestuft. Diese Einstufung hindert nicht die Ver-
wendung eines solchen Stoffes, sofern alle erforder-
lichen Maßnahmen zum Schutze der Gesundheit 
getroffen werden. Da zudem der Stoff in mehreren 
Verwendungsbereichen bisher unverzichtbar ist, 
hält die Bundesregierung zur Zeit weder Herstel-
lungs- und Verwendungsverbote noch Verbote der 
Ein- und Ausfuhr für erforderlich. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage, bitte 
schön. 

Schmitt (Wiesbaden) (SPD): Frau Staatssekretä-
rin, müssen Sie nicht zu einem solchen Verwen-
dungsverbot kommen, nachdem im Fall Wiesbaden-
Klarenthal offenkundig geworden ist, daß sowohl 
menschliches Versagen als auch technische Mängel 
dazu führen können, daß erhebliche gesundheitli-
che Gefährdungen für die Bevölkerung eintreten? 
Muß das nicht zu einem sofortigen Verwendungs-
verbot führen? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr 
Kollege, dieser Meinung bin ich nicht. Hier liegt 
eindeutig der Tatbestand vor, daß das auf Mängel 
zurückzuführen ist, die bei einer besseren Wartung 
hätten vermieden werden können. 

Schmitt (Wiesbaden) (SPD): Frau Staatssekretä-
rin, müssen Sie nicht einräumen, daß auch künftig, 
selbst bei gutem Willen, solche Mängel auftreten 
können und daß aus diesem Grunde die Bundesre-
gierung die notwendigen Maßnahmen zum Schutz 
der Gesundheit ergreifen müßte, um dieses Risiko 
von Anfang an abzustellen? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Lieber Kolle-
ge, man kann wirklich nicht alles verbieten, was 
vielleicht einmal kommen könnte. Vielmehr glaube 
ich, daß vieles vermieden werden könnte, wenn die 
gesetzlichen Vorschriften eingehalten würden. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich rufe die Frage 40 
des Abgeordneten Reimann auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der Warnung 
des Bundesgesundheitsamtes aus dem Jahre 1982 die Pro-
duktion, Ein- und Ausfuhr von Hydrazin zu untersagen? 

Frau Staatssekretär. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Reimann, die Bundesregierung sieht zur Zeit keine 
Veranlassung, die Herstellung sowie die Ein- und 
Ausfuhr von Hydrazin zu verbieten. Ich wiederhole 
jetzt fast alles, was ich dem Kollegen eben schon 
geantwortet habe. Ich bitte um Nachsicht. 

Nach § 3 der Trinkwasserverordnung darf Trink

-

wasser Stoffe nicht enthalten, bei denen feststeht, 
daß sie bei Dauergenuß schädlich sind. Dazu gehört 
Hydrazin, wie auch aus meiner Antwort eben zu 
entnehmen war. Nach § 12 Abs. 4 der Verordnung 
über allgemeine Bedingungen für die Versorgung 
mit Wasser oder § 12 Abs. 4 der Verordnung über 
allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit 
Fernwärme dürfen nur Materialien und Geräte bei 
der Einrichtung und Unterhaltung von Kundenan-
lagen für die Wasserversorgung bzw. Fernwärme-
versorgung verwendet werden, die den anerkann-
ten Regeln der Technik entsprechen. Damit wird 
auf die entsprechenden DIN-Normen verwiesen. 
Bei Anwendung dieser Normen werden die Wasser-
kreisläufe von Trinkwasser und Heizungswasser so 
auseinandergehalten, daß Hydrazin nicht in das 
Trinkwasser gelangen kann. 
Die Affäre um Hydrazin konnte demnach nur 

entstehen, weil die Anlage nicht dem Stand der 
Technik entsprach und offenbar auch eine ord-
nungsgemäße Überwachung nicht durchgeführt 
worden ist. In Anbetracht dieser Sachlage sind die 
Voraussetzungen für ein Herstellungs- bzw. Aus - 
und Einfuhrverbot nach § 17 des Chemikalienge-
setzes nicht erfüllt. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Reimann. 

Reimann (SPD): Frau Staatssekretärin, ich glaube, 
Sie haben jetzt beide Fragen im Zusammenhang 
beantwortet, wenn ich das richtig verfolgt habe. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Nein, ich 
habe noch eine Antwort, Herr Kollege. 

Reimann (SPD): Ich möchte dann gerne zur Frage 
40 folgende Zusatzfrage stellen. Kann sich die Bun-
desregierung künftig mit Warnungen vor der An-
wendung solcher Schadstoffe begnügen? Müssen 
nicht bei Kenntnis von schädigenden Eigenschaften 
weitreichendere Maßnahmen getroffen werden? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe j a eben auf die Frage der Kollegin Schmidt 
bereits geantwortet, daß die Möglichkeit des Fär-
bens durchaus eine Zwischenlösung sein kann. 
Aber ich bitte auch um Verständnis, daß wir nicht 
alles verbieten können, was irgendwann einmal 
durch einen technischen Mangel oder aber auch 
durch menschliches Versehen entstehen kann. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatzfra-
ge. 

Reimann (SPD): Frau Staatssekretärin, dann 
möchte ich Sie fragen, ob Sie das Einfärben von 
Wasser als weitreichende Maßnahme ansehen. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Nein, ich 
habe ja gesagt: als eine Zwischenlösung. 

Reimann (SPD): Ich hatte aber nach weitreichen-
den Maßnahmen gefragt. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Irgendwann 
wird bei der Entwicklung sicherlich auch ein ande- 
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res Ergebnis herauskommen. Aber wir müssen uns 
erst einmal mit diesen Bereichen auseinanderset-
zen und mit diesen Antworten — sage ich jetzt ein-
mal, Herr Kollege — vielleicht auch zufrieden sein. 
Ich habe im Augenblick keine andere Möglichkeit, 
Ihnen eine vielleicht befriedigendere Antwort zu 
geben. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage der 
Abgeordneten Schmidt (Nürnberg). 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Frau Staatsse-
kretärin, müßte aber nicht überall dort ein Verbot 
solcher Stoffe erlassen werden, wo es alternative 
Produkte gibt, die den Anforderungen auch nur an-
nähernd genügen? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Dieser Mei-
nung bin ich schon. Darüber wird — da dürfen Sie 
sicher sein — in unserem Hause und auch im Bun-
desgesundheitsamt intensiv nachgedacht. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Schmitt (Wiesbaden). 

Schmitt (Wiesbaden) (SPD): Frau Staatssekretä-
rin, müßten Ihre Unzufriedenheit und Ihre Besorg-
nisse hinsichtlich dieser Trinkwasserverunreini-
gungen nicht größer werden, wenn Sie zur Kennt-
nis nehmen können, daß das Gesundheitsamt Wies-
baden für die Stadt Wiesbaden ein allgemeines Ver-
wendungsverbot für Hydrazin erlassen hat, weil in-
zwischen auch in anderen Stadtgebieten als in Kla-
renthal solche Rostschutzstoffe im Trinkwasser 
aufgefunden wurden? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Ich höre ge-
rade von den Fachleuten, daß im Augenblick über-
legt wird, ob nicht doch ein Verbot auszusprechen 
ist. Ich bitte aber um Nachsicht, daß wir jetzt über 
den Weg der Zwischenlösung versuchen, schnell et-
was zu erreichen. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatz-
frage des Abgeordneten Jaunich. 

Jaunich (SPD): Frau Staatssekretärin, wären Sie 
bereit, uns jene Anwendungsgebiete schriftlich mit-
zuteilen, für die Hydrazin aus Ihrer Sicht als unver-
zichtbar gilt? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Gerne, Herr 
Kollege Jaunich. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich rufe nunmehr die 
Frage 41 des Abgeordneten Reimann auf: 

Kann die Bundesregierung ungefährliche, alternative 
Rostschutzmittel für Heizungsanlagen empfehlen? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Reimann, jetzt kann ich, glaube ich, auch etwas zu 
den Alternativen sagen. 
Bei Versorgungssystemen für Fernwärme ist 

nach Kenntnissen der Bundesregierung eine ther-
mische Konditionierung möglich, durch die man so-
wohl auf Hydrazin als auch auf andere Rostschutz-

mittel verzichten kann. Dieses Verfahren eignet 
sich aus ökonomischen Gründen aber offenbar nur 
für größere Unternehmen. Bei kleineren Fernwär-
meversorgungsunternehmen wird als Ersatzstoff 
Natriumsulfit verwendet, das nach der Trinkwas-
seraufbereitungsverordnung zugelassen ist. Der Er-
satz des Hydrazins durch Natriumsulfit stößt aber 
nach der Darstellung der Arbeitsgemeinschaft 
Fernwärme aus korrosionstechnischen Gründen 
örtlich auf Schwierigkeiten. Inzwischen werden 
neue Ersatzstoffe für Hydrazin angeboten, deren 
Zusammensetzung das Bundesgesundheitsamt seit 
einiger Zeit zu klären versucht. Sie können zur Zeit 
noch nicht empfohlen werden. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage? 

Reimann (SPD): Ja. — Frau Staatssekretärin, Ihr 
letzter Satz lautete, daß neue Ersatzstoffe für Hy-
drazin noch nicht empfohlen werden können: Ist 
denn die Bundesregierung bereit, in ihren techni-
schen Anleitungen die Verwendung von alternati-
ven Rostschutzmitteln insgesamt zu fordern, also 
auch der, die Sie nicht genannt haben? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Nun, erst ein-
mal müssen die Alternativen da sein. Dann kann 
man natürlich das eine verbieten, um das andere 
einzuführen. Aber, Herr Kollege Reimann, Sie dür-
fen sicher sein, daß daran mit Nachdruck gearbeitet 
wird. 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete 
Schmidt (Nürnberg) noch einmal zu einer Zusatz-
frage. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Frau Staatsse-
kretärin, Sie haben im ersten Teil Ihrer Antwort 
gesagt, daß diese thermische Konditionierung bei 
kleineren Anlagen aus ökonomischen Gründen 
nicht angewendet wird. Meinen Sie nicht auch, daß 
diese ökonomischen Gründe hinter den Verbrau-
cherschutz und den Menschenschutz zurückzutre-
ten hätten und hier nicht das wesentliche Beurtei-
lungskriterium sein dürften? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Schmidt, vom Prinzip her stimme ich mit Ihnen 
überein. Aber ich habe hier eine Auskunft darüber 
zu geben, wie es sich zur Zeit darstellt. Sie dürfen 
auch sicher sein — ich habe das vorhin schon ein-
mal ausgeführt —: Man arbeitet sehr stark daran, 
um so etwas überhaupt überflüssig zu machen, da-
mit das Verbot auch ausgesprochen werden kann. 
Aber zuerst müssen wir diese Alternativen haben. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Schmitt (Wiesbaden). 

Schmitt (Wiesbaden) (SPD): Frau Staatssekretä-
rin, sind Sie angesichts der Situation, daß Gesund-
heitsgefährdungen der Bevölkerung aus ökonomi-
schen Gründen weiterhin hingenommen werden 
sollen, bereit, sich auch einmal außerhalb der Gren-
zen der Bundesrepublik umzusehen und festzustel-
len, ob in anderen europäischen Ländern bereits 
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ungefährliche alternative Rostschutzmittel im Ge-
brauch sind oder sich in der Entwicklung befin-
den? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Das ist be-
reits eingeleitet worden. Wir wissen, daß Hydrazin 
auch in anderen europäischen Ländern gebraucht 
wird. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich rufe die Frage 42 
des Abgeordneten Jaunich auf: 

Welche Konsequenzen beabsichtigt die Bundesregierung 
aus dem Votum des Bundesgesundheitsrates hinsichtlich der 
Verlängerung der Ausbildung für Medizinisch-Technische 
Assistenten (MTA) zu ziehen? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Jaunich, die Frage einer Verlängerung der Ausbil-
dung der Medizinisch-Technischen Assistenten hat 
der Bundesgesundheitsrat 1984 von sich aus aufge-
griffen und sich im Frühjahr 1985 für eine Verlän-
gerung der Ausbildung von zwei Jahren auf drei 
Jahre ausgesprochen. Er entspricht damit teilweise 
dem Wunsch des Deutschen Verbandes Techni-
scher Assistenten in der Medizin. Der DVTA geht in 
einer im Juli dieses Jahres erhobenen Forderung 
wesentlich weiter, indem er zusätzlich zu einer Ver-
längerung der Ausbildung auf ein Jahr eine Neu-
konzeption der in den §§ 9 und 10 des MTA-Geset-
zes von 1971 geregelten vorbehaltenen Tätigkeiten 
fordert. 
Die Bundesregierung hat gegenwärtig nicht die 

Absicht, diesen Forderungen zu entsprechen. Nach 
nahezu übereinstimmender Auffassung der Länder 
ist eine Verlängerung derzeit nicht zu realisieren, 
weil sie zu höheren Kosten der Ausbildung bei 
gleichzeitiger Reduzierung der Ausbildungsplatzka-
pazitäten führen würde. Die höheren Kosten gingen 
weiter zu Lasten der Schüler. Aus den Erörterun-
gen im Bundesgesundheitsrat hat die Bundesregie-
rung den Eindruck gewonnen, daß die als Begrün-
dung für eine Verlängerung zitierte Stoffüberfrach-
tung durch eine Entrümpelung weitgehend über-
wunden werden könnte. 
Ein zwei Jahre ausgebildeter MTA hat bereits, 

wenn er zusätzlich jeweils eine bestimmte Speziali-
sierung anstreben möchte, ein zusätzliches Lehr-
gangsjahr, also insgesamt drei Jahre, zu absolvie-
ren. Eine Verlängerung auf dann vier Jahre würde 
den MTA-Schüler zeit- und kostenmäßig ungewöhn-
lich hoch belasten. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter? — Bitte schön. 

Jaunich (SPD): Frau Kollegin, ich frage nur noch 
einmal nach, um nicht der Gefahr zu unterliegen, 
Sie mißverstanden zu haben: Sie beabsichtigen 
keine Revision des geltenden Rechts? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Ja. 

Vizepräsident Cronenberg: Die Frage 43 des Abge-
ordneten Kirschner wird schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe nunmehr die Frage 44 des Abgeordneten 
Graf von Waldburg-Zeil auf. 

Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung zu unter-
nehmen, um z. B. durch Verlängerung der Patentschutzfri-
sten, Benachteiligungen von der forschenden pharmazeuti-
schen Industrie abzuwenden, die dieser durch sogenannte 
„Nachahmer" im In- und Ausland entstehen? 

Frau Staatssekretär. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Bundesregierung ist sich der Bedeutung der 
forschenden pharmazeutischen Industrie für den 
medizinischen Fortschritt in Diagnostik und Thera-
pie bewußt. Sie hat den Patentschutz für Arzneimit-
telerfindungen seit 1968 ständig und erheblich auf 
eine Patentlaufzeit von nunmehr 20 Jahren verbes-
sert. Andererseits hält die Bundesregierung aber 
gerade auch im Arzneimittelbereich den nachsto-
ßenden Wettbewerb durch kleine und mittlere Un-
ternehmer nach Ablauf des Patentschutzes für er-
wünscht. Sie beabsichtigt deshalb zur Zeit keine 
weiteren Änderungen der Patentschutzfristen. 
Aus wirtschaftlichen und gesundheitspolitischen 

Gründen bestehen im Ausland gerade bei Arznei-
mitteln vielfach noch Regelungen, die von den deut-
schen Patentvorschriften zum Nachteil forschender 
pharmazeutischer Unternehmen abweichen. Bilate-
ral und im Rahmen der Vereinten Nationen bemüht 
sich die Bundesregierung, den deutschen Vorstel-
lungen zum Schutz des geistigen Eigentums auch 
international mehr Geltung zu verschaffen. 
Belange der forschenden pharmazeutischen In-

dustrie sind auch im Zusammenhang mit der soge-
nannten Zweitanmelderproblematik berührt. Ein 
Richtlinienvorschlag der EG-Kommission sieht in-
sofern, anknüpfend an eine schon im Chemikalien-
bereich bestehende Regelung, eine zehnjährige 
Verwertungssperre für vom Erstanmelder im Rah-
men der Zulassung eingereichte Unterlagen vor. 
Der Richtlinienvorschlag der EG wird zur Zeit in 
den Ausschüssen des Deutschen Bundestages bera-
ten. 
Im Rahmen der laufenden Änderung des Pflan-

zenschutzgesetzes kann sich die Zweitanmelder-
frage in vergleichbarer Weise stellen. Falls eine Re-
gelung für das Pflanzenschutzgesetz beschlossen 
wird, wird die Bundesregierung die Möglichkeit der 
Übernahme ins Arzneimittelgesetz prüfen. 

Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU): Herzlichen 
Dank, Frau Staatssekretärin. Dann kann ich davon 
ausgehen, daß gerade in der Zweitanmelderfrage 
durchaus die Problematik gesehen wird, daß bei 
uns innovative Forschung benachteiligt wird, weil 
derjenige, der zweitanmeldet, nun, ohne den For-
schungsaufwand zu tätigen, in denselben Bereich 
hineingehen kann, daß dies natürlich über die För-
derung der Nachahmung hinausgeht und daß wir 
hier eigentlich einen besseren Schutz für unsere 
forschende Industrie erreichen müssen. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Graf von Waldburg-Zeil, ich habe ausgeführt: Ge-
rade diese Frage wird in dem zuständigen Aus-
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit sehr dif-
ferenziert von allen Fraktionen miteinander disku- 
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tiert. Ich glaube schon, daß Ihrer nachdrücklichen 
Bitte dort Rechnung getragen wird. 

Graf von Waldburg -Zeil (CDU/CSU): Frau Staatsse-
kretärin, können Sie bereits eine Zeitvorstellung 
nennen, innerhalb derer diese zehnjährige Verwer-
tungssperre in etwa verwirklicht werden könnte? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Ich höre ge-
rade, daß es in der EG diskutiert wird. Sobald dort 
ein Meinungsbildungsprozeß abgeschlossen ist, 
müssen wir uns damit befassen. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. 
Weitere Zusatzfragen werden nicht gewünscht. 

Die Fragen 45 und 46 der Abgeordneten Frau 
Schmidt (Nürnberg) werden zurückgezogen. 
Ich bedanke mich, Frau Staatssekretär. Damit ist 

Ihr Geschäftsbereich erledigt. 
Ich komme dann zum Geschäftsbereich des Bun-

desministers für Verkehr. Herr Staatssekretär 
Bayer steht zur Beantwortung zur Verfügung. Wir 
wollen schauen, ob die Fragesteller im Hause sind. 
Der Abgeordnete Lowack bittet um schriftliche 

Beantwortung seiner Frage. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 
Ich rufe die Fragen 48 und 49 des Abgeordneten 

Stahl auf. Er befindet sich nicht im Saal. Es wird 
wie in der Geschäftsordnung vorgesehen verfah-
ren. 

Ich rufe die Fragen 50 und 51 des Abgeordneten 
Hettling auf. 

Kann die Bundesregierung den Bericht der Illustrierten 
„stern" bestätigen, daß jährlich mehr als 200 Zweiradfahrer 
von rechtsabbiegenden Lastkraftwagen überfahren werden, 
und daß eine Untersuchung der Bundesanstalt für Straßen-
wesen bereits 1979 empfahl, die Lastkraftwagen mit verbes-
sertem Spiegelsystem und seitlichen Schürzen auszurüsten, 
wie sie an Serienfahrzeugen in Frankreich, Schweden und 
der Niederlande üblich sind, wenn ja, was gedenkt die Bun-
desregierung zu tun, um diese Unfallursache bei den Last-
kraftwagen zu beseitigen? 

Warum hat die Bundesregierung die Empfehlungen der 
Bundesanstalt für Straßenwesen nicht aufgegriffen, und wel-
che Gründe sprachen gegen den Einbau eines Fensters in 
der Beifahrertür, wie er bei Bussen im öffentlichen Nahver-
kehr seit langem üblich ist? 

Bitte, Herrn Staatssekretär. 

Bayer, Staatssekretär im Bundesministerium für 
Verkehr: Herr Vorsitzender, die Frage 50 beant-
worte ich wie folgt: Die Bundesregierung kann die 
Angaben in dem genannten Zeitungsartikel bestäti-
gen. Die Technische Universität Berlin hat in ihrer 
im Auftrag der Bundesanstalt für Straßenwesen 
vorgelegten Forschungsarbeit für Lastkraftwagen 
einen seitlichen Schutz empfohlen, jedoch keine 
Empfehlung für verbesserte Spiegelsysteme gege-
ben. 
Seit längerem beschäftigt sich auch die UN-Wirt-

schaftskommission für Europa in Genf mit diesem 
Problem. Sie will eine ECE-Regelung ausarbeiten, 
die in das nationale Recht übernommen werden 
soll. Inzwischen hat die Europäische Gemeinschaft 
gehandelt und, soweit es den Rückspiegel betrifft,  

am 18. Februar 1985 eine Anpassungsrichtlinie über 
Rückspiegel erlassen. Diese EG-Vorschrift verbes-
sert die Sichtverhältnisse rechts neben dem Fahr-
zeug, insbesondere bei Lastkraftwagen, erheblich. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter, bitte schön. 

Hettling (SPD): Herr Staatssekretär, in Anbe-
tracht von jährlich 200 Toten und wahrscheinlich 
vielen tausend Verletzten frage ich Sie: Wenn nun 
schon auch die EG solche Vorschläge macht und 
diese verbesserte Sicht nach hinten durch Spiegel 
und größere Fenster an den Türen der Lastwagen 
in Schweden, Frankreich und in den Niederlanden 
gegeben ist, wann beabsichtigt die Bundesregie-
rung, diese Möglichkeiten, die vorhanden sind, 
durch Verordnung auch für deutsche Lkw — zumin-
dest sofort für die Neufahrzeuge — verbindlich vor-
zuschreiben? 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Staatssekretär, 
bitte schön. 

Bayer, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, ich 
nehme an, daß Sie die Frage 51 bezüglich der seitli-
chen Fenster mit einbeziehen. 

Hettling (SPD): Diese Frage bezieht sich aller-
dings auf die vorhandenen Busse. Ich habe meine 
Frage auf die Situation in Schweden, Frankreich 
und Holland sowie auf Ihre Antwort bezogen, daß 
bis heute in diesem Bereich von seiten der Bundes-
regierung noch nichts getan wurde. 

Bayer, Staatssekretär: Frankreich hat einen seitli-
chen Unterfahrschutz angeordnet; seitliche Fenster 
eigentlich nicht. Auch in Großbritannien gibt es 
Vorschriften zur Anbringung von seitlichen Unter-
fahrschutzvorrichtungen. Dasselbe gilt für die Nie-
derlande und für Japan. 
Aber bezüglich der Sichtfenster besteht das Pro-

blem, daß gerade bei Lastkraftwagen, bei denen 
diese seitlichen Sichtfenster gefordert werden, die 
Verbesserung der Sichtverhältnisse unverhältnis-
mäßig gering ist. Die Sichtfenster haben einen gro-
ßen Sinn bei Bussen, in denen rechts neben dem 
Fahrer kein Beifahrer sitzt. Bei Lkw ist üblicher-
weise ein Beifahrer vorhanden. Wir haben die Er-
kenntnis gewonnen, daß ein zusätzliches Sichtfen-
ster keinen entsprechenden Sicherheitsgewinn 
bringt. Wir sind aber zusammen mit der BASt zu-
sammen dabei, zu prüfen, welche Sicherheitsge-
winne durch zusätzliche Spiegelsysteme — diese 
Vorschrift ist ja von der EG erlassen worden — zu 
erzielen sind. Das gilt aber nicht für Türen. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfrage, 
bitte schön. 

Hettling (SPD): Insofern ist die Sache in Bewe-
gung, Herr Staatssekretär. Aber wenn wir davon 
ausgehen, daß wir jährlich mit 200 Toten zu rech-
nen haben — insofern wird die Position des „stern" 
ja nicht in Frage gestellt —, haben wir keine Zeit 
mehr, lange zu warten. Können wir nicht die in 
anderen Ländern gemachten Erfahrungen auch für 
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Lkw umsetzen und die von der Bundesanstalt für 
Straßenwesen vorgeschlagenen besseren Spiegelsy-
steme und Schürzen sofort einführen? 

Bayer, Staatssekretär: Bezüglich der Spiegel ist 
die Einführung beschlossen. Bezüglich der Schür-
zen gibt es Probleme wegen der EG-einheitlichen 
Regelungen, vor allem wegen der Gewichtsproble-
me. Das ist ja eine Nutzlast, die von den Lkw zur 
Beseitigung von Sicherheitsproblemen aufgewen-
det werden muß. Hier wird geltend gemacht, daß 
dies natürlich Wettbewerbsverzerrungen verursa-
chen kann. 

Wir sind daran, eine EG-einheitliche Regelung, 
die eine sinnvolle zusätzliche Sicherheit bringt, so-
fort anzuwenden. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Brück. 

Brück (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben eben 
gesagt, in den Lkw sei immer ein Beifahrer dabei. 
Ist das tatsächlich so? Oder ist nicht vor allem im 
Nahverkehr nie ein Beifahrer dabei? 

Bayer, Staatssekretär: Ich darf Ihnen die Frage 
bezüglich der Beifahrer wie folgt beantworten: 
„Sichtfenster in der Beifahrertür von Lkw bringen 
nicht den gewünschten Erfolg." Zu diesem Ergebnis 
kommt die Bundesanstalt für Straßenwesen. Sie 
schreibt weiter: 

Im Gegensatz zu Türen in Kraftomnibussen 
des öffentlichen Nahverkehrs sind Türen in 
Lastkraftwagen erheblich schmaler und we-
sentlich höher angeordnet. Darüber hinaus ver-
hindern Einbauten bzw. der Beifahrer selbst 

— sofern er vorhanden ist — 
eine ungehinderte Sicht auf den zu überwa-
chenden Verkehrsraum. Selbst bei ungehinder-
ter Sicht könnte der Fahrer durch das Sichtfen-
ster nur das beobachten, was im Abschnitt 
sichtbar ist, nicht aber das Geschehen davor 
und dahinter. 

Das sind die Probleme, die die Bundesanstalt für 
Straßenwesen hier sieht. 

Vizepräsident Cronenberg: Sie haben noch eine 
Zusatzfrage. Bitte schön, Herr Abgeordneter. 

Hettling (SPD): Herr Staatssekretär, Sie sagten 
soeben, daß die Einführung des verbesserten Spie-
gelsystems beschlossen sei. Wann wird bei neuzu-
zulassenden Lkw dieses verbesserte Spiegelsystem, 
das eine Unfallursache beseitigt, verbindlich vorge-
schrieben? 

Bayer, Staatssekretär: Es gibt die Anpassungs-
richtlinie 85/205 EG vorn 18. Februar 1985, die ich 
gerade erwähnt habe. Damit wird eine erhebliche 
Verbesserung der Sichtverhältnisse auf der rechten 
Lkw-Seite erreicht. Allerdings werden diese ver-
schärften Vorschriften nach den Übergangsbestim-
mungen, die in der EG Geltung haben, erst Ende 
der 80er Jahre EG-einheitlich in Kraft treten kön-
nen. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine letzte Zusatzfrage. 
Bitte schön, Herr Abgeordneter. 

Hettling (SPD): Herr Staatssekretär, nach Ihrer 
letzten Aussage können diese Vorschriften auf 
Grund der Übergangsvorschriften erst Ende der 
80er Jahre in Kraft treten. Wir haben jetzt 1985. 
Glauben Sie, daß die Bundesregierung, daß dieses 
Parlament es sich leisten kann, auf Grund des Feh-
lens dieser Spiegelsysteme noch Tausende von To-
ten und Zigtausende von Verletzten zu verantwor-
ten? 

Bayer, Staatssekretär: Die Bundesregierung wird 
alles tun, um diese Frist zu verkürzen. Aber wir 
sind an die EG-Vorschriften gebunden. Die Bundes-
republik ist ein Durchgangsland, das einzige große 
Durchgangsland, das im Fernverkehr, vor allem im 
Lkw-Fernverkehr, von allen Seiten her benutzt 
wird. Wir müssen hier die EG-Vorschriften berück-
sichtigen, weil wir bei entsprechenden Klagen un-
terliegen würden. 

Vizepräsident Cronenberg: Damit sind wir am 
Ende der Fragestunde und auch am Ende unserer 
heutigen Tagesordnung. 
Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 

Bundestages auf Donnerstag, den 12. September, 
8 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 16.57 Uhr) 

Berichtigung 

153. Sitzung, Seite 11541 D, Zeile 13: Statt „(Roth 
[Gießen] [SPD]:" ist „(Roth [Gießen] [CDU/CSU]:" 
zu lesen. 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Ahrens 	 13. 9. 
Antretter 	 13. 9. 
Dr. Apel 	 11. 9. 
Becker (Nienberge) 	 12. 9. 
Berschkeit 	 13. 9. 
Büchner (Speyer) 	 11. 9. 
Clemens 	 11. 9. 
Frau Eid 	 11. 9. 
Eigen 	 13. 9. 
Götzer 	 13. 9. 
Haase (Fürth) 	 13. 9. 
Frau Hönes 	 13. 9. 
Ibrügger 	 13. 9. 
Jung (Düsseldorf) 	 11. 9. 
Frau Kelly 	 13. 9. 
Kittelmann 	 12. 9. 
Frau Krone-Appuhn 	 13. 9. 
Lemmrich 	 13. 9. 
Dr. Rumpf 	 12. 9. 
Roth (Gießen) 	 12. 9. 
Dr. Scheer 	 12. 9. 
Schmidt (Hamburg) 	 13. 9. 
Schmidt (München) 	 12. 9. 
Schmitz (Baesweiler) 	13. 9. 
Schulte (Unna) 	 12. 9. 
Schwarz 	 12. 9. 
Sieler 	 12. 9. 
Dr. Sperling 	 13. 9. 
Dr. Freiherr Spies von Büllesheim 13. 9. 
Stockhausen 	 13. 9. 
Dr. Unland 	 13. 9. 
Vogt (Sonthofen) 	 11. 9. 
Volmer 	 13. 9. 
Wilz 	 13. 9. 
Wischnewski 	 13. 9. 
Frau Dr. Wisniewski 	 11. 9. 
Zierer 	 11. 9. 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Frage 
des Abgeordneten Lowack (CDU/CSU) (Drucksache 
10/3795 Frage 3): 

Aus welchen Gründen werden zur Zeit aus dem Haushalt 
für das Bundesministerium für Forschung und Technologie 
keine neuen Projekte mehr gefördert, die einen rationelleren 
Energieeinsatz vorsehen, obwohl Energieeinsparung zu-
gleich als beste Art, die Umweltbelastung zu verringern, an-
gesehen werden muß? 

Projekte zur Rationellen Energieverwendung för-
dert der BMFT nicht nur im Rahmen der Energie-
forschung, sondern auch in vielen anderen Berei-
chen wie der Werkstoff-, Verkehrs- und Bautech-
nik. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Im engeren Bereich „Rationelle Energieverwen-
dung" sind mit fast 70 Millionen DM 1985 und gut 
40 Millionen DM 1986 hohe Förderbeträge in vielen 
Projekten festgelegt. Damit sind zunächst die Pla-
nungsansätze ausgefüllt, so daß für neue, zusätzli-
che Arbeiten erst wieder ab 1987 freie Haushalts-
mittel bereitstehen. 

In diesem Zusammenhang sollte auch nicht ver-
gessen werden, daß bei der Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften im Rahmen der dort lau-
fenden Förderprogramme zur Rationellen Energie-
verwendung auch für deutsche Antragsteller die 
Möglichkeit besteht, Anträge einzureichen. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Frage des 
Abgeordneten Pfuhl (SPD) (Drucksache 10/3795 
Frage 6): 

Erscheint der Bundesregierung das Verbot der Molkereiar-
beit an Sonn- und Feiertagen ab 12.00 Uhr gemäß Gewerbe-
ordnung im Hinblick auf den rationalisierten Arbeitsrhyth-
mus und der Gefahr der Verderblichkeit der Milch bei Milch-
trocknungsanlagen u. ä. Verarbeitungsprinzipien noch ge-
rechtfertigt? 

Das Verbot der Molkereiarbeit an Sonn- und Fei-
ertagen ab 12.00 Uhr beruht auf der auf Grund der 
Gewerbeordnung erlassenen Bekanntmachung be-
treffend Ausnahmen vom Verbot der Sonntagsar-
beit vom 5. Februar 1985. Die Bundesregierung hat 
in ihrem Entwurf eines Arbeitszeitgesetzes (Bun-
destags-Drucksache 10/2706) unter anderem vorge-
schlagen, die alten Bestimmungen durch eine zeit-
gemäße Regelung zu ersetzen. So wird in dem Ge-
setzentwurf vorgeschlagen, Sonn- und Feiertagsar-
beit zur Verhütung des Verderbens von Naturer-
zeugnissen oder Rohstoffen oder des Mißlingens 
von Arbeitsergebnissen zuzulassen, ferner bei Ar-
beiten, die aus chemischen, biologischen oder physi-
kalischen Gründen einen ununterbrochenen Fort-
gang an Sonn- und Feiertagen erfordern. Dies wird 
in Zukunft auch für die Molkereiarbeit gelten. Ich 
möchte jedoch darauf hinweisen, daß nicht zuletzt 
wegen des im Grundgesetz verankerten Grundsat-
zes der Sonn- und Feiertagsruhe eine Arbeit an 
Sonn- und Feiertagen nur zulässig sein wird, wenn 
diese nicht an Werktagen vorgenommen werden 
kann. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Hansen (Hamburg) (SPD) (Druck-
sache 10/3795 Fragen 7 und 8): 
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Welche Ursachen sind nach Ansicht der Bundesregierung 
maßgebend dafür, daß insbesondere die norddeutschen Ar-
beitsämter (mit Hamburg an der Spitze) ihren gesetzlichen 
Auftrag aus dem Arbeitsförderungsgesetz, nämlich zügige 
Arbeitsvermittlung, Leistungsgewährung und Berufsbera-
tung, nicht oder nur unzureichend erfüllen können? 

Beabsichtigt die Bundesregierung über die Bundesanstalt 
für Arbeit angesichts des „Süd-Nord-Gefälles" auf dem Ar-
beitsmarkt und eingedenk des enormen Überschusses der 
Bundesanstalt für Arbeit, personelle Ausgleichsmaßnahmen 
auf regionaler und sektoraler Ebene innerhalb der Arbeits-
verwaltung durch Anpassung des Personalbestands an das 
gestiegene Arbeitsvolumen zu ergreifen, oder welche ande-
ren Maßnahmen hält die Bundesregierung für sinnvoll? 

Bei den Arbeitsämtern haben sich insbesondere 
durch die starke Zunahme der Arbeitslosigkeit seit 
1980 erhebliche Mehrbelastungen ergeben. Der Per-
sonalbestand hat zwar nicht im gleichen Umfang 
zugenommen. Er ist jedoch beträchtlich angestie-
gen. Die Beschäftigtenzahl ist in den letzten 5 Jah-
ren um 6 992 Kräfte (+ 12,6 %) auf insgesamt 62 583 
Kräfte erhöht worden. 

Der Gesamtaufwand für Personalausgaben hat 
im gleichen Zeitraum um 554,2 Millionen DM ( = 
26,6 %) zugenommen. Die Personalsituation hat ver-
schiedentlich zu Engpässen geführt, die jedoch 
nicht mit der Auswertung eines Süd-Nord-Gefälles 
aufgetreten sind. Insgesamt gesehen haben die Per-
sonalverstärkungen neben organisatorischen Maß-
nahmen jedoch dazu beigetragen, daß die Arbeits-
ämter die ihnen übertragenen Aufgaben in ange-
messener Weise erfüllen konnten. 

Die Bundesregierung hat sich seit ihrem Amtsan-
tritt für Personalverstärkungen bei den Arbeitsäm-
tern eingesetzt. Angesichts der Lage auf dem Ar-
beitsmarkt sind weitere Bemühungen erforderlich, 
die Arbeitsämter in den Stand zu setzen, ihren Auf-
gaben mit größtmöglicher Effizienz nachzukom-
men. In welchem Umfang weitere Personalverstär-
kungen möglich sind, wird im Zusammenhang mit 
der Genehmigung des Haushalts 1986 der Bundes-
anstalt für Arbeit geprüft werden. Die Bundesregie-
rung muß zunächst abwarten, welche Beschlüsse 
die Selbstverwaltungsgremien der Bundesanstalt 
für Arbeit im Rahmen der Verabschiedung des 
Haushalts für 1986 fassen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage des Angeordneten Dr. Weng (Gerlingen) 
(FDP) (Drucksache 10/3795 Frage 29): 

Welche Pläne hat die Bundesregierung, infolge der jüng-
sten Lebensmittelskandale (Wein, Flüssigei u. ä.) gesetzliche 
Vorschriften im Lebensmittelrecht derart zu ändern, daß De-
klarationen von Lebensmitteln dem Verbraucher die tatsäch-
lichen Verhältnisse übermitteln müssen? 

Bezeichnung und Aufmachung von Wein sind seit 
1976 durch in allen Mitgliedstaaten unmittelbar gel-
tende EG-Verordnungen geregelt. Nationale Rege-
lungskompetenzen bestehen nur noch dort, wo das 
Gemeinschaftsrecht ausdrücklich dazu ermächtigt. 

Seit 1983 liegt den Ratsgremien ein Vorschlag der 
Kommission vor, der ein Verzeichnis der Zutaten in 
der Weinetikettierung vorschreiben will. Die deut-
sche Delegation hat diesen Vorschlag von Anfang 
an nachdrücklich unterstützt. Er stößt jedoch auf 
den Widerstand mehrerer anderer Mitgliedstaaten. 

Die Bundesregierung wird sich weiterhin nach-
drücklich und auf allen Ebenen für eine rasche Ver-
abschiedung einsetzen. 

Im übrigen sieht die Bundesregierung keinen An-
laß, wegen der in jüngster Zeit in der Öffentlichkeit 
diskutierten Verstöße gegen lebensmittelrechtliche 
Vorschriften die geltenden Kennzeichnungsvor-
schriften zu ändern. Die Kennzeichnung grundsätz-
lich aller Lebensmittel in Fertigpackungen richtet 
sich nach den Vorschriften der Lebensmittel-Kenn-
zeichnungsverordnung (LMKV) vom 22. Dezember 
1981 (BGBl. I S. 1625). Die LMKV schreibt — mit 
wenigen Ausnahmen — für alle verpackten Lebens-
mittel neben der Angabe der Verkehrsbezeichnung 
u. a. die Angabe des Verzeichnisses der Zutaten vor. 
Das Zutatenverzeichnis besteht aus einer vollstän-
digen Aufzählung der Zutaten des Lebensmittels in 
absteigender Reihenfolge ihres Gewichtsanteils 
zum Zeitpunkt der Herstellung des Lebensmittels. 

Werden bei der Herstellung z. B. von Teigwaren 
frische Eier — Güteklasse A — verwendet, so ist 
diese Zutat im Zutatenverzeichnis mit der Ver-
kehrsbezeichnung, also einer Angabe wie „Eier" 
oder „frische Eier" zu kennzeichnen. Bei Verwen-
dung von Vollei oder Eigelb, jeweils in flüssigem, 
tiefgefrorenem oder getrocknetem Zustand, ist ent-
weder die jeweilige in der Eiprodukte-Verordnung 
enthaltene Verkehrsbezeichnung oder der Klassen-
name „Eiprodukte" im Zutatenverzeichnis anzuge-
ben; Angaben wie „Ei" oder „frische Eier" dürfen bei 
diesen Zutaten nicht verwendet werden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
durch die Verpflichtung zur Angabe der Verkehrs-
bezeichnung und des Verzeichnisses der Zutaten 
die notwendige Unterrichtung des Verbrauchers 
über die Art und Zusammensetzung des Lebensmit-
tels gewährleistet ist. 

Abgesehen von den speziellen Rechtsvorschrif-
ten, die die Kennzeichnung und Aufmachung von 
Lebensmitteln regeln, bestehen im Lebensmittel- 
und Bedarfsgegenständegesetz allgemeine Rechts-
vorschriften zum Schutz der Verbraucher vor Täu-
schung. Diese Rechtsvorschriften verbieten das In-
verkehrbringen von Lebensmitteln unter irrefüh-
renden Bezeichnungen, Angaben oder Aufmachun-
gen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Müller (Schweinfurt) 
(SPD) (Drucksache 10/3795 Fragen 34 und 35): 

Trifft es zu, daß in den Niederlanden Legehennen Tierarz-
neimittel ohne Wartezeit verabreicht werden dürfen, wäh-
rend bei Verwendung der gleichen Medikamente in der Bun-
desrepublik Deutschland eine vierzehntägige Wartezeit vor- 
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geschrieben ist, und kann die Bundesregierung garantieren, 
daß Eier bzw. Hühner aus so behandelten Beständen nicht in 
die Bundesrepublik Deutschland eingeführt werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Eierprodukteverord-
nung so abzuändern, daß bebrütete Eier keinesfalls mehr für 
den menschlichen Verzehr in den Verkehr gebracht werden 
dürfen? 

Zu Frage 34: 
Der Bundesregierung ist nicht bekannt, auf wel-

che Tierarzneimittel sich die Frage im einzelnen 
bezieht. Unterschiede in den festgesetzten Warte-
zeiten sind jedoch bekannt. 
Unterschiedliche Regelungen für Tierarzneimit-

tel und dabei auch über Wartezeiten waren Grund 
für die insbesondere auf deutsches Drängen er-
folgte Verabschiedung der EG-Richtlinien für Tier-
arzneimittel im Jahre 1981. Danach sind bei der 
Zulassung von Tierarzneimitteln in allen Mitglied-
staaten die Wartezeiten so zu bemessen, daß eine 
Gefährdung des Menschen durch Rückstände aus-
geschlossen ist. 

Angesichts der besonderen biologischen Gege-
benheiten in der Eibildung bei Legehennen konnte 
auch auf nationaler Ebene bisher von den wissen-
schaftlichen Gremien eine voll befriedigende Lö-
sung für die erforderlichen Wartezeiten nach der 
Legehennentherapie nicht vorgeschlagen werden. 

Die Bundesregierung hält es für wünschenswert, 
daß in zunehmendem Maße nur noch die Arzneimit-
tel zum Einsatz gelangen, bei denen die Einhaltung 
einer Wartezeit nicht erforderlich ist. Sie prüft zur 
Zeit, ob durch eine Änderung der Verordnung über 
Stoffe mit pharmakologischer Wirkung unter Ein-
beziehung von Rückstandsgrenzwerten eine bes-
sere Lösung möglich ist. Soweit erforderlich, wird 
dabei, wie für Chloramphenicol sowohl in der Bun-
desrepublik Deutschland als auch in den Niederlan-
den bereits geschehen, die Anwendung bestimmter 
Arzneimittel weiter eingeschränkt werden. Unge-
achtet der Annäherung der Standpunkte in Einzel-
fragen drängt die Bundesregierung auf eine umfas-
sende Harmonisierung auf EG-Ebene. Dazu hat der 
nach den Richtlinien zu bildende Ausschuß für 
Tierarzneimittel die Arbeiten aufgenommen, um 
EG-einheitlich die Rückstandsgrenzwerte festzule-
gen. Die Bundesregierung setzt sich mit Nachdruck 
für einen raschen Fortgang dieser Arbeiten ein, um 
bestehende Unterschiede bei den Wartezeiten abzu-
stellen. 
Um zu verhüten, daß Eier mit überhöhten Rück-

standsgehalten in die Bundesrepublik Deutschland 
eingeführt werden, wurden die für die Lebensmit-
telüberwachung zuständigen obersten Landesbe-
hörden wiederholt gebeten, Kontrollen auf Rück-
stände — insbesondere auch bei Importen aus den 
Niederlanden — zu intensivieren. Die bisher be-
kannt gewordenen Ergebnisse lassen den Nachweis 
nicht zu, daß gesundheitlich erforderliche Wartezei-
ten nicht eingehalten worden sind. 

Zu Frage 35: 
Nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 der Eiprodukte-Verordnung 

dürfen bebrütete Hühnereier, die den Anforderun-
gen der EWG-Verordnung über Vermarktungsnor-

men für Eier genügen, zu Eiprodukten für den 
menschlichen Verzehr verwendet werden. Diese 
Vorschrift ist gebunden an Art. 6 Abs. 2 der genann-
ten EWG-Verordnung, wonach bebrütete, nicht be-
fruchtete Eier, die nicht länger als 6 Tage im Brut-
apparat waren, in die Güteklasse C oder „Aussor-
tiert, für die Nahrungsmittelindustrie bestimmt" 
eingeteilt werden dürfen. 

Die Bundesregierung vertritt schon seit Jahren 
den Standpunkt, daß die Verwendung bebrüteter 
Eier als Lebensmittel generell verboten werden 
müsse, konnte aber gegen den Widerstand anderer 
Mitgliedstaaten der EWG, insbesondere der Nieder-
lande, bisher nur erreichen, daß die Kommission im 
Rahmen der letzten Änderung der „Vermarktungs-
normen" den Auftrag erhielt, dem Rat die erforder-
lichen Änderungsvorschriften vor dem 1. Juli 1986 
vorzuschlagen. 

Die verbotswidrige Verwendung bebrüteter und 
befruchteter Eier bei der Herstellung von Eiproduk-
ten, die durch eine niederländische Firma in die 
Bundesrepublik Deutschland exportiert wurden, 
gab der Bundesregierung Anlaß, sich bei der Korn-
mission der EG erneut mit allem Nachdruck für ein 
alsbaldiges generelles Verbot der Verwendung be-
brüteter Eier als Lebensmittel einzusetzen. Der nie-
derländische Landwirtschaftsminister ist aufgefor-
dert worden, dieses Anliegen zu unterstützen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage des Abgeordneten Kirschner (SPD) (Druck-
sache 10/3795 Frage 43): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, wonach im Zusammen-
hang mit der zunehmenden durchschnittlichen Dauer der 
Arbeitslosigkeit und den Kürzungen der finanziellen Lei-
stungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz die Zahl der 
Haushalte, die Hilfe zum Lebensunterhalt beziehen, weil als 
Hauptursache der Hilfegewährung der Arbeitsplatz verloren-
gegangen ist, in den vergangenen drei Jahren stark angestie-
gen ist, und wie hoch schätzt die Bundesregierung die Zahl 
dieser Haushalte für das Jahr 1984? 

Es trifft zu, daß die Zahl der Haushalte, bei denen 
der Verlust des Arbeitsplatzes die Hauptursache für 
die Gewährung laufender Sozialhilfeleistungen 
zum Lebensunterhalt war, in den letzten Jahren 
erheblich zugenommen hat. Nach der Bundesstati-
stik der Sozialhilfe waren es im Jahre 1980 insge-
samt 80 893 Haushalte, im Jahre 1981 93 764 Haus-
halte, im Jahre 1982 158 731 Haushalte und im 
Jahre 1983 203 616 Haushalte. Dabei ist darauf hin-
zuweisen, daß in den Jahren 1981 und 1983 die stati-
stische Erhebung jeweils auf der Grundlage einer 
20-Prozent-Stichprobe erfolgt ist. 

Zahlen für das Jahr 1984 liegen noch nicht vor. 
Die Bundesregierung geht jedoch auch für 1984 von 
einer Zunahme der Haushalte aus, die wegen Ar-
beitslosigkeit eines Haushaltsangehörigen Sozial-
hilfe in Abspruch nehmen mußten. 
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Anlage 8 

Antwort 

des Staatssekretärs Bayer auf die Frage des Abge-
ordneten Lowack (CDU/CSU) (Drucksache 10/3795 
Frage 47): 

Woran ist es bislang gescheitert, daß die Deutsche Luft-
hansa auf dem Washingtoner Dulles International Airport 
landen darf, und ist die Bundesregierung gegebenenfalls be-
reit, sich politisch mit allem Nachdruck dafür einzusetzen, 
daß die Deutsche Lufthansa die Start- und Landerechte er-
hält? 

Der Deutschen Lufthansa AG ist es wegen feh-
lender Verkehrsrechte derzeit nicht möglich, den 
Flughafen Washington Dulles International im Li-
nienverkehr zu bedienen. 

Die Bundesregierung bemüht sich deshalb im 
Rahmen der seit Mai 1982 laufenden Verhandlun-
gen über ein neues Luftverkehrsabkommen, wel-
ches das Luftverkehrsabkommen mit den USA von 
1955 ersetzen soll, die Linienverkehrsrechte für wei-
tere Punkte in den USA zu erlangen. Dieses Bemü-
hen zielt nicht nur auf Verkehrsrechte für zusätzli-
che Punkte. Unseren Interessen wäre, zunächst 
wenigstens, auch schon durch eine amerikanische 
Bereitschaft gedient, die für bestimmte Punkte ge-
währten Rechte auf anderen Flughäfen ausüben, 
d. h. Landepunkte austauschen zu können. Diese 
Bereitschaft war bislang leider nicht vorhanden. 
Die Bundesregierung wird ihre mehrjährigen Be-

mühungen mit allem Nachdruck fortführen. Der 
Verkehrsausschuß des Deutschen Bundestages hat 
sie darin bei seinen Gesprächen im Juli dieses Jah-
res in Washington, D. C., nachdrücklich unterstützt. 
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